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1 Einleitung 

Im Flächennutzungsplan ist für das gesamte Gemeindegebiet die sich aus der beabsich-

tigten städtebaulichen Entwicklung ergebende Art der Bodennutzung nach den voraus-

sehbaren Bedürfnissen der Gemeinde in den Grundzügen darzustellen (§ 5 Abs. 1 BauGB). 

Aufgrund der vom Baugesetzbuch geforderten Zweistufigkeit der Planung, um die bauli-

che und sonstige Nutzung der Grundstücke „vorzubereiten“ und zu „leiten“, ergeben sich 

die zwei Arten der Bauleitpläne. 

Der eigentliche, das Planmäßigkeitsprinzip prägende Bauleitplan ist der Bebauungsplan. Er 

bestimmt unmittelbar die rechtliche Qualität des Bodens, an ihn knüpfen die planakzesso-

rischen städtebaulichen Instrumente des Baugesetzbuches in der Regel an. Aufgrund die-

ser rechtlichen Verbindlichkeit und seiner Vollzugseignung kann der Bebauungsplan je-

doch nur kleinräumig angelegt sein. Er vermag damit allein die städtebauliche Entwick-

lung und Ordnung der gesamten Gemeinde nicht zu lenken und sicherzustellen. § 5 Abs. 1 

Satz 1 sieht daher zwingend vor, dass für das gesamte Gemeindegebiet ein Flächennut-

zungsplan aufzustellen ist. Die Bebauungspläne sind aus diesem zu entwickeln. Insoweit 

kommt dem Flächennutzungsplan Programmierungsfunktion zu. Das Baugesetzbuch setzt 

einen doppelten inhaltlichen Rahmen hierfür, nämlich zum einen durch die Orientierung 

an der beabsichtigten städtebaulichen Entwicklung, das heißt, an der auf der Planungs-

hoheit beruhenden entwicklungsplanerischen Konzeption der Gemeinde, und zum an-

deren durch die Beschränkung auf die voraussehbaren Bedürfnisse der Gemeinde, was im 

Allgemeinen einen Prognose- und damit Planungshorizont von bis zu fünfzehn Jahren be-

dingt. 

Auf der anderen Seite hat der Flächennutzungsplan die Vorgaben aufzunehmen, die in 

ihn durch eine gemeindliche Entwicklungsplanung, Ziele der Raumordnung und Landes-

planung oder aber vorrangige Fachplanungen gesetzt werden. In dieser Hinsicht kommt 

dem Flächennutzungsplan Ausführungsfunktion zu. 

Der Flächennutzungsplan hat also eine doppelte Aufgabe: Umsetzung übergeordneter 

Planungen und Steuerung nachfolgender Planungen, gegebenenfalls aber auch Steue-

rung nachfolgender Bodennutzungen. Dabei ist der Flächennutzungsplan Gesamtplan in-

soweit, als er auf die Bodennutzung bezogen ist. In dieser Hinsicht konzentriert der Flä-

chennutzungsplan in sich die Aussagen zahlreicher Fachplanungen der Gemeinde, wie 

beispielsweise der Verkehrsplanung oder der Ver- und Entsorgungsplanung. Fachplan da-

gegen ist der Flächennutzungsplan insoweit, als er zwar andere Fachplanungen zu-

sammenfassend darstellt, aber eben nur unter dem fachlichen Gesichtspunkt ihres Bo-

den- oder Raumbezuges. Andere Aspekte, wie vor allem die Investitionsplanung bleiben 

beim Flächennutzungsplan außer Betracht. 

Bei der Ausführung ist die Gemeinde bei der Flächennutzungsplanung nicht auf den blo-

ßen Vollzug beschränkt. Zum einen erfüllt der Flächennutzungsplan insoweit eine Koordi-

nierungsfunktion. Die vielfältigen, sich alle auf dasselbe Gemeindegebiet beziehenden 

Planungen werden bei der Flächennutzungsplanung zusammengeführt und müssen ge-

gebenenfalls miteinander in Einklang gebracht werden. Hier wird sich oftmals die Not-

wendigkeit ergeben, bislang unausgetragene Zielkonflikte abzuarbeiten. Der Gemeinde 

erwächst so ein nicht geringer eigener Gestaltungsspielraum. Soweit vorrangige Planun-

gen sich räumlich auf die Festlegung der Gemeinde oder eines Gemeindeteils beschrän-

ken, erfüllt der Flächennutzungsplan auch eine Allokationsfunktion, indem er den genauen 
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1 Einleitung

Im Flachennufzungsplan isf für das gesamfe Gemeindegebief die sich aus der beabsich—
figfen sfadfebaulichen Enfwicklung ergebende Arf der Bodennufzung nach den voraus—
sehbaren Bedürfnissen der Gemeinde in den Grundzügen darzusfellen (ä 5 Abs. l BauGB).
Aufgrund der vom Baugesefzbuch geforderfen Zweisfufigkeif der Planung, um die bauli—
che und sonsfige Nufzung der Grundsfücke „vorzubereifen“ und zu „Ieifen“, ergeben sich
die zwei Arfen der Bauleifplane.
Der eigenfliche, das PlanmaBigkeifsprinzip pragende Bauleifplan isf der Bebauungsplan. Er
besfimmf unmiffelbar die rechfliche Qualifaf des Bodens, an ihn knüpfen die planakzesso—
rischen sfadfebaulichen Insfrumenfe des Baugesefzbuches in der Regel an. Aufgrund die—
ser rechflichen Verbindlichkeif und seiner Vollzugseignung kann der Bebauungsplan je—
doch nur kleinraumig angelegf sein. Er vermag damif allein die sfadfebauliche Enfwick—
Iung und Ordnung der gesamfen Gemeinde nichf zu lenken und sicherzusfellen. ä 5 Abs. l
Safz l siehf daher zwingend vor, dass für das gesamfe Gemeindegebief ein Flachennuf—
zungsplan aufzusfellen isf. Die Bebauungsplane sind aus diesem zu enfwickeln. Insoweif
kommf dem Flachennufzungsplan Programmierungsfunkfion zu. Das Baugesefzbuch sefzf
einen doppelfen inhalflichen Rahmen hierfür, namlich zum einen durch die Orienfierung
an der beabsichfigfen sfadfebaulichen Enfwicklung, das heißf, an der auf der Planungs—
hoheif beruhenden enfwicklungsplanerischen Konzepfion der Gemeinde, und zum an-
deren durch die Beschrankung auf die voraussehbaren Bedürfnisse der Gemeinde, was im
Allgemeinen einen Prognose- und damif Planungshorizonf von bis zu fünfzehn Jahren be—
dingf.
Auf der anderen Seife haf der Flachennufzungsplan die Vorgaben aufzunehmen, die in
ihn durch eine gemeindliche Enfwicklungsplanung, Ziele der Raumordnung und Landes—
planung oder aber vorrangige Fachplanungen gesefzf werden. In dieser Hinsichf kommf
dem Flachennufzungsplan Ausführungsfunkfion zu.
Der Flachennufzungsplan haf also eine doppelfe Aufgabe: Umsefzung übergeordnefer
Planungen und Sfeuerung nachfolgender Planungen, gegebenenfalls aber auch Sfeue—
rung nachfolgender Bodennufzungen. Dabei isf der Flachennufzungsplan Gesamfplan in-
soweif, als er auf die Bodennufzung bezogen isf. ln dieser Hinsichf konzenfrierf der Fla-
chennufzungsplan in sich die Aussagen zahlreicher Fachplanungen der Gemeinde, wie
beispielsweise der Verkehrsplanung oder der Ver— und Enfsorgungsplanung. Fachplan da—
gegen isf der Flachennufzungsplan insoweif, als er zwar andere Fachplanungen zu-
sammenfassend darsfellf, aber eben nur unfer dem fachlichen Gesichfspunkf ihres Bo-
den— oder Raumbezuges. Andere Aspekfe, wie vor allem die lnvesfifionsplanung bleiben
beim Flachennufzungsplan außer Befrachf.
Bei der Ausführung isf die Gemeinde bei der Flachennufzungsplanung nichf auf den blo—
Ben Vollzug beschrankf. Zum einen erfüllf der Flachennufzungsplan insoweif eine Koordi-
nierungsfunkfion. Die vielfalfigen, sich alle auf dasselbe Gemeindegebief beziehenden
Planungen werden bei der Flachennufzungsplanung zusammengeführf und müssen ge—
gebenenfalls mifeinander in Einklang gebrachf werden. Hier wird sich offmals die Nof—
wendigkeif ergeben, bislang unausgefragene Zielkonflikfe abzuarbeifen. Der Gemeinde
erwachsf so ein nichf geringer eigener Gesfalfungsspielraum. Soweif vorrangige Planun-
gen sich raumlich auf die Fesflegung der Gemeinde oder eines Gemeindefeils beschran—
ken, erfüllf der Flachennufzungsplan auch eine Allokafionsfunkfion, indem er den genauen
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Standort bestimmter Anlagen oder Flächen innerhalb der Gemeinde bestimmt. Soweit 

solcher Gestaltungsspielraum nicht vorhanden ist, etwa weil eine parzellenscharfe Planung 

lediglich zu übernehmen ist, kommt dem Flächennutzungsplan immerhin noch Informa-

tionsfunktion zu. 

Aus dieser komplexen Aufgabenstellung des Flächennutzungsplans folgt, dass er zwar auf 

die Bodennutzung beschränkt ist, in seinen Wirkungen jedoch weit über Bodennutzungs-

aspekte hinaus in den kommunalpolitischen und wirtschaftlichen Bereich hinein Folgewir-

kungen auslöst. 

Dementsprechend fordert § 5 Abs. 1 Satz 1, dass der Flächennutzungsplan nach den vo-

raussehbaren Bedürfnissen der Gemeinde aufzustellen ist. Es wird also nicht nur eine pla-

nerisch optimale Lösung verlangt, sondern eine Einbettung des Flächennutzungsplans in 

die absehbare und gewünschte gemeindliche Entwicklung. Diese Einbindung in und aus 

Richtung auf die Entwicklung der Gemeinde in ihren verschiedensten Bereichen erfordert, 

wenn sie nicht inhaltsleere Formel bleiben soll, einen Prozess der Planaufstellung, in den 

sowohl die planerischen Vorstellungen der gemeindlichen Fachbehörden als auch die po-

litischen Entwicklungsvorstellungen des Rates Eingang finden müssen. Analyse der Lage, 

Prognose der Entwicklung und Programmierung der anzustrebenden Ziele sind daher zent-

rale Elemente bei der Aufstellung eines Flächennutzungsplans. Die Programmierungs-

funktion des Flächennutzungsplans, sein Charakter als Zweckprogramm, tritt hier deutlich 

hervor. 

Aus dieser Funktion folgt auch die Beschränkung des Flächennutzungsplans auf bloße 

„Grundzüge“ und die Bedeutung des Erläuterungsberichtes. Zunächst behält der Erläute-

rungsbericht seine Funktion, die wesentlichen Elemente und Aussagen des Flächennut-

zungsplans, seine Ziele und ihre Begründung verständlich und nachvollziehbar darzulegen. 

1.1 Die Wirkungen des Flächennutzungsplans 

Insgesamt ist der Flächennutzungsplan von unbestrittener Nützlichkeit. Im Idealfall koordi-

niert er die flächenbezogenen Planungen einer Gemeinde, trifft die wichtigsten Standor-

tentscheidungen, informiert die Bürger, Unternehmen und interessierten Dienststellen der 

öffentlichen Verwaltung über die räumliche Gesamtplanung der Gemeinde und enthält 

auf diese Weise ein kompaktes, jedermann zugängliches Entwicklungsprogramm für das 

gesamte Gemeindegebiet. 

Der Flächennutzungsplan stellt - anders als der Bebauungsplan - keine verbindliche 

Rechtsnorm dar. Er wird von der Gemeinde nicht als Satzung beschlossen, sondern nur als 

verwaltungsinternes Planwerk. Aus dem Flächennutzungsplan allein kann niemand Ansprü-

che herleiten, insbesondere nicht den Anspruch auf eine Baugenehmigung. Dennoch 

geht von ihm nicht unerhebliche Bindungswirkung aus. 

Am wichtigsten ist die Bindungswirkung des Flächennutzungsplans für nachfolgende Be-

bauungspläne. Sie müssen aus ihm „entwickelt“ werden (§ 8 Abs. 2 BauGB). 

Eine gewisse Bindungswirkung hat der Flächennutzungsplan nicht nur für nachfolgende 

Bebauungspläne, sondern auch für die Genehmigung von Einzelvorhaben. Dies gilt zwar 

nicht in Gebieten nach § 34 BauGB, also innerhalb im Zusammenhang bebauter Ortsteile, 

wohl aber im Außenbereich nach § 35 BauGB. 

Bindungswirkungen aus dem Flächennutzungsplan gibt es schließlich noch gegenüber 

anderen Planungsträgern. Deren Planungen heißen im Unterschied zur integrierenden 

Bauleitplanung „Fachplanungen“; diese anderen Planungsträger müssen als Träger öffent-
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litischen Entwicklungsvorstellungen des Rates Eingang finden müssen. Analyse der Lage, 

Prognose der Entwicklung und Programmierung der anzustrebenden Ziele sind daher zent-

rale Elemente bei der Aufstellung eines Flächennutzungsplans. Die Programmierungs-

funktion des Flächennutzungsplans, sein Charakter als Zweckprogramm, tritt hier deutlich 

hervor. 

Aus dieser Funktion folgt auch die Beschränkung des Flächennutzungsplans auf bloße 

„Grundzüge“ und die Bedeutung des Erläuterungsberichtes. Zunächst behält der Erläute-

rungsbericht seine Funktion, die wesentlichen Elemente und Aussagen des Flächennut-

zungsplans, seine Ziele und ihre Begründung verständlich und nachvollziehbar darzulegen. 

1.1 Die Wirkungen des Flächennutzungsplans 

Insgesamt ist der Flächennutzungsplan von unbestrittener Nützlichkeit. Im Idealfall koordi-

niert er die flächenbezogenen Planungen einer Gemeinde, trifft die wichtigsten Standor-

tentscheidungen, informiert die Bürger, Unternehmen und interessierten Dienststellen der 

öffentlichen Verwaltung über die räumliche Gesamtplanung der Gemeinde und enthält 

auf diese Weise ein kompaktes, jedermann zugängliches Entwicklungsprogramm für das 

gesamte Gemeindegebiet. 

Der Flächennutzungsplan stellt - anders als der Bebauungsplan - keine verbindliche 

Rechtsnorm dar. Er wird von der Gemeinde nicht als Satzung beschlossen, sondern nur als 

verwaltungsinternes Planwerk. Aus dem Flächennutzungsplan allein kann niemand Ansprü-

che herleiten, insbesondere nicht den Anspruch auf eine Baugenehmigung. Dennoch 

geht von ihm nicht unerhebliche Bindungswirkung aus. 

Am wichtigsten ist die Bindungswirkung des Flächennutzungsplans für nachfolgende Be-

bauungspläne. Sie müssen aus ihm „entwickelt“ werden (§ 8 Abs. 2 BauGB). 

Eine gewisse Bindungswirkung hat der Flächennutzungsplan nicht nur für nachfolgende 

Bebauungspläne, sondern auch für die Genehmigung von Einzelvorhaben. Dies gilt zwar 

nicht in Gebieten nach § 34 BauGB, also innerhalb im Zusammenhang bebauter Ortsteile, 

wohl aber im Außenbereich nach § 35 BauGB. 

Bindungswirkungen aus dem Flächennutzungsplan gibt es schließlich noch gegenüber 

anderen Planungsträgern. Deren Planungen heißen im Unterschied zur integrierenden 

Bauleitplanung „Fachplanungen“; diese anderen Planungsträger müssen als Träger öffent-
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Stondort bestimmter Anldgen oder Flöchen innerhalb der Gemeinde bestimmt. Soweit
solcher Gestdltungsspielroum nicht vorhdnden ist, etwo weil eine pdrzellenschdrfe Pldnung
lediglich zu Übernehmen ist, kommt dem Flöchennutzungspldn immerhin noch Informd—
tionsfunktion zu.
Aus dieser komplexen Aufgdbenstellung des Fldchennutzungspldns folgt, ddss er zwor ouf
die Bodennutzung beschröinkt ist, in seinen Wirkungen jedoch weit Über Bodennutzungs—
dspekte hinous in den kommundlpolitischen und wirtschdftlichen Bereich hinein Folgewir-
kungen ouslöst.
Dementsprechend fordert ä 5 Abs. l Sotz l, doss der Fldchennutzungspldn ndch den vo-
roussehbdren Bedürfnissen der Gemeinde dufzustellen ist. Es wird Cl|SO nicht nur eine pld-
nerisch optimdle Lösung verldngt, sondern eine Einbettung des Flöchennutzungsplons in
die obsehbdre und gewünschte gemeindliche Entwicklung. Diese Einbindung in und dus
Richtung ouf die Entwicklung der Gemeinde in ihren verschiedensten Bereichen erfordert,
wenn sie nicht inhdltsleere Formel bleiben soll, einen Prozess der Pldndufstellung, in den
sowohl die pldnerischen Vorstellungen der gemeindlichen chbehörden dls duch die po—
litischen Entwicklungsvorstellungen des Rotes Eingong finden müssen. Andlyse der Loge,
Prognose der Entwicklung und Progrdmmierung der dnzustrebenden Ziele sind ddher zent—
role Elemente bei der Aufstellung eines Fldchennutzungspldns. Die Progrdmmierungs-
funktion des Fldchennutzungspldns, sein Chdrdkter dls Zweckprogrdmm, tritt hier deutlich
hervor.
Aus dieser Funktion folgt ouch die Beschrdnkung des Flöichennutzungspldns duf bloße
„Grundzüge“ und die Bedeutung des Erlduterungsberichtes. Zundchst behdlt der Erldute—
rungsbericht seine Funktion, die wesentlichen Elemente und Aussogen des FlÖchennut—
zungspldns, seine Ziele und ihre Begründung verstdndlich und nochvollziehbdr ddrzulegen.

1.1 Die Wirkungen des Flächennutzungsplcms

Insgesdmt ist der Fldchennutzungsplon von unbestrittener Nützlichkeit. Im Idedlfoll koordi-
niert er die fldchenbezogenen Pldnungen einer Gemeinde, trifft die wichtigsten Stdndor-
tentscheidungen, informiert die Bürger, Unternehmen und interessierten Dienststellen der
Öffentlichen Verwoltung über die rdumliche Gesomtpldnung der Gemeinde und enthdlt
duf diese Weise ein kompdktes, jedermdnn zugÖngliches Entwicklungsprogromm für dds
gesomte Gemeindegebiet.
Der Fldchennutzungspldn stellt — dnders Cl|S der Bebduungspldn — keine verbindliche
Rechtsnorm ddr. Er wird von der Gemeinde nicht dls Sdtzung beschlossen, sondern nur dls
verwoltungsinternes Pldnwerk. Aus dem Flöchennutzungspldn dllein kdnn niemdnd Ansprü—
che herleiten, insbesondere nicht den Anspruch duf eine Bdugenehmigung. Dennoch
geht von ihm nicht unerhebliche Bindungswirkung dus.
Am wichtigsten ist die Bindungswirkung des Fldchennutzungspldns für nochfolgende Be—
bduungspldne. Sie müssen dus ihm „entwickelt“ werden (ä 8 Abs. 2 BduGB).
Eine gewisse Bindungswirkung hdt der Fldchennutzungspldn nicht nur für nochfolgende
Bebouungspldne, sondern duch für die Genehmigung von Einzelvorhdben. Dies gilt zwor
nicht in Gebieten noch ä 34 BouGB, dlso innerhdlb im Zusommenhong bebduter Ortsteile,
wohl ober im Außenbereich noch ä 35 BduGB.
Bindungswirkungen dus dem Flöchennutzungspldn gibt es schließlich noch gegenüber
dnderen Pldnungströgern. Deren Pldnungen heißen im Unterschied zur integrierenden
Bouleitplonung „chplonungen“; diese dnderen Pldnungstrdger müssen dls Trdger öffent—
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licher Belange am Aufstellungsverfahren des Flächennutzungsplans beteiligt werden. Sie 

müssen in diesem frühzeitigen Stadium die Gemeinde darüber unterrichten, welche Vor-

haben sie planen und der Gemeinde damit Gelegenheit geben, sich auf diese Planungen 

einzurichten. Wenn die Träger öffentlicher Belange nicht durch einen förmlich erhobenen 

Widerspruch zu erkennen gegeben haben, dass sie Vorhaben durchführen wollen, die mit 

der im Flächennutzungsplan ausgewiesenen Nutzung der Fläche unvereinbar sind, dann 

müssen sie sich nach der Inkraftsetzung des Flächennutzungsplans an dessen Vorgaben 

anpassen. 

In der kommunalen Praxis ist es mit der erstmaligen und einmaligen Aufstellung des Flä-

chennutzungsplans nicht getan. Vielmehr muss dieser Plan ständig fortgeschrieben und 

den laufenden Entwicklungen angepasst werden. Deshalb kommt es häufig zu Ände-

rungsverfahren. Wie häufig und wie intensiv geändert werden muss, hängt wiederum da-

von ab, wie genau der ursprüngliche Plan ist. 

Nach der ganz überwiegenden Meinung in Rechtsprechung und Literatur ist der Flächen-

nutzungsplan als hoheitliche Maßnahme eigener Art anzusehen, der keine Rechtsnorm-

qualität zukommt. Nach der Plansystematik des Baugesetzbuches kommt ihm nur verwal-

tungsinterne Bedeutung als Vorbereitung für den allein außen verbindlichen Bebauungs-

plan zu. 

Unmittelbarer Rechtsschutz für den Bürger gegen Darstellungen eines Flächennutzungs-

plans ist daher, anders als bei den Festsetzungen eines Bebauungsplanes, nicht möglich. 

Lediglich eine Nachbargemeinde kann wegen der Darstellungen eines Flächennutzungs-

plans Feststellungsklage erheben, soweit sie die aus § 2 Abs. 2 BauGB begründete Pflicht 

zur Abstimmung verletzt sieht. 

Gleichwohl äußert auch der Flächennutzungsplan Wirkungen von erheblicher Reichweite. 

So wertet der Grundstücksmarkt die Ausweisung von Grund und Boden als Bauland in ei-

nem Flächennutzungsplan als Qualitätssteigerung des etwa vorhandenen Ackerlands und 

bewertet die Grundfläche als Bauerwartungsland erheblich höher als vordem. Andere 

Folgerungen aus den Darstellungen des Flächennutzungsplans zieht das Baugesetzbuch 

selbst. Neben dem bereits erwähnten Erfordernis der Entwicklung von Bebauungsplänen 

aus einem Flächennutzungsplan ist unter anderem die Anpassungspflicht gemäß 

§ 7 BauGB zu nennen. 

1.2 Anpassung an den Flächennutzungsplan 

Öffentliche Planungsträger, die nach § 4 Abs. 1 BauGB beteiligt sind, haben ihre Planun-

gen dem Flächennutzungsplan insoweit anzupas­sen, als sie diesem Plan nicht widerspro-

chen haben. Macht eine Verände­rung der Sachlage eine abweichende Planung erfor-

derlich, haben sie sich unverzüglich mit der Gemeinde ins Benehmen zu setzen. Kann ein 

Einvernehmen zwischen der Gemeinde und dem öffentlichen Planungs­träger nicht er-

reicht werden, kann der öffentliche Planungsträger nachträglich widersprechen. Der Wi-

derspruch ist nur zulässig, wenn die für die abweichende Planung gel­tend gemachten 

Belange, die sich aus dem Flächennutzungsplan erge­benden städtebaulichen Belange, 

nicht nur unwesentlich überwiegen. Im Falle einer abweichenden Planung ist § 37 

Abs. 3 BauGB auf die durch die Änderung oder Ergänzung des Flächennutzungs­plans 

entstehenden Aufwendungen und Kosten entsprechen anzuwenden. 

Die Arten der Bauleitpläne werden in § 1 Abs. 2 BauGB geregelt, nämlich der als vorberei-

tender Bauleitplan bezeichnete Flächennutzungsplan und der als verbindlicher Bauleit-
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licher Belange am Aufstellungsverfahren des Flächennutzungsplans beteiligt werden. Sie 

müssen in diesem frühzeitigen Stadium die Gemeinde darüber unterrichten, welche Vor-

haben sie planen und der Gemeinde damit Gelegenheit geben, sich auf diese Planungen 

einzurichten. Wenn die Träger öffentlicher Belange nicht durch einen förmlich erhobenen 

Widerspruch zu erkennen gegeben haben, dass sie Vorhaben durchführen wollen, die mit 

der im Flächennutzungsplan ausgewiesenen Nutzung der Fläche unvereinbar sind, dann 

müssen sie sich nach der Inkraftsetzung des Flächennutzungsplans an dessen Vorgaben 
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In der kommunalen Praxis ist es mit der erstmaligen und einmaligen Aufstellung des Flä-

chennutzungsplans nicht getan. Vielmehr muss dieser Plan ständig fortgeschrieben und 

den laufenden Entwicklungen angepasst werden. Deshalb kommt es häufig zu Ände-

rungsverfahren. Wie häufig und wie intensiv geändert werden muss, hängt wiederum da-
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tungsinterne Bedeutung als Vorbereitung für den allein außen verbindlichen Bebauungs-

plan zu. 

Unmittelbarer Rechtsschutz für den Bürger gegen Darstellungen eines Flächennutzungs-

plans ist daher, anders als bei den Festsetzungen eines Bebauungsplanes, nicht möglich. 

Lediglich eine Nachbargemeinde kann wegen der Darstellungen eines Flächennutzungs-

plans Feststellungsklage erheben, soweit sie die aus § 2 Abs. 2 BauGB begründete Pflicht 

zur Abstimmung verletzt sieht. 

Gleichwohl äußert auch der Flächennutzungsplan Wirkungen von erheblicher Reichweite. 

So wertet der Grundstücksmarkt die Ausweisung von Grund und Boden als Bauland in ei-

nem Flächennutzungsplan als Qualitätssteigerung des etwa vorhandenen Ackerlands und 

bewertet die Grundfläche als Bauerwartungsland erheblich höher als vordem. Andere 

Folgerungen aus den Darstellungen des Flächennutzungsplans zieht das Baugesetzbuch 

selbst. Neben dem bereits erwähnten Erfordernis der Entwicklung von Bebauungsplänen 

aus einem Flächennutzungsplan ist unter anderem die Anpassungspflicht gemäß 

§ 7 BauGB zu nennen. 

1.2 Anpassung an den Flächennutzungsplan 

Öffentliche Planungsträger, die nach § 4 Abs. 1 BauGB beteiligt sind, haben ihre Planun-

gen dem Flächennutzungsplan insoweit anzupas­sen, als sie diesem Plan nicht widerspro-

chen haben. Macht eine Verände­rung der Sachlage eine abweichende Planung erfor-

derlich, haben sie sich unverzüglich mit der Gemeinde ins Benehmen zu setzen. Kann ein 

Einvernehmen zwischen der Gemeinde und dem öffentlichen Planungs­träger nicht er-

reicht werden, kann der öffentliche Planungsträger nachträglich widersprechen. Der Wi-

derspruch ist nur zulässig, wenn die für die abweichende Planung gel­tend gemachten 

Belange, die sich aus dem Flächennutzungsplan erge­benden städtebaulichen Belange, 

nicht nur unwesentlich überwiegen. Im Falle einer abweichenden Planung ist § 37 

Abs. 3 BauGB auf die durch die Änderung oder Ergänzung des Flächennutzungs­plans 

entstehenden Aufwendungen und Kosten entsprechen anzuwenden. 

Die Arten der Bauleitpläne werden in § 1 Abs. 2 BauGB geregelt, nämlich der als vorberei-

tender Bauleitplan bezeichnete Flächennutzungsplan und der als verbindlicher Bauleit-
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Iicher Belange am Aufstellungsverfahren des FlÖchennutzungsplans beteiligt werden. Sie
müssen in diesem frühzeitigen Stadium die Gemeinde darüber unterrichten, welche Vor-
haben sie planen und der Gemeinde damit Gelegenheit geben, sich auf diese Planungen
einzurichten. Wenn die TrÖger Öffentlicher Belange nicht durch einen förmlich erhobenen
Widerspruch zu erkennen gegeben haben, dass sie Vorhaben durchführen wollen, die mit
der im FlÖchennutzungsplan ausgewiesenen Nutzung der FlÖche unvereinbar sind, dann
müssen sie sich nach der Inkraftsetzung des FlÖchennutzungsplans an dessen Vorgaben
anpassen.
In der kommunalen Praxis ist es mit der erstmaligen und einmaligen Aufstellung des FlÖ—
chennutzungsplans nicht getan. Vielmehr muss dieser Plan stÖndig fortgeschrieben und
den laufenden Entwicklungen angepasst werden. Deshalb kommt es hÖufig zu Ände—
rungsverfahren. Wie hÖufig und wie intensiv geÖndert werden muss, hÖngt wiederum da—
von ab, wie genau der ursprüngliche Plan ist.
Nach der ganz überwiegenden Meinung in Rechtsprechung und Literatur ist der FlÖchen—
nutzungsplan als hoheitliche Maßnahme eigener Art anzusehen, der keine Rechtsnorm-
aualitÖt zukommt. Nach der Plansystematik des Baugesetzbuches kommt ihm nur verwal-
tungsinterne Bedeutung als Vorbereitung für den allein außen verbindlichen Bebauungs—
plan zu.
Unmittelbarer Rechtsschutz für den Bürger gegen Darstellungen eines FlÖchennutzungs—
plans ist daher, anders als bei den Festsetzungen eines Bebauungsplanes, nicht möglich.
Lediglich eine Nachbargemeinde kann wegen der Darstellungen eines FlÖchennutzungs—
plans Feststellungsklage erheben, soweit sie die aus ä 2 Abs. 2 BauGB begründete Pflicht
zur Abstimmung verletzt sieht.
Gleichwohl Öußert auch der FlÖchennutzungsplan Wirkungen von erheblicher Reichweite.
So wertet der Grundstücksmarkt die Ausweisung von Grund und Boden als Bauland in ei-
nem FlÖchennutzungsplan als QualitÖtssteigerung des etwa vorhandenen Ackerlands und
bewertet die GrundflÖche als BauenNartungsland erheblich hÖher als vordem. Andere
Folgerungen aus den Darstellungen des FlÖchennutzungsplans zieht das Baugesetzbuch
selbst. Neben dem bereits erwÖhnten Erfordernis der Entwicklung von BebauungsplÖnen
aus einem FlÖchennutzungsplan ist unter anderem die Anpassungspflicht gemÖß
ä 7 BauGB zu nennen.

1.2 Anpassung an den FlÖchennutzungsplan

Öffentliche PlanungstrÖger, die nach ä 4 Abs. l BauGB beteiligt sind, haben ihre Planun-
gen dem FlÖchennutzungsplan insoweit anzupas—sen, als sie diesem Plan nicht widerspro—
chen haben. lvlacht eine VerÖnde—rung der Sachlage eine abweichende Planung erfor—
derlich, haben sie sich unverzüglich mit der Gemeinde ins Benehmen zu setzen. Kann ein
Einvernehmen zwischen der Gemeinde und dem Öffentlichen Planungs-trÖger nicht er-
reicht werden, kann der Öffentliche PlanungstrÖger nachtrÖglich widersprechen. Der Wi-
derspruch ist nur zulÖssig, wenn die für die abweichende Planung gel-tend gemachten
Belange, die sich aus dem FlÖchennutzungsplan erge-benden stÖdtebaulichen Belange,
nicht nur unwesentlich überwiegen. Im Falle einer abweichenden Planung ist ä 37
Abs. 3 BauGB auf die durch die Änderung oder ErgÖnzung des FlÖchennutzungs—plans
entstehenden Aufwendungen und Kosten entsprechen anzuwenden.
Die Arten der BauleitplÖne werden in ä l Abs. 2 BauGB geregelt, nÖmlich der als vorberei—
tender Bauleitplan bezeichnete FlÖchennutzungsplan und der als verbindlicher Bauleit-
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plan bezeichnete Bebauungsplan. Die Bauleitplanung ist also eine zweistufige Planung. 

Der Flächennutzungsplan stellt als vorbereitender Plan für das ganze Gemeindegebiet die 

beabsichtigte Art der Bodennutzung nach den voraussehbaren Bedürfnissen der Ge-

meinde in den Grundzügen dar. 

Er stellt nicht das schon im Einzelnen bestimmte „Bauland“ oder die genauen Verkehrsflä-

chen dar, sondern nur „grobmaschig“ Bauflächen, Baugebiete, Verkehrsflächen usw. Der 

Bebauungsplan enthält dem gegenüber die rechtsverbindlichen Festsetzungen für die 

städtebauliche Ordnung und bietet die Grundlage für weitete zum Vollzug des Bauge-

setzbuches erforderlichen Maßnahmen. 

Die Bauleitpläne sind nach § 2 Abs. 1 Satz 2 BauGB der Gemeinde in eigener Verantwor-

tung aufzustellen. Diese auf der kommunalen Selbstverwaltungsgarantie beruhende kom-

petenzrechtliche Regelung wird durch Abs. 3 inhaltlich aufgefüllt. Die Gemeinden haben 

danach Bauleitpläne aufzustellen, sobald und soweit es für die städtebauliche Entwick-

lung und Ordnung erforderlich ist. 

1.3 Anpassung an Raumordnung und Landesplanung 

Nach § 1 Abs. 4 BauGB sind die Bauleitpläne den Zielen der Raumordnung und Landes-

planung anzupassen. Um Anpassungspflichten zu begründen, haben die Programme und 

Pläne der Raumordnung und Landesplanung mindestens diejenigen Ziele zu enthalten, 

die räumlich und sachlich zur Verwirklichung der Grundsätze des § 2 ROG (Bundesraum-

ordnungsgesetz) erforderlich sind. Diese „Ziele“ müssen verbindlich sein, wenn sie Anpas-

sungspflichten für die Fachplanungen, aber auch für die Bauleitplanung begründen sol-

len. Dabei sind „Ziele der Raumordnung und Landesplanung“ von Skizzen, Planungsideen, 

Gutachten usw. zu unterscheiden, die nur Empfehlungen enthalten. Das Ziel muss genü-

gend genau bestimmt sein und es muss von der Aufgabenstellung der überörtlichen Pla-

nung her geboten sein. 

1.4 Die Hauptinhalte des Flächennutzungsplans 

Der Flächennutzungsplan soll die vorhandene (soweit sie beibehalten werden soll) und die 

beabsichtigte Bodennutzung für das gesamte Gemeindegebiet in den Grundzügen dar-

stellen. Er ist Grundlage und Rahmen für die Bebauungspläne. 

Dem Flächennutzungsplan ist ein Erläuterungsbericht beizufügen. Dieser soll einmal der 

höheren Verwaltungsbehörde im Genehmigungsverfahren die planerischen Motive der 

Gemeinde erläutern, andererseits denjenigen, die in den Plan später Einsicht nehmen, das 

Verständnis erleichtern. Der Erläuterungsbericht bietet auch die Gelegenheit, darzulegen, 

wie die Gemeinde bei der Planung die vorgeschriebene Abwägung der öffentlichen und 

privaten Belange gegeneinander und untereinander vorgenommen hat. 

Bei den Darstellungen eröffnet § 5 Abs. 2 BauGB der Gemeinde im Rahmen der Erforder-

nisse, die sich aus § 1 BauGB ergeben, einen weiten Gestaltungsspielraum. Dass der Kata-

log des § 5 Abs. 2 BauGB der planerischen Freiheit der Gemeinde keine inhaltliche Grenze 

zieht, erweist sich in der Verwendung des Wortes „insbesondere“ in der einleitenden For-

mulierung. Die Gemeinde kann also weitere Darstellungen als im Katalog vorgesehen tref-

fen, sie kann vor allem auch die Darstellungen weitergehend differenzieren. Jedoch kann 

im Flächennutzungsplan nicht etwas dargestellt werden, was nachdem abschließenden 

Katalog des § 9 Abs. 1 BauGB nicht in einem Bebauungsplan festgesetzt werden kann; 
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ordnungsgesetz) erforderlich sind. Diese „Ziele“ müssen verbindlich sein, wenn sie Anpas-

sungspflichten für die Fachplanungen, aber auch für die Bauleitplanung begründen sol-

len. Dabei sind „Ziele der Raumordnung und Landesplanung“ von Skizzen, Planungsideen, 

Gutachten usw. zu unterscheiden, die nur Empfehlungen enthalten. Das Ziel muss genü-

gend genau bestimmt sein und es muss von der Aufgabenstellung der überörtlichen Pla-

nung her geboten sein. 

1.4 Die Hauptinhalte des Flächennutzungsplans 

Der Flächennutzungsplan soll die vorhandene (soweit sie beibehalten werden soll) und die 

beabsichtigte Bodennutzung für das gesamte Gemeindegebiet in den Grundzügen dar-

stellen. Er ist Grundlage und Rahmen für die Bebauungspläne. 

Dem Flächennutzungsplan ist ein Erläuterungsbericht beizufügen. Dieser soll einmal der 

höheren Verwaltungsbehörde im Genehmigungsverfahren die planerischen Motive der 

Gemeinde erläutern, andererseits denjenigen, die in den Plan später Einsicht nehmen, das 

Verständnis erleichtern. Der Erläuterungsbericht bietet auch die Gelegenheit, darzulegen, 

wie die Gemeinde bei der Planung die vorgeschriebene Abwägung der öffentlichen und 

privaten Belange gegeneinander und untereinander vorgenommen hat. 

Bei den Darstellungen eröffnet § 5 Abs. 2 BauGB der Gemeinde im Rahmen der Erforder-

nisse, die sich aus § 1 BauGB ergeben, einen weiten Gestaltungsspielraum. Dass der Kata-

log des § 5 Abs. 2 BauGB der planerischen Freiheit der Gemeinde keine inhaltliche Grenze 

zieht, erweist sich in der Verwendung des Wortes „insbesondere“ in der einleitenden For-

mulierung. Die Gemeinde kann also weitere Darstellungen als im Katalog vorgesehen tref-

fen, sie kann vor allem auch die Darstellungen weitergehend differenzieren. Jedoch kann 

im Flächennutzungsplan nicht etwas dargestellt werden, was nachdem abschließenden 

Katalog des § 9 Abs. 1 BauGB nicht in einem Bebauungsplan festgesetzt werden kann; 
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plan bezeichnefe Bebauungsplan. Die Bauleifplanung isf also eine zweisfufige Planung.
Der Flachennufzungsplan sfellf als vorbereifender Plan für das ganze Gemeindegebief die
beabsichfigfe Arf der Bodennufzung nach den voraussehbaren Bedürfnissen der Ge—
meinde in den Grundzügen dar.
Er sfellf nichf das schon im Einzelnen besfimmfe „Bauland“ oder die genauen Verkehrsfla—
chen dar, sondern nur „grobmaschig“ Bauflachen, Baugebiefe, Verkehrsflachen usw. Der
Bebauungsplan enfhalf dem gegenüber die rechfsverbindlichen Fesfsefzungen für die
sfadfebauliche Ordnung und biefef die Grundlage für weifefe zum Vollzug des Bauge—
sefzbuches erforderlichen Maßnahmen.
Die Bauleifplane sind nach ä 2 Abs. l Safz 2 BauGB der Gemeinde in eigener Veranfwor—
fung aufzusfellen. Diese auf der kommunalen SelbsfvenNalfungsgaranfie beruhende kom—
pefenzrechfliche Regelung wird durch Abs. 3 inhalflich aufgefüllf. Die Gemeinden haben
danach Bauleifplane aufzusfellen, sobald und soweif es für die sfadfebauliche Enfwick—
lung und Ordnung erforderlich isf.

1.3 Anpassung an Raumordnung und Landesplanung

Nach ä l Abs. 4 BauGB sind die Bauleifplane den Zielen der Raumordnung und Landes—
planung anzupassen. Um Anpassungspflichfen zu begründen, haben die Programme und
Plane der Raumordnung und Landesplanung mindesfens diejenigen Ziele zu enfhalfen,
die raumlich und sachlich zur Verwirklichung der Grundsafze des ä 2 ROG (Bundesraum—
ordnungsgesefz) erforderlich sind. Diese „Ziele“ müssen verbindlich sein, wenn sie Anpas-
sungspflichfen für die Fachplanungen, aber auch für die Bauleifplanung begründen sol—
len. Dabei sind „Ziele der Raumordnung und Landesplanung“ von Skizzen, Planungsideen‚
Gufachfen usw. zu unferscheiden, die nur Empfehlungen enfhalfen. Das Ziel muss genü—
gend genau besfimmf sein und es muss von der Aufgabensfellung der überörflichen Pla-
nung her gebofen sein.

1.4 Die Haupfinhalfe des Flächennufzungsplans

Der Flachennufzungsplan soll die vorhandene (soweif sie beibehalfen werden soll) und die
beabsichfigfe Bodennufzung für das gesamfe Gemeindegebief in den Grundzügen dar—
sfellen. Er isf Grundlage und Rahmen für die Bebauungsplane.
Dem Flachennufzungsplan isf ein Erlauferungsberichf beizufügen. Dieser soll einmal der
höheren Verwalfungsbehörde im Genehmigungsverfahren die planerischen lvlofive der
Gemeinde erlaufern, andererseifs denjenigen, die in den Plan spafer Einsichf nehmen, das
Versfandnis erleichfern. Der Erlauferungsberichf biefef auch die Gelegenheif, darzulegen,
wie die Gemeinde bei der Planung die vorgeschriebene Abwagung der Öffenflichen und
privafen Belange gegeneinander und unfereinander vorgenommen haf.
Bei den Darsfellungen eröffnef ä 5 Abs. 2 BauGB der Gemeinde im Rahmen der Erforder—
nisse, die sich aus ä l BauGB ergeben, einen weifen Gesfalfungsspielraum. Dass der Kafa—
log des ä 5 Abs. 2 BauGB der planerischen Freiheif der Gemeinde keine inhalfliche Grenze
ziehf, erweisf sich in der Verwendung des Worfes „insbesondere“ in der einleifenden For—
mulierung. Die Gemeinde kann also weifere Darsfellungen als im Kafalog vorgesehen fref—
fen, sie kann vor allem auch die Darsfellungen weifergehend differenzieren. Jedoch kann
im Flachennufzungsplan nichf efwas dargesfellf werden, was nachdem abschließenden
Kafalog des ä9 Abs. l BauGB nichf in einem Bebauungsplan fesfgesefzf werden kann;
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dem Entwicklungsgebot des § 8 Abs. 2 BauGB könnte dann insoweit nicht Genüge getan 

werden. 

Aus der Zweistufigkeit der Bauleitplanung ergeben sich darüber hinaus auch inhaltliche 

Grenzen hinsichtlich der Genauigkeit der Planaussage. Denn nach § 8 Abs. 2 Satz 1 BauGB 

werden die Bebauungspläne aus dem Flächennutzungsplan „entwickelt“. Dies bedeutet, 

dass die Gemeinde im Flächennutzungsplan Raum für eine weitere inhaltliche Konkreti-

sierung der Darstellung lassen muss. Welche Darstellungen erforderlich sind, ergibt sich al-

lein aus § 1 des Baugesetzbuches und aus der Plankonzeption der Gemeinde. Das Bauge-

setzbuch lässt den Gemeinden auch Spielraum hinsichtlich eines weniger an Darstellun-

gen, je nach Funktion, die die Gemeinde dem Flächennutzungsplan beimisst. Die Darstel-

lungsschärfe kann auch innerhalb eines Flächennutzungsplans unterschiedlich sein, je 

nachdem, wie konkret oder noch vorläufig die gemeindlichen Nutzungsvorstellungen für 

ein Gebiet bereits entwickelt sind. 

2 Sechste Änderung des Flächennutzungsplanes 

Der wirksame Flächennutzungsplan der Stadt Lahnstein stammt aus dem Jahre 1999. Er 

war in der Zeit von November 1990 bis November 1999 aufgestellt worden. 

Der Stadtrat der Stadt Lahnstein hatte in den öffentlichen Sitzungen am 20. August 2001, 

24. Juni 2002, 26. September 2002 und 16. Juni 2003 die entsprechenden Beschlüsse ge-

fasst, den Flächennutzungsplan’99 zu ändern. Die drei Änderungsverfahren „Auf der Hö-

he“, „Koblenzer Straße“ und „Wehrbereichsverpflegungsamt“ waren am 8. Juli 2005, 

8. April 2005 und 25. November 2005 in Kraft getreten. Eine vierte Änderung („Hohen-

rhein“) wurde am 6. September 2004 von der Höheren Verwaltungsbehörde (SGD Nord) 

versagt. Die fünfte Änderung („Nahversorgungszentrum Hermsdorfer Straße“) ist am 

14. Februar 2014 in Kraft getreten. 
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ein Gebiet bereits entwickelt sind. 
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Der wirksame Flächennutzungsplan der Stadt Lahnstein stammt aus dem Jahre 1999. Er 

war in der Zeit von November 1990 bis November 1999 aufgestellt worden. 

Der Stadtrat der Stadt Lahnstein hatte in den öffentlichen Sitzungen am 20. August 2001, 

24. Juni 2002, 26. September 2002 und 16. Juni 2003 die entsprechenden Beschlüsse ge-

fasst, den Flächennutzungsplan’99 zu ändern. Die drei Änderungsverfahren „Auf der Hö-

he“, „Koblenzer Straße“ und „Wehrbereichsverpflegungsamt“ waren am 8. Juli 2005, 

8. April 2005 und 25. November 2005 in Kraft getreten. Eine vierte Änderung („Hohen-

rhein“) wurde am 6. September 2004 von der Höheren Verwaltungsbehörde (SGD Nord) 
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dem Entwicklungsgebot des ä 8 Abs. 2 BouGB könnte donn insoweit nicht Genüge getdn
werden.
Aus der Zweistufigl<eit der Bouleitpldnung ergeben sich ddrüber hindus duch inhdltliche
Grenzen hinsichtlich der Genduigkeit der Pldndussdge. Denn noch ä 8 Abs. 2 Sdtz l BduGB
werden die Bebduungspldne dus dem Fldchennutzungspldn „entwickelt“. Dies bedeutet,
ddss die Gemeinde im Fldchennutzungspldn Roum für eine weitere inhdltliche Konkreti-
sierung der Dorstellung Idssen muss. Welche Ddrstellungen erforderlich sind, ergibt sich dl-
Iein ous ä l des Bdugesetzbuches und dus der Plonkonzeption der Gemeinde. Dds Bduge—
setzbuch lÖsst den Gemeinden duch Spielroum hinsichtlich eines weniger dn Dorstellun-
gen, je noch Funktion, die die Gemeinde dem Fldchennutzungsplon beimisst. Die Ddrstel—
IungsschÖrfe kdnn duch innerhdlb eines Fldchennutzungspldns unterschiedlich sein, je
ndchdem‚ wie konkret oder noch vorlÖufig die gemeindlichen Nutzungsvorstellungen für
ein Gebiet bereits entwickelt sind.

2 Sechste Änderung des Flächennutzungsplanes
Der wirl<some Fldchennutzungspldn der Stodt Lohnstein stdmmt ous dem tre l999. Er
worin der Zeit von November l99O bis November 1999 oufgestellt worden.
Der Stodtrot der Stddt tnstein hotte in den öffentlichen Sitzungen dm 20. August 2001,
24.Juni 2002, 26.September 2002 und 16.Juni 2003 die entsprechenden Beschlüsse ge—
fosst, den Fldchennutzungspldn’99 zu Öndern. Die drei Änderungsverfdhren „Auf der Hö-
he“, „Koblenzer Strdße“ und „Wehrbereichsverpflegungsdmt“ woren dm 8. Juli 2005,
8. April 2005 und 25. November 2005 in Kroft getreten. Eine vierte Änderung („Hohen-
rhein“) wurde dm 6. September 2004 von der Höheren Verwoltungsbehörde (SGD Nord)
versdgt. Die fünfte Änderung („Ndhversorgungszentrum Hermsdorfer Stroße“) ist dm
l4. Februor 2014 in Kroft getreten.
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2.1 Lage des Plangebietes 
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2.2 Geltungsbereich 

 

2.3 Anlass der Änderung 

Die Nachfrage nach gewerblichen Bauflächen, die regionalplanerische Funktionszuwei-

sung und das ebenfalls vorhandene örtliche Interesse, hatte bei der Fortschreibung des 

Flächennutzungsplanes in den Jahren 1992-99 Anlass gegeben, verstärkt gewerbliche 

Bauflächen darzustellen. 
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2.3 Anlass der Änderung 

Die Nachfrage nach gewerblichen Bauflächen, die regionalplanerische Funktionszuwei-

sung und das ebenfalls vorhandene örtliche Interesse, hatte bei der Fortschreibung des 

Flächennutzungsplanes in den Jahren 1992-99 Anlass gegeben, verstärkt gewerbliche 

Bauflächen darzustellen. 
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2.3 Anlass der Änderung
Die Nachfrage nach gewerblichen Bauflachen, die regionalplanerische Funktionszuwei-
sung und das ebenfalls vorhandene Örtliche Interesse, hatte bei der Fortschreibung des
Flächennutzungsplanes in den Jahren 1992-99 Anlass gegeben, verstarkt gewerbliche
Bauflachen darzustellen.

SEITE 9 VON 96



6. ÄNDERUNG DES FLÄCHENNUTZUNGSPLANES 

PLANUNG UND BEGRÜNDUNG 

ENTWURFSFASSUNG VOM 16.11.2016  
 

SEITE 10 VON 96 

Auch die im Aufstellungsverfahren einzuholende „Landesplanerische Stellungnahme“, 

abgegeben am 7. April 1994 durch die Untere Landesplanungsbehörde des Rhein-Lahn-

Kreises, hatte als fünftes von sieben landesplanerischen Zielen infolge der nach dortiger 

Auffassung nicht ausreichend vorgesehenen Gewerbebauflächen zur Verbesserung der 

Wirtschafts- und Infrastruktur gefordert: „Der Entwicklung im produzierenden Gewerbe ist 

Vorrang einzuräumen.“ 

Den übrigen landesplanerischen Vorgaben war im anschließend überarbeiteten Entwurf 

des Flächennutzungsplanes durch Beschlussfassung der städtischen Gremien weitgehend 

gefolgt worden. Allerdings war das vorgenannte fünfte Ziel nicht in vollem Umfang vom 

Stadtrat akzeptiert worden, da man damals schon erkannte, dass dieser prognostizierten 

landesplanerisch gewünschten Entwicklung auf Dauer nicht hinreichend Rechnung ge-

tragen werden könne. 

Begründet wurde dies vom Stadtrat damit, dass die „Landesplanerische Stellungnahme“ 

darlege, gegenüber der Darstellung im Flächennutzungsplanvorentwurf bestehe mindes-

tens noch ein Zusatzbedarf von rund fünf bis zehn Hektar. Die erschließungsfähigen Flä-

chen seien aufgrund der topographischen Verhältnisse allerdings sehr begrenzt, Flächen-

reserven dagegen nicht vorhanden. Desweiteren wurde ausdrücklich darauf hingewiesen, 

dass die Entwicklung im produzierenden Gewerbe forciert werden sollte, wobei allerdings 

auf den Arbeitsplatz bezogene flächenintensive Gewerbeansiedlungen nicht anzustreben 

seien. 

Beide Bedingungen korrespondierten dahingehend, dass ein Vorrang des produzierenden 

Gewerbes bei der weiteren Entwicklung als realitätsfremd anzusehen war. Im produzie-

renden Gewerbe ist bei Neuansiedlungen mit einem durchschnittlichen Flächenverbrauch 

von mindestens 200-300 m² Bruttobauland pro Arbeitsplatz zu rechnen. Da eine derart ex-

tensive Flächennutzung aufgrund der topographischen als auch städtebaulichen Situation 

in der Stadt Lahnstein nicht realisierbar sei, müsse die verstärkte gewerbliche Entwicklung 

der Stadt Lahnstein im tertiären Bereich (Dienstleistungen) gesucht werden - dies auch un-

ter dem von der Landesplanung selbst dargelegten Problem der langfristigen Entflechtung 

der starken Gemengelage im Stadtbereich von Lahnstein. 

Aus diesen Gründen hatte der Stadtrat durch Beschluss eine Modifizierung des fünften 

„Landesplanerischen Ziels“ vorgenommen und eigens neu gefasst: „Der Entwicklung qua-

lifizierter Arbeitsplätze im tertiären Bereich mit angestrebter hoher Arbeitsplatzdichte in 

Kernnähe ist Vorrang einzuräumen.“ 

Im Zug der Flächennutzungsplanung waren die Flächenpotenziale in der Stadt untersucht 

und nach verschiedenen Kriterien geprüft worden. Bewertet wurden die Lage und Erreich-

barkeit der Flächen, die überörtliche Verkehrsanbindung, die mögliche verkehrstechni-

sche Erschließung und die topographische Situation. Auch die Bedeutung der Flächen aus 

landespflegerischer Sicht wurde berücksichtigt. 

Damals belief sich die Ausweisung im Flächennutzungsplan auf knapp dreißig Hektar Ge-

werbebaufläche, von denen allein elf Hektar auf das Gelände des Güterbahnhofes ent-

fielen. 

In der Summe entstand so ein Überangebot an Gewerbebauflächen in den Darstellungen 

des Flächennutzungsplanes, das mangels tatsächlicher Verfügbarkeit bis heute nicht ge-

nutzt werden konnte. 

Noch während der Flächennutzungsplanung war das Verfahren zur Aufstellung eines Be-

bauungsplanes eingeleitet worden, um in dem von Chr.-Seb.-Schmidt-Straße, Im Machert, 
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Im Zug der Flächennutzungsplanung waren die Flächenpotenziale in der Stadt untersucht 

und nach verschiedenen Kriterien geprüft worden. Bewertet wurden die Lage und Erreich-

barkeit der Flächen, die überörtliche Verkehrsanbindung, die mögliche verkehrstechni-

sche Erschließung und die topographische Situation. Auch die Bedeutung der Flächen aus 

landespflegerischer Sicht wurde berücksichtigt. 

Damals belief sich die Ausweisung im Flächennutzungsplan auf knapp dreißig Hektar Ge-

werbebaufläche, von denen allein elf Hektar auf das Gelände des Güterbahnhofes ent-

fielen. 

In der Summe entstand so ein Überangebot an Gewerbebauflächen in den Darstellungen 

des Flächennutzungsplanes, das mangels tatsächlicher Verfügbarkeit bis heute nicht ge-

nutzt werden konnte. 

Noch während der Flächennutzungsplanung war das Verfahren zur Aufstellung eines Be-

bauungsplanes eingeleitet worden, um in dem von Chr.-Seb.-Schmidt-Straße, Im Machert, 
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Auch die im Aufsfellungsverfdhren einzuholende „Ldndespldnerische Sfellungndhme“‚
dbgegeben dm 7. April 1994 durch die Unfere Ldndespldnungsbehörde des Rhein-Lohn-
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Auffdssung nichf dusreichend vorgesehenen Gewerbebdufldchen zur Verbesserung der
Wirfschdffs— und Infrdsfrukfur geforderf: „Der Enfwicl<lung im produzierenden Gewerbe isf
Vorrdng einzurdumen.“
Den Übrigen londespldnerischen Vorgdben wor im dnschließend überdrbeifefen Enfwurf
des Fldchennufzungspldnes durch Beschlussfdssung der sfddfischen Gremien weifgehend
gefolgf worden. Allerdings wor dds vorgendnnfe fünffe Ziel nichf in vollem Umfdng vom
Sfddfrdf dkzepfierf worden, dd mdn ddmdls schon erkonnfe, ddss dieser prognosfizierfen
londespldnerisch gewünschfen Enfwicklung duf Dduer nichf hinreichend Rechnung ge-
frdgen werden könne.
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reserven ddgegen nichf vorhdnden. Desweiferen wurde dusdrücklich ddrduf hingewiesen,
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in der Sfddf Lohnsfein nichf redlisierbdr sei, müsse die versfdrkfe gewerbliche Enfwicklung
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werbeboufldche, von denen dllein elf Hekfdr duf dds Geldnde des Güferbdhnhofes enf—
fielen.
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des Flöchennufzungsplones, dds mdngels fdfsdchlicher Verfügbdrkeif bis heufe nichf ge—
nufzf werden konnfe.
Noch wdhrend der Fldchennufzungspldnung wor dds Verfdhren zur Aufsfellung eines Be—
bduungspldnes eingeleifef worden, um in dem von Chr.—Seb.—Schmidf—SfrdBe, Im Ivldcherf‚
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Koblenzer Straße und Im Mittelgesetz umschlossenen Gebiet das Baurecht für den damals 

im Entstehen befindlichen „Baumarkt“ als auch für das südlich anschließende Gewerbe-

gebiet zu schaffen. Seit 1994 ist dieser Bebauungsplan mit der Nr. 17 rechtskräftig. 

Das Gewerbegebiet war unter der Vorgabe entwickelt worden, hier neben dem Bau-

markt keine weiteren Einzelhandelsbetriebe anzusiedeln und somit die gewerbliche Nut-

zung zu sichern. 

Da seit über zwanzig Jahren keine Investoren Interesse an einem Ankauf der Flächen zur 

Ansiedlung von Unternehmen in der vom Plan vorgegebenen Größenordnung äußerten, 

stellte sich die Notwendigkeit einer zumindest teilweisen Neuordnung des Gebietes in Fra-

ge. 

Die verhaltene Nachfrage nach geeigneten kleinen und mittelgroßen Gewerbegrundstü-

cken konnte in den letzten Jahren insbesondere durch die Baureifmachung des Didierge-

ländes gedeckt werden. 

Gleichzeitig ist seit nach den Angaben des Statistischen Landesamtes Rheinland-Pfalz ein 

deutlicher Rückgang der Zahl sozialversicherungspflichtig Beschäftigter am Arbeitsort zu 

verzeichnen; am 30. Juni 2015 waren es noch 5.682. Dem Erläuterungsbericht zum Flä-

chennutzungsplan lagen hingegen noch Zahlenwerte zugrunde, die einen Bedarf an Ge-

werbebauflächen mit dem damaligen Anstieg der Beschäftigtenzahl von 7.964 aus dem 

Jahr 1970 bis hin zu 8.299 im Jahr 1987 begründeten. Insoweit waren die damaligen Be-

rechnungen der für Lahnstein erforderlichen Gewerbebauflächen von einem Trend aus-

gegangen, der sich anschließend nicht mehr bestätigt hatte. Letztlich haben diese Prog-

nosen nicht dazu beitragen können, die Nachfrage an Gewerbegrundstücken tatsächlich 

zu erhöhen. 

Dagegen war die Suche nach Grundstücken zur Ansiedlung von großflächigem Einzel-

handel in den letzten Jahren zusehends gestiegen. 

Nicht nur im Bereich der Koblenzer Straße, wo sich bereits mehrere Einzelhändler etabliert 

haben, sondern auch in den übrigen gewerblich nutzbaren Flächen des Stadtgebietes, so 

im Didiergelände, auf den Flächen des ehemaligen Verpflegungsamtes und des Güter-

bahnhofes, auf dem Markplatz Niederlahnstein, im Ahlerhof, in der Südallee, im Gewerbe-

gebiet an der Dr.-Walter-Lessing-Straße, an der Gemarkungsgrenze zu Braubach und nicht 

zuletzt auch im Bereich des „Gewerbeparks Hermsdorfer Straße“, wo es vor zwei Jahren zu 

einer Neuausweisung von Sondergebietsflächen kam. In keinem anderen dieser Gebiete 

war es gewollt, das Baurecht für den sogenannten „großflächigen Einzelhandel“ mit mehr 

als 1.200 m² Geschossfläche herzustellen; zum Teil wurde es sogar durch Beschluss entspre-

chender Satzungen ausgeschlossen. 

Auf diese geänderten Rahmenbedingungen muss zwangsläufig reagiert werden. Es ist ab-

sehbar, dass das weitere Vorhalten gewerblicher Bauflächen in diesem Umfang auf Dauer 

zu keinen neuen Ansiedlungen führen wird. 

Die theoretische Deckung einer potenziellen Nachfrage ist allein durch das Vorhanden-

sein der gewerblichen Bauflächen auf dem Gelände des ehemaligen Güterbahnhofes 

Oberlahnstein möglich. Es sprechen viele Gründe dafür, eher diese Flächen für die künf-

tige gewerbliche Entwicklung Lahnsteins vorzuhalten als den Bereich des Bebauungspla-

nes Nr. 17. Insoweit soll das Potenzial des Güterbahnhofes nicht durch parallel angebo-

tene Konkurrenzflächen, die für andere Zwecke attraktiver sein können, geschmälert wer-

den. 
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Koblenzer Sfroße und Im Ivliffelgesefz umschlossenen Gebief dds Bourechf für den ddmdls
im Enfsfehen befindlichen „Bdumdrkf“ dls duch für dds südlich dnschließende Gewerbe—
gebief zu schoffen. Seif l994 isf dieser Bebduungspldn mif der Nr. l7 rechfskröffig.
Dds Gewerbegebief wor unfer der Vorgdbe enfwickelf worden, hier neben dem Bou—
mdrkf keine weiferen Einzelhdndelsbefriebe dnzusiedeln und somif die gewerbliche Nuf—
zung zu sichern.
Dd seif über zwonzig tren keine Invesforen Inferesse on einem Ankduf der Flöchen zur
Ansiedlung von Unfernehmen in der vom Pldn vorgegebenen Größenordnung öußerfen‚
sfellfe sich die Nofwendigkeif einer zumindesf feilweisen Neuordnung des Gebiefes in Frd—
ge.
Die verholfene Nochfroge noch geeignefen kleinen und miffelgroßen Gewerbegrundsfü—
cken konnfe in den Iefzfen tren insbesondere durch die Boureifmdchung des Didierge—
Iöndes gedeckf werden.
Gleichzeitig isf seif ndch den Angoben des Sfofisfischen Ldndesdmfes Rheinldnd-Pfdlz ein
deuflicher Rückgdng der Zdhl sozidlversicherungspflichfig Beschöffigfer dm Arbeifsorf zu
verzeichnen; dm 30.Juni 2015 woren es noch 5.682. Dem Erlöuferungsberichf zum Flö—
chennufzungspldn logen hingegen noch Zohlenwerfe zugrunde, die einen Beddrf dn Ge—
werbebouflöchen mif dem ddmdligen Ansfieg der Beschöffigfenzohl von 7.964 dus dem
tr 1970 bis hin zu 8.299 im tr 1987 begründefen. Insoweif woren die ddmdligen Be-
rechnungen der für Lohnsfein erforderlichen Gewerbebduflöchen von einem Trend dus—
gegongen, der sich dnschließend nichf mehr besföfigf hoffe. Lefzflich hdben diese Prog—
nosen nichf ddzu beifrdgen können, die Nochfrdge dn Gewerbegrundsfücken fdfsöchlich
zu erhöhen.
Ddgegen wor die Suche noch Grundsfücken zur Ansiedlung von großflöchigem Einzel-
hdndel in den lefzfen tren zusehends gesfiegen.
Nichf nur im Bereich der Koblenzer Sfrdße, wo sich bereifs mehrere Einzelhöndler efdblierf
hdben, sondern duch in den Übrigen gewerblich nufzboren Flöchen des Sfddfgebiefes, so
im Didiergelönde, duf den Flöchen des ehemdligen Verpflegungsdmfes und des Güfer-
bohnhofes, duf dem Ivldrkpldfz Niederldhnsfein, im Ahlerhof, in der Südollee, im Gewerbe—
gebief on der Dr.-Wdlfer-Lessing—Sfro8e, dn der Gemorkungsgrenze zu Brdubdch und nichf
zulefzf duch im Bereich des „Gewerbepdrks Hermsdorfer Sfroße“, wo es vor zwei tren zu
einer Neuousweisung von Sondergebiefsflöchen kom. In keinem dnderen dieser Gebiefe
wor es gewollf, dds Bourechf für den sogendnnfen „großflöchigen Einzelhdndel“ mif mehr
dls 1.200 m2 Geschossflöche herzusfellen; zum Teil wurde es sogdr durch Beschluss enfspre—
chender Sofzungen ousgeschlossen.
Auf diese geönderfen Rohmenbedingungen muss zwongslöufig redgierf werden. Es isf db—
sehbor, ddss dds weifere Vorholfen gewerblicher Bduflöchen in diesem Umfdng duf Douer
zu keinen neuen Ansiedlungen führen wird.
Die fheorefische Deckung einer |oofenziellen Nochfrdge isf dllein durch dds Vorhonden—
sein der gewerblichen Bduflöchen ouf dem Gelönde des ehemdligen Güferbdhnhofes
Oberlohnsfein möglich. Es sprechen viele Gründe ddfür, eher diese Flöchen für die künf—
fige gewerbliche Enfwicklung Lohnsfeins vorzuhdlfen dls den Bereich des Bebouungspld—
nes Nr. l7. Insoweif soll dds Pofenziol des Güferbohnhofes nichf durch pordllel ongebo—
fene Konkurrenzflöchen, die für dndere Zwecke offrdkfiver sein können, geschmölerf wer-
den.

SEITE 'I'I VON 96



6. ÄNDERUNG DES FLÄCHENNUTZUNGSPLANES 

PLANUNG UND BEGRÜNDUNG 

ENTWURFSFASSUNG VOM 16.11.2016  
 

SEITE 12 VON 96 

Angesichts der häufig nachgefragten Einzelhandelsnutzung und eines Investors, der bereit 

ist, die hierfür erforderlichen Grundstücke anzukaufen, bietet sich die Ausweisung eines 

Sondergebietes für den (großflächigen) Einzelhandel im Bebauungsplan Nr. 17 an. Hierfür 

ist das Gebiet auch aus dem Umstand geeignet, dass Einzelhandel entlang der Koblenzer 

Straße bereits vorhanden ist. Darüber hinaus sprechen Lage und Anbindung des Gebietes 

grundsätzlich dafür. 

3 Planung 

Die Umsetzung der Planung folgt in einem aufwändigen Verfahren über mehrere Schritte. 

Im Gegensatz zu der üblichen Bauleitplanung, die nahezu vollständig in den Händen der 

Planungshoheit ausübende Gemeinde gelegt ist, bedarf es bei der Ausweisung von Son-

dergebieten des großflächigen Einzelhandels eines mehrstufigen Verfahrens, das auf der 

Ebene der Landesentwicklung beginnt. 

3.1 Landesentwicklungsprogramm LEP IV 

Aus dem Landesentwicklungsprogramm LEP IV des Landes Rheinland-Pfalz sind zunächst 

die Ziele und Grundsätze der Zentrale Orte-Struktur herzuleiten. Hiernach sind Einrichtun-

gen und Dienstleistungen mit unterschiedlicher funktionaler und damit zentral-örtlicher Be-

deutung der Daseinsvorsorge räumlich zu bündeln. Die Standortgemeinden zentralörtli-

cher Einrichtungen nehmen darüber hinaus Verknüpfungsfunktionen im funktionalen und 

überregionalen Verkehrsnetz war. Die betroffenen Gemeinden definieren und sichern in 

Eigenverantwortung Umfang und Qualität des zentralörtlichen Versorgungsniveaus (Ziel 

Z 35) auf dieser Ebene ist Lahnstein als Mittelzentrum in einem sogenannten „mittelzentra-

len Verbund kooperierende Zentren“ des Verdichtungsraumes Koblenz/Lahnstein ausge-

wiesen, zudem auch Bendorf, Höhr-Grenzhausen, Koblenz und Vallendar gehören. 

Das Ziel Z 45 gibt vor, dass die Daseinsvorsorge in den Zentralen Orten (insbesondere Mit-

telzentren) zu sichern und weiter zu entwickeln ist. Eine Kooperationsempfehlung drückt 

aus, dass für die „kooperierenden Zentren im mittelzentralen Verbund“ für die Sicherung 

der Daseinsvorsorge eine intensive Zusammenarbeit empfohlen wird, um durch interkom-

munale Kooperation Synergieeffekte und ein qualitativ hohes Versorgungsniveau zu si-

chern. 

Dieser Grundsatz G 56 beschäftigt sich mit der wohnortnahen qualitativen Versorgung der 

Bevölkerung mit öffentlichen und privaten Einrichtungen und Dienstleistungen. Deren Si-

cherung soll durch die Zentralen Orte in den Mittelbereichen und in Aufgabenteilung in 

den mittelzentralen Verbünden wahrgenommen werden. 

Einschränkungen formuliert das Ziel Z 57 das sogenannte Zentralitätsgebot. Hiernach ist die 

Einrichtung und Erweiterung von Vorhaben des großflächigen Einzelhandels nur in Zentra-

len Orten zulässig. Betriebe mit mehr als 2.000 m² Verkaufsflächen kommen nur in Mittel- 

und Oberzentren in Betracht. Eine Ausnahme, nach der Gemeinden ohne zentralörtlichen 

Funktion großflächige Einzelhandels Vorhaben mit bis zu insgesamt 1.600 m² Verkaufsflä-

che vorhalten dürfen, ist möglich, wenn dies zur Sicherung der Grundversorgung der Be-

völkerung erforderlich ist. Von solchen Ausnahmen wird in der Region reger Gebrauch 

gemacht. 

Entscheidend für die Ansiedlung von großflächigen Einzelhandelsbetrieben mit sogenann-

ten innenstadtrelevanten Sortimenten ist das „städtebauliche Integrationsgebot“ des Zie-
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munale Kooperation Synergieeffekte und ein qualitativ hohes Versorgungsniveau zu si-

chern. 

Dieser Grundsatz G 56 beschäftigt sich mit der wohnortnahen qualitativen Versorgung der 

Bevölkerung mit öffentlichen und privaten Einrichtungen und Dienstleistungen. Deren Si-

cherung soll durch die Zentralen Orte in den Mittelbereichen und in Aufgabenteilung in 

den mittelzentralen Verbünden wahrgenommen werden. 

Einschränkungen formuliert das Ziel Z 57 das sogenannte Zentralitätsgebot. Hiernach ist die 

Einrichtung und Erweiterung von Vorhaben des großflächigen Einzelhandels nur in Zentra-

len Orten zulässig. Betriebe mit mehr als 2.000 m² Verkaufsflächen kommen nur in Mittel- 

und Oberzentren in Betracht. Eine Ausnahme, nach der Gemeinden ohne zentralörtlichen 

Funktion großflächige Einzelhandels Vorhaben mit bis zu insgesamt 1.600 m² Verkaufsflä-

che vorhalten dürfen, ist möglich, wenn dies zur Sicherung der Grundversorgung der Be-

völkerung erforderlich ist. Von solchen Ausnahmen wird in der Region reger Gebrauch 

gemacht. 

Entscheidend für die Ansiedlung von großflächigen Einzelhandelsbetrieben mit sogenann-

ten innenstadtrelevanten Sortimenten ist das „städtebauliche Integrationsgebot“ des Zie-
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Angesichfs der höufig ndchgefrdgfen Einzelhdndelsnufzung und eines lnvesfors, der bereif
isf, die hierfür erforderlichen Grundsfücke dnzukdufen, biefef sich die Ausweisung eines
Sondergebiefes für den (großflöchigen) Einzelhdndel im Bebduungspldn Nr. l7 dn. Hierfür
isf dds Gebief duch dus dem Umsfdnd geeignef, ddss Einzelhdndel enfldng der Koblenzer
Sfroße bereifs vorhonden isf. Ddrüber hindus sprechen Loge und Anbindung des Gebiefes
grundsölich ddfür.

3 Planung

Die Umsefzung der Pldnung folgf in einem dufwöndigen Verfdhren über mehrere Schriffe.
Im Gegensdfz zu der üblichen Bouleifpldnung, die ndhezu vollsföndig in den Hönden der
Pldnungshoheif dusübende Gemeinde gelegf isf, beddrf es bei der Ausweisung von Son-
dergebiefen des großflöchigen Einzelhdndels eines mehrsfufigen Verfdhrens, dds duf der
Ebene der Ldndesenfwicklung beginnf.

3.1 Landesenfwicklungsprogramm LEP IV

Aus dem Ldndesenfwicklungsprogrdmm LEP IV des Ldndes Rheinldnd-Pfdlz sind zunöchsf
die Ziele und Grundsöfze der Zenfrdle Orfe—Sfrukfur herzuleifen. Hierndch sind Einrichfun-
gen und Diensfleisfungen mif unferschiedlicher funkfiondler und ddmif zenfrol-örflicher Be-
deufung der Ddseinsvorsorge röumlich zu bündeln. Die Sfdndorfgemeinden zenfrdlörfli-
cher Einrichfungen nehmen ddrüber hindus Verknüpfungsfunkfionen im funkfiondlen und
überregiondlen Verkehrsnefz wor. Die befroffenen Gemeinden definieren und sichern in
Eigenveronfworfung Umfdng und Quoliföf des zenfrdlörflichen Versorgungsnivedus (Ziel
Z 35) ouf dieser Ebene isf tnsfein Cl|S lvliffelzenfrum in einem sogendnnfen „miffelzenfrd—
len Verbund kooperierende Zenfren“ des Verdichfungsrdumes Koblenz/Lohnsfein dusge—
wiesen, zudem ouch Bendorf, Höhr—Grenzhdusen, Koblenz und Vollendor gehören.
Dds Ziel Z 45 gibf vor, ddss die Ddseinsvorsorge in den Zenfrdlen Orfen (insbesondere Ivlif—
felzenfren) zu sichern und weifer zu enfwickeln isf. Eine Kooperdfionsempfehlung drückf
dus‚ ddss für die „kooperierenden Zenfren im miffelzenfrdlen Verbund“ für die Sicherung
der Ddseinsvorsorge eine infensive Zusommenorbeif empfohlen wird, um durch inferkom-
mundle Kooperdfion Synergieeffekfe und ein quolifdfiv hohes Versorgungsnivedu zu si—
chern.
Dieser Grundsdfz G 56 beschöffigf sich mif der wohnorfndhen qudlifdfiven Versorgung der
Bevölkerung mif öffenflichen und privofen Einrichfungen und Diensfleisfungen. Deren Si-
cherung soll durch die Zenfrdlen Orfe in den Ivliffelbereichen und in Aufgdbenfeilung in
den miffelzenfrdlen Verbünden wohrgenommen werden.
Einschrönkungen formulierf dds Ziel Z 57 dds sogendnnfe Zenfrdliföfsgebof. Hierndch isf die
Einrichfung und Erweiferung von Vorhoben des großflöchigen Einzelhdndels nur in Zenfrd—
len Orfen zulössig. Befriebe mif mehr dls 2.000 m2 Verkdufsflöchen kommen nur in Ivliffel-
und Oberzenfren in Befrochf. Eine Ausndhme, noch der Gemeinden ohne zenfrdlörflichen
Funkfion großflöchige Einzelhdndels Vorhdben mif bis zu insgesomf 1.600 m2 Verkdufsflö—
che vorhdlfen dürfen, isf möglich, wenn dies zur Sicherung der Grundversorgung der Be—
völkerung erforderlich isf. Von solchen Ausndhmen wird in der Region reger Gebrduch
gemochf.
Enfscheidend für die Ansiedlung von großflöchigen Einzelhdndelsbefrieben mif sogendnn-
fen innensfodfrelevonfen Sorfimenfen isf dds „sfödfebduliche Infegrdfionsgebof“ des Zie—
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les Z 58. Das Landesentwicklungsprogramm bestimmt hiermit, dass solche Betriebe nur in 

städtebaulichen integrierten Bereichen zulässig sind, also in Innenstädten und Stadt- sowie 

Stadtteilzentren. Diese städtebaulich integrierten Bereiche, nach dem Baugesetzbuch 

„zentrale Versorgungsbereiche“ genannt, sind von den Zentralen Orten in Abstimmung mit 

den Regionalplanung verbindlich festzulegen und zu begründen. Diese Regelungen müs-

sen auch eine Liste innenstadtrelevanter und nicht-innenstadtrelevanter Sortimente umfas-

sen. An sogenannten „Ergänzungsstandorten“ der Zentralen Orte sind auch großflächige 

Einzelhandelsbetriebe mit nicht innenstadtrelevanten Sortimenten zulässig. Auch diese sind 

in Abstimmung mit der Regionalplanung festzulegen und zu begründen. Als begrenzte 

Randsortimente können hier auch innenstadtrelevante Sortimente enthalten sein (Ziel 

Z 59). 

Mit dem Ziel Z 60 wird das Nichtbeeinträchtigungsgebot definiert, wonach die Ansiedlung 

und Erweiterung von großflächigen Einzelhandelsbetrieben weder die Versorgungsfunktion 

der städtebaulich integrierten Bereiche noch die der Versorgungsbereiche benachbarter 

Zentraler Orte wesentlich beeinträchtigen dürfen. Das gilt auch auf Auswirkungen der 

Stadtteile von Ober- und Mittelzentren. 

Damit durch einzeln vorgenommene Ansiedlung großflächiger Einzelhandelsbetriebe kei-

ne Überschreitung der Verkaufsflächen vorgenommen werden kann, ist dieser durch das 

sogenannte „Agglomerationsverbot“ entgegen zu wirken (Ziel Z 61). 

In der Begründung und Erläuterung zu den Zielen und Grundsätzen des Kapitels 3.2.3 im 

Landesentwicklungsprogramm LEP IV wird ausgeführt, dass der großflächige Einzelhandel 

wichtige Funktionen einer qualitativ gleichwertigen Versorgung mit Waren und dazu gehö-

rigen Dienstleistungen wahrnimmt. Dem vielfältigen Bedarf von Bevölkerung und Wirtschaft 

kann nur eine räumlich differenzierte Versorgungsstruktur unterschiedlicher Betriebsformen 

gerecht werden. Die Gemeinden sollen durch geeignete planerische Maßnahmen die 

Voraussetzung für die Entwicklung des Handelns im Rahmen ihrer städtebaulichen Ent-

wicklung und unter Berücksichtigung Erreichbarkeit der Standtorte durch ihre Kunden 

schaffen. Die Deckung der Grundversorgung, insbesondere an Nahrungs- und Genussmit-

tel, soll möglichst wohnungsnah und barrierefrei erfolgen können. Die Grundversorgung 

umfasst insbesondere Waren des täglichen, kurzfristigen Bedarfs, zum Beispiel Nahrungsmit-

tel, Drogeriewaren, Kosmetikartikel sowie Haushaltswaren, Glas und Porzellan (Begründung 

zu Grundsatz G 56 und Ziel Z 57). 

Das Landesentwicklungsprogramm erkennt, dass der großflächige Einzelhandel einen we-

sentlichen Beitrag zur Funktionsfähigkeit und Attraktivität der Zentralen Orte leistet. Die 

städtebauliche Integration des Einzelhandels soll spürbare Schwächungen von Innenstadt 

Funktionen vermeiden. Nach dem Ziel Z 58 ist bei der Abgrenzung der städtebaulich inte-

grierten Bereiche sowohl die Nahversorgung als auch ein angemessenes Verhältnis der 

Größenordnung von Verkaufsflächen zwischen Integrierten und Ergänzungsstandorten si-

cher zu stellen und in kommunalen Einzelhandelskonzepten zu begründen. Dabei sind 

auch die Ergänzungsstandorte analog zu den städtebaulich integrierten Bereichen aus ei-

nem kommunalen Einzelhandelskonzept abzuleiten, dass kommunalspezifische Aussagen 

zur Zentrenrelevanz des Sortiments enthalten muss. Grundsätzlich sind für die Ansiedlung 

und den Ausbau des großflächigen Einzelhandels dort Grenzen zu ziehen, wo die Funkti-

onsfähigkeit des Zentralen Ortes selbst oder die verbrauchernahe Versorgung der Bevöl-

kerung in benachbarten Zentralen Orten wesentlich beeinträchtigt wird. 

Zur Steuerung der Entwicklung außerhalb der Zentralen Versorgungsbereiche soll auch ei-

ne Ausweisung von Ergänzungsstandorten erfolgen. Diese betreffen insbesondere die 
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les Z 58. Das Landesentwicklungsprogramm bestimmt hiermit, dass solche Betriebe nur in 

städtebaulichen integrierten Bereichen zulässig sind, also in Innenstädten und Stadt- sowie 

Stadtteilzentren. Diese städtebaulich integrierten Bereiche, nach dem Baugesetzbuch 

„zentrale Versorgungsbereiche“ genannt, sind von den Zentralen Orten in Abstimmung mit 

den Regionalplanung verbindlich festzulegen und zu begründen. Diese Regelungen müs-

sen auch eine Liste innenstadtrelevanter und nicht-innenstadtrelevanter Sortimente umfas-

sen. An sogenannten „Ergänzungsstandorten“ der Zentralen Orte sind auch großflächige 

Einzelhandelsbetriebe mit nicht innenstadtrelevanten Sortimenten zulässig. Auch diese sind 

in Abstimmung mit der Regionalplanung festzulegen und zu begründen. Als begrenzte 

Randsortimente können hier auch innenstadtrelevante Sortimente enthalten sein (Ziel 

Z 59). 

Mit dem Ziel Z 60 wird das Nichtbeeinträchtigungsgebot definiert, wonach die Ansiedlung 

und Erweiterung von großflächigen Einzelhandelsbetrieben weder die Versorgungsfunktion 

der städtebaulich integrierten Bereiche noch die der Versorgungsbereiche benachbarter 

Zentraler Orte wesentlich beeinträchtigen dürfen. Das gilt auch auf Auswirkungen der 

Stadtteile von Ober- und Mittelzentren. 

Damit durch einzeln vorgenommene Ansiedlung großflächiger Einzelhandelsbetriebe kei-

ne Überschreitung der Verkaufsflächen vorgenommen werden kann, ist dieser durch das 

sogenannte „Agglomerationsverbot“ entgegen zu wirken (Ziel Z 61). 

In der Begründung und Erläuterung zu den Zielen und Grundsätzen des Kapitels 3.2.3 im 

Landesentwicklungsprogramm LEP IV wird ausgeführt, dass der großflächige Einzelhandel 

wichtige Funktionen einer qualitativ gleichwertigen Versorgung mit Waren und dazu gehö-

rigen Dienstleistungen wahrnimmt. Dem vielfältigen Bedarf von Bevölkerung und Wirtschaft 

kann nur eine räumlich differenzierte Versorgungsstruktur unterschiedlicher Betriebsformen 

gerecht werden. Die Gemeinden sollen durch geeignete planerische Maßnahmen die 

Voraussetzung für die Entwicklung des Handelns im Rahmen ihrer städtebaulichen Ent-

wicklung und unter Berücksichtigung Erreichbarkeit der Standtorte durch ihre Kunden 

schaffen. Die Deckung der Grundversorgung, insbesondere an Nahrungs- und Genussmit-

tel, soll möglichst wohnungsnah und barrierefrei erfolgen können. Die Grundversorgung 

umfasst insbesondere Waren des täglichen, kurzfristigen Bedarfs, zum Beispiel Nahrungsmit-

tel, Drogeriewaren, Kosmetikartikel sowie Haushaltswaren, Glas und Porzellan (Begründung 

zu Grundsatz G 56 und Ziel Z 57). 

Das Landesentwicklungsprogramm erkennt, dass der großflächige Einzelhandel einen we-

sentlichen Beitrag zur Funktionsfähigkeit und Attraktivität der Zentralen Orte leistet. Die 

städtebauliche Integration des Einzelhandels soll spürbare Schwächungen von Innenstadt 

Funktionen vermeiden. Nach dem Ziel Z 58 ist bei der Abgrenzung der städtebaulich inte-

grierten Bereiche sowohl die Nahversorgung als auch ein angemessenes Verhältnis der 

Größenordnung von Verkaufsflächen zwischen Integrierten und Ergänzungsstandorten si-

cher zu stellen und in kommunalen Einzelhandelskonzepten zu begründen. Dabei sind 

auch die Ergänzungsstandorte analog zu den städtebaulich integrierten Bereichen aus ei-

nem kommunalen Einzelhandelskonzept abzuleiten, dass kommunalspezifische Aussagen 

zur Zentrenrelevanz des Sortiments enthalten muss. Grundsätzlich sind für die Ansiedlung 

und den Ausbau des großflächigen Einzelhandels dort Grenzen zu ziehen, wo die Funkti-

onsfähigkeit des Zentralen Ortes selbst oder die verbrauchernahe Versorgung der Bevöl-

kerung in benachbarten Zentralen Orten wesentlich beeinträchtigt wird. 

Zur Steuerung der Entwicklung außerhalb der Zentralen Versorgungsbereiche soll auch ei-

ne Ausweisung von Ergänzungsstandorten erfolgen. Diese betreffen insbesondere die 
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Ies Z 58. Dos Londesentwicklungsprogromm bestimmt hiermit, ddss solche Betriebe nur in
städteboulichen integrierten Bereichen zulässig sind, dlso in Innenstädten und Stddt— sowie
Stddtteilzentren. Diese städteboulich integrierten Bereiche, noch dem Bdugesetzbuch
„zentrdle Versorgungsbereiche“ gendnnt, sind von den Zentrolen Orten in Abstimmung mit
den Regiondlpldnung verbindlich festzulegen und zu begründen. Diese Regelungen müs—
sen duch eine Liste innenstddtrelevonter und nicht-innenstddtrelevonter Sortimente umfds—
sen. An sogenonnten „Ergänzungsstdndorten“ der Zentrolen Orte sind duch großflächige
Einzelhondelsbetriebe mit nicht innenstddtrelevonten Sortimenten zulässig. Auch diese sind
in Abstimmung mit der Regionolplonung festzulegen und zu begründen. Als begrenzte
Rondsortimente können hier duch innenstddtrelevonte Sortimente enthdlten sein (Ziel
Z 59).
Ivlit dem Ziel Z 60 wird dds Nichtbeeinträchtigungsgebot definiert, wonoch die Ansiedlung
und Erweiterung von großflächigen Einzelhondelsbetrieben weder die Versorgungsfunktion
der städteboulich integrierten Bereiche noch die der Versorgungsbereiche bendchbdrter
Zentrdler Orte wesentlich beeinträchtigen dürfen. Dds gilt duch duf Auswirkungen der
Stddtteile von Ober— und Ivlittelzentren.
dit durch einzeln vorgenommene Ansiedlung großflächiger Einzelhondelsbetriebe kei—
ne Überschreitung der Verkdufsflächen vorgenommen werden konn, ist dieser durch dds
sogenonnte „Agglomerotionsverbot“ entgegen zu wirken (Ziel Z öl ).
In der Begründung und Erläuterung zu den Zielen und Grundsätzen des Kopitels 3.2.3 im
Londesentwicklungsprogromm LEP IV wird ousgeführt, ddss der großflächige Einzelhondel
wichtige Funktionen einer quolitotiv gleichwertigen Versorgung mit Wdren und dozu gehö—
rigen Dienstleistungen wohrnimmt. Dem vielfältigen Bedorf von Bevölkerung und Wirtschdft
kdnn nur eine räumlich differenzierte Versorgungsstruktur unterschiedlicher Betriebsformen
gerecht werden. Die Gemeinden sollen durch geeignete pldnerische lvldßnohmen die
Vordussetzung für die Entwicklung des Hondelns im Rohmen ihrer städteboulichen Ent-
wicklung und unter Berücksichtigung Erreichborkeit der Stdndtorte durch ihre Kunden
schoffen. Die Deckung der Grundversorgung, insbesondere on Nohrungs- und Genussmit-
tel, soll möglichst wohnungsndh und borrierefrei erfolgen können. Die Grundversorgung
umfdsst insbesondere Woren des täglichen, kurzfristigen Beddrfs, zum Beispiel Nohrungsmit-
tel, Drogerieworen, Kosmetikdrtikel sowie HdusholtsWdren, Glds und Porzellon (Begründung
zu Grundsotz G 56 und Ziel Z 57).
Dds Londesentwicklungsprogrdmm erkennt, doss der großflächige Einzelhondel einen we-
sentlichen Beitrdg zur Funktionsfähigkeit und Attrdktivität der Zentrdlen Orte leistet. Die
städtebouliche Integrdtion des Einzelhondels soll spürbdre Schwächungen von lnnenstodt
Funktionen vermeiden. Noch dem Ziel Z 58 ist bei der Abgrenzung der städtebdulich inte—
grierten Bereiche sowohl die Nohversorgung ols duch ein dngemessenes Verhältnis der
Größenordnung von Verkdufsflächen zwischen Integrierten und Ergänzungsstondorten si—
cher zu stellen und in kommundlen Einzelhondelskonzepten zu begründen. Dobei sind
duch die Ergänzungsstondorte onolog zu den städtebdulich integrierten Bereichen ous ei—
nem kommundlen Einzelhondelskonzept obzuleiten, doss kommundlspezifische Aussogen
zur Zentrenrelevonz des Sortiments entholten muss. Grundsätzlich sind für die Ansiedlung
und den Ausbdu des großflächigen Einzelhondels dort Grenzen zu ziehen, wo die Funkti—
onsfähigkeit des Zentrdlen Ortes selbst oder die verbroucherndhe Versorgung der Bevöl-
kerung in bendchborten Zentrolen Orten wesentlich beeinträchtigt wird.
Zur Steuerung der Entwicklung dußerhdlb der Zentrolen Versorgungsbereiche soll duch ei—
ne Ausweisung von Ergänzungsstondorten erfolgen. Diese betreffen insbesondere die

SEITE 13 VON 96



6. ÄNDERUNG DES FLÄCHENNUTZUNGSPLANES 

PLANUNG UND BEGRÜNDUNG 

ENTWURFSFASSUNG VOM 16.11.2016  
 

SEITE 14 VON 96 

Standorte auf der „grünen Wiese“. Innenstadtrelevanten Sortimente sollen dort in der Re-

gel nicht mehr als zehn Prozent der Verkaufsflächen umfassen. Eine Begrenzung der ab-

soluten Größenordnung ist im Rahmen der raumordnerischen Prüfung von Vorhaben vor 

dem Hintergrund möglicher Beeinträchtigungen der Zentralen Versorgungsbereiche der 

Standortgemeinde und der benachbarten Zentralen Orte zu prüfen. 

Aus den Vorgaben des Landesentwicklungsprogramms sind daher die nächsten drei 

Schritte abzuleiten: 

 Festlegung der städtebaulich integrierten Bereiche (zentrale Versorgungsbereiche) 

unter Beifügung einer Liste in stadtrelevanter und nicht stadtrelevanter Sortimente in 

einem Einzelhandelskonzept (städtebauliches Integrationsgebot); 

 Festlegung des Ergänzungsstandortes; 

 Nachweis des Nichtbeeinträchtigungsgebots. 

3.2 Einzelhandelskonzept der Stadt Lahnstein 

Nach § 9 Abs. 2a Satz 2 BauGB ist ein auf die Erhaltung und Entwicklung Zentraler Versor-

gungsbereiche (ZVB) bezogenes städtebauliches Entwicklungskonzept im Sinne des § 1 

Abs. 6 Nr. 11 BauGB zu berücksichtigen, das Aussagen über diesen Bereich enthält. Dies 

können sogenannte Einzelhandels- und Zentrenkonzepte sein, die im Rahmen der Abwä-

gung zu berücksichtigen sind und die in der kommunalen Planungspraxis in der Regel die 

Grundlage für eine schlüssige und nachvollziehbare Begründung der Ausschluss- und Be-

schränkungsfestsetzungen sind. 

Die Erhaltung und Entwicklung Zentraler Versorgungsbereiche stehen im Mittelpunkt der 

bauleitplanerischen Einzelhandelssteuerung. Dieses Anliegen ist als wichtiger Planungs-

grundsatz durch die BauGB Novelle 2007 in dem Katalog der bei der Bauleitplanung zu 

berücksichtigen Belange (§ 1 Abs. 6 Nr. 4 BauGB) aufgenommen worden. 

Zur Realisierung dieses Ziels bedarf es nicht nur der bauleitplanerischen Absicherung der 

Zentralen Versorgungsbereiche durch entsprechende Gebietsfestsetzungen. Die Erhaltung 

und Entwicklung der Zentren erfordert auch den Ausschluss oder die Beschränkung der Zu-

lässigkeit des zentrenrelevanten Einzelhandels außerhalb der Zentralen Versorgungsbe-

reiche. Um die Innenstädte, Stadtteilzentren und Ortszentren zu stützen und zu stärken und 

um eine möglichst wohnungsnahe Grundversorgung durch entsprechende Nah- und 

Grundversorgungszentren zu sicher, muss regelmäßig die Zulässigkeit von Einzelhandelsbe-

trieben mit innenstadtrelevanten Sortimenten außerhalb der Zentren durch entspre-

chende Bebauungsplanfestsetzungen ausgeschlossen oder beschränkt werden. 

Eine zentrenorientierte Einzelhandelssteuerung durch Bebauungspläne ist in der Regel nur 

auf der Grundlage eines fundiertes Einzelhandels- und Zentrenkonzeptes zu rechtfertigen 

und rechtssicher durchzusetzen. Für ein solches Konzept müssen die tatsächlichen Verhält-

nisse, insbesondere die Angebots- und Nachfrage-Struktur im Einzelhandel untersucht, die 

bestehenden Versorgungsschwerpunkte städtebaulich bewertet und die Rahmenbedin-

gungen und Spielräume für künftige Entwicklungen solide abgeschätzt werden. Aus die-

sen handelswirtschaftlichen und städtebaulichen Untersuchungen können dann die Ent-

wicklungsziele abgeleitet sowie die Zentralen Versorgungsbereiche und die Sonderstand-

orte für die großflächigen Einzelhandel mit nicht-innenstadtrelevanten Hauptsortimenten 

räumlich und funktional bestimmt werden. Außerdem wird auf der Basis der Bestandsana-

lyse und der Entwicklungsziele eine ortsspezifische Liste der nahversorgungs- und innen-

stadtrelevanten Sortimente festgelegt. Standortkonzept und Sortimentsliste werden dann 
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Standorte auf der „grünen Wiese“. Innenstadtrelevanten Sortimente sollen dort in der Re-

gel nicht mehr als zehn Prozent der Verkaufsflächen umfassen. Eine Begrenzung der ab-

soluten Größenordnung ist im Rahmen der raumordnerischen Prüfung von Vorhaben vor 

dem Hintergrund möglicher Beeinträchtigungen der Zentralen Versorgungsbereiche der 

Standortgemeinde und der benachbarten Zentralen Orte zu prüfen. 

Aus den Vorgaben des Landesentwicklungsprogramms sind daher die nächsten drei 

Schritte abzuleiten: 

 Festlegung der städtebaulich integrierten Bereiche (zentrale Versorgungsbereiche) 

unter Beifügung einer Liste in stadtrelevanter und nicht stadtrelevanter Sortimente in 

einem Einzelhandelskonzept (städtebauliches Integrationsgebot); 

 Festlegung des Ergänzungsstandortes; 

 Nachweis des Nichtbeeinträchtigungsgebots. 

3.2 Einzelhandelskonzept der Stadt Lahnstein 
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können sogenannte Einzelhandels- und Zentrenkonzepte sein, die im Rahmen der Abwä-

gung zu berücksichtigen sind und die in der kommunalen Planungspraxis in der Regel die 
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reiche. Um die Innenstädte, Stadtteilzentren und Ortszentren zu stützen und zu stärken und 
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bestehenden Versorgungsschwerpunkte städtebaulich bewertet und die Rahmenbedin-

gungen und Spielräume für künftige Entwicklungen solide abgeschätzt werden. Aus die-

sen handelswirtschaftlichen und städtebaulichen Untersuchungen können dann die Ent-

wicklungsziele abgeleitet sowie die Zentralen Versorgungsbereiche und die Sonderstand-

orte für die großflächigen Einzelhandel mit nicht-innenstadtrelevanten Hauptsortimenten 

räumlich und funktional bestimmt werden. Außerdem wird auf der Basis der Bestandsana-

lyse und der Entwicklungsziele eine ortsspezifische Liste der nahversorgungs- und innen-

stadtrelevanten Sortimente festgelegt. Standortkonzept und Sortimentsliste werden dann 
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Sfdndorfe duf der „grünen Wiese“. Innensfodfrelevonfen Sorfimenfe sollen dorf in der Re-
gel nichf mehr dls zehn Prozenf der Verkdufsflöchen umfdssen. Eine Begrenzung der db—
solufen Größenordnung isf im Rohmen der rdumordnerischen Prüfung von Vorhdben vor
dem Hinfergrund möglicher Beeinfröchfigungen der Zenfrdlen Versorgungsbereiche der
Sfdndorfgemeinde und der bendchbdrfen Zenfrolen Orfe zu prüfen.
Aus den Vorgdben des Londesenfwicklungsprogrdmms sind ddher die nöchsfen drei
Schriffe dbzuleifen:

. Fesflegung der sfödfebdulich infegrierfen Bereiche (zenfrdle Versorgungsbereiche)
unfer Beifügung einer Lisfe in sfddfrelevonfer und nichf sfodfrelevonfer Sorfimenfe in
einem Einzelhdndelskonzepf (sfödfebduliches Infegrofionsgebof);

. Fesflegung des Ergönzungssfdndorfes;

. Nochweis des Nichfbeeinfröchfigungsgebofs.

3.2 Einzelhandelskonzepf der Sfadl Lahnsfein

Ndch ä 9 Abs. 2d Sdfz 2 BduGB isf ein duf die Erhdlfung und Enfwicl<lung Zenfrdler Versor—
gungsbereiche (ZVB) bezogenes sfödfebduliches Enfwicklungskonzepf im Sinne des ä l
Abs. 6 Nr. ll BduGB zu berücksichfigen, dds Aussdgen über diesen Bereich enfhölf. Dies
können sogendnnfe Einzelhdndels— und Zenfrenkonzepfe sein, die im Rohmen der Abwö—
gung zu berücksichfigen sind und die in der kommundlen Pldnungsprdxis in der Regel die
Grundloge für eine schlüssige und ndchvollziehbdre Begründung der Ausschluss— und Be—
schrönkungsfesfsefzungen sind.
Die Erhdlfung und Enfwicklung Zenfroler Versorgungsbereiche sfehen im lvliffelpunkf der
bduleifpldnerischen Einzelhdndelssfeuerung. Dieses Anliegen isf dls wichfiger Pldnungs-
grundsofz durch die BouGB Novelle 2007 in dem ddlog der bei der Bouleifplonung zu
berücksichfigen Beldnge (ä l Abs. 6 Nr. 4 BduGB) dufgenommen worden.
Zur Redlisierung dieses Ziels beddrf es nichf nur der bduleifpldnerischen Absicherung der
Zenfrolen Versorgungsbereiche durch enfsprechende Gebiefsfesfsefzungen. Die Erhdlfung
und Enfwicl<lung der Zenfren erforderf duch den Ausschluss oder die Beschrönkung der Zu—
lössigkeif des zenfrenrelevonfen Einzelhdndels dußerhdlb der Zenfrdlen Versorgungsbe—
reiche. Um die Innensfödfe, Sfddffeilzenfren und Orfszenfren zu sfüfzen und zu sförken und
um eine möglichsf wohnungsndhe Grundversorgung durch enfsprechende Ndh— und
Grundversorgungszenfren zu sicher, muss regelmößig die Zulössigkeif von Einzelhdndelsbe—
frieben mif innensfodfrelevonfen Sorfimenfen dußerhdlb der Zenfren durch enfspre—
chende Bebduungspldnfesfsefzungen ousgeschlossen oder beschrönkf werden.
Eine zenfrenorienfierfe Einzelhdndelssfeuerung durch Bebduungsplöne isf in der Regel nur
duf der Grundldge eines fundierfes Einzelhdndels— und Zenfrenkonzepfes zu rechfferfigen
und rechfssicher durchzusefzen. Für ein solches Konzepf müssen die fdfsöchlichen Verhölf—
nisse, insbesondere die Angebofs— und Nochfrdge—Sfrukfur im Einzelhdndel unfersuchf, die
besfehenden Versorgungsschwerpunkfe sfödfebdulich bewerfef und die Rohmenbedin—
gungen und Spielröume für künffige Enfwicklungen solide obgeschöfzf werden. Aus die—
sen hondelswirfschdfflichen und sfödfebdulichen Unfersuchungen können ddnn die Enf-
wicl<lungsziele dbgeleifef sowie die Zenfrdlen Versorgungsbereiche und die Sondersfdnd—
orfe für die großflöchigen Einzelhdndel mif nichf—innensfodfrelevonfen Hdupfsorfimenfen
röumlich und funkfiondl besfimmf werden. Außerdem wird duf der Bdsis der Besfdndsdnd—
lyse und der Enfwicklungsziele eine orfsspezifische Lisfe der ndhversorgungs- und innen-
sfodfrelevonfen Sorfimenfe fesfgelegf. Sfondorfkonzepf und Sorfimenfslisfe werden donn
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durch bestimmte Grundsätze für die räumliche Steuerung des Einzelhandels miteinander 

zu sogenannten „Ansiedlungsregeln“ verknüpft. 

Ein derartiges vom Stadtrat beschlossenes Konzept ist als städtebauliches Entwicklungs-

konzept im Sinne des § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB eine wichtige Grundlage nicht nur für alle 

Positivplanungen zur Umsetzung des Standortkonzeptes, sondern vor allem auch für Be-

bauungspläne, die den zentrenrelevanten Einzelhandel außerhalb der festgelegten Zent-

ralen Versorgungsbereiche ausschließen oder beschränken. 

Durch Ausschluss- und Beschränkungsfestsetzungen kann der zentrenrelevante Einzelhan-

del in einem Bebauungsplan nach § 1 Abs. 5 und 9 BauNVO ausgeschlossen oder einge-

schränkt werden. 

Der Stadtrat der Stadt Lahnstein hatte in den Jahren 2010-11 ein Einzelhandelskonzept er-

arbeitet, das letztlich in der Sitzung am 19. Dezember 2011 beschlossen wurde. In diesem 

Einzelhandelskonzept sind wesentliche Zielsetzungen und Grundsätze der Lahnsteiner Ein-

zelhandel- und Standortentwicklung dargelegt. 

Eine Fortschreibung des Einzelhandelskonzeptes wurde im Folgejahr durchgeführt und 

wiederum durch den Stadtrat beschlossen. Gründe für die Fortschreibung waren Vorha-

benplanungen am Standortbereich Koblenzer Straße. Diese führte nicht zu einer Änderung 

im ursprünglichen Einzelhandelskonzept getätigten Aussagen für den Standort Hermsdorfer 

Straße. Bezug genommen wird daher auf das fortgeschriebene Konzept nach der aktuel-

len Beschlussfassung des Stadtrates vom 17. Dezember 2012. 

Sowohl dem ursprünglichen Einzelhandelskonzept als auch seiner Fortschreibung waren 

umfangreiche Bestandsaufnahmen, Bewertungen und Schlussfolgerungen zugrunde ge-

legt worden. Beteiligungsverfahren der Öffentlichkeit als auch Behörden und Nachbar-

städten wurden durchgeführt, die entsprechenden Abwägungen in öffentlicher Sitzung 

des Stadtrates vorgenommen. 

Zur Erfassung und Bewertung der Einzelhandelssituation sowie der städtebaulichen Stand-

ortmerkmale war zuvor im August 2010 eine flächendeckende Vollerhebung des Laden-

einzelhandels geführt worden. Neben den laufenden Abstimmungsgesprächen zwischen 

dem Gutachterbüro und der Verwaltung wurde ein prozessbegleitender Arbeitskreis ein-

gerichtet. Diese enge Einbindung relevanter Akteure gewährleistete, dass alle notwendi-

gen Informationen in das Einzelhandelskonzept einfließen konnten und sämtliche Zwi-

schenschritte mit einem breitbesetzten Gremium diskutiert wurden. 

3.3 Städtebauliches und raumordnerisches Verträglichkeitsgutachten 

Zum Vorhaben wurde ein Gutachten durch das Büro Stadt+Handel, Dortmund, erarbeitet, 

das ab Seite 23 abgedruckt ist. 

3.4 Raumordnerische Prüfung 

Für die Einzelhandelsansiedlung wurde gemäß § 16 ROG i.V.m. § 18 LPlG eine vereinfachte 

raumordnerische Prüfung durchgeführt, deren Ergebnis ab Seite 77 abgedruckt ist. 
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durch bestimmte Grundsdtze für die räumliche Steuerung des Einzelhondels miteindnder
zu sogendnnten „Ansiedlungsregeln“ verknüpft.
Ein derortiges vom Stddtrot beschlossenes Konzept ist dls stddtebouliches Entwicklungs-
konzept im Sinne des ä l Abs. 6 Nr. ll BouGB eine wichtige Grundldge nicht nur für dlle
Positivplonungen zur Umsetzung des Stdndortkonzeptes, sondern vor ollem duch für Be-
bouungspldne, die den zentrenrelevonten Einzelhdndel oußerhdlb der festgelegten Zent—
rolen Versorgungsbereiche dusschließen oder beschröinken.
Durch Ausschluss— und Beschrdnkungsfestsetzungen kdnn der zentrenrelevonte Einzelhon-
del in einem Bebduungspldn ndch ä l Abs. 5 und 9 BouNVO dusgeschlossen oder einge—
schröinkt werden.
Der Stodtrot der Stddt tnstein hotte in den tren 20lO—l l ein Einzelhondelskonzept er—
drbeitet‚ dds letztlich in der Sitzung dm l9. Dezember 20ll beschlossen wurde. ln diesem
Einzelhondelskonzept sind wesentliche Zielsetzungen und Grundsdtze der Lohnsteiner Ein-
zelhdndel- und Stondortentwicklung ddrgelegt.
Eine Fortschreibung des Einzelhondelskonzeptes wurde im Folgejdhr durchgeführt und
wiederum durch den Stddtrdt beschlossen. Gründe für die Fortschreibung woren Vorho-
benplonungen dm Stondortbereich Koblenzer StroBe. Diese führte nicht zu einer Änderung
im ursprünglichen Einzelhondelskonzept getdtigten Aussogen für den Stdndort Hermsdorfer
StroBe. Bezug genommen wird ddher ouf dds fortgeschriebene Konzept noch der dktuel—
Ien Beschlussfdssung des Stddtrdtes vom l7. Dezember 20l 2.
Sowohl dem ursprünglichen Einzelhondelskonzept dls duch seiner Fortschreibung woren
umfdngreiche Bestdndsdufndhmen, Bewertungen und Schlussfolgerungen zugrunde ge—
legt worden. Beteiligungsverfohren der Öffentlichkeit dls duch Behörden und Nochbdr—
stddten wurden durchgeführt, die entsprechenden Abwdgungen in öffentlicher Sitzung
des Stodtrotes vorgenommen.
Zur Erfossung und Bewertung der Einzelhondelssituotion sowie der stddteboulichen Stond—
ortmerkmole wor zuvor im August 2010 eine fldchendeckende Vollerhebung des Loden—
einzelhondels geführt worden. Neben den loufenden Abstimmungsgespröchen zwischen
dem Gutochterbüro und der Verwoltung wurde ein prozessbegleitender Arbeitskreis ein—
gerichtet. Diese enge Einbindung relevonter Akteure gewdhrleistete, doss dlle notwendi—
gen Informdtionen in dds Einzelhondelskonzept einfließen konnten und sdmtliche Zwi—
schenschritte mit einem breitbesetzten Gremium diskutiert wurden.

3.3 Stödtebauliches und raumordnerisches Verträglichkeitsgutachten

Zum Vorhdben wurde ein Gutdchten durch dds Büro Stddt+Hdndel, Dortmund, erdrbeitet‚
dds db Seite 23 dbgedruckt ist.

3.4 Raumordnerische Prüfung

Für die Einzelhondelsonsiedlung wurde gemdß ä 16 ROG i.V.m. ä l8 LPIG eine vereinfdchte
roumordnerische Prüfung durchgeführt, deren Ergebnis db Seite 77 dbgedruckt ist.
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3.5 Flächennutzungsplan der Stadt Lahnstein 

Der geltende Flächennutzungsplan der Stadt Lahnstein wurde nach Erteilung der Geneh-

migung durch die Höhere Verwaltungsbehörde (heutige Struktur- und Genehmigungsdi-

rektion Nord) am 12. November 1999 bekannt gemacht und trat damit in Kraft. In den 

Folgejahren wurden fünf Änderungsverfahren durchgeführt, um einzelne Flächen eine 

neue Art der baulichen Nutzung zuzuweisen. 

 

Die Flächennutzungsplan-Änderung bedarf aus Gründen der zu ändernden Nutzung als 

Sonderbaufläche für Einzelhandel einer Reihe von Prüfungen zur Feststellung der Raumver-

träglichkeit nach dem Landesplanungsgesetz unter Berücksichtigung des Landesentwick-

lungsprogramms LEP IV, die vor den entscheidenden Beschlüssen des Stadtrates durch-

geführt wurden. 

3.6 Landesplanerische Stellungnahme 

Nach § 20 des Landesplanungsgesetzes (LPlG) ist bei der Aufstellung eines Flächennut-

zungsplanes die Landesplanerische Stellungnahme bei der zuständigen Landesplanungs-

behörde zu beantragen. In ihr werden die bei der Aufstellung des Flächennutzungsplanes 

zu beachtenden Ziele der Raumordnung und Landesplanung bekannt gegeben. 

Die Bauleitpläne sind gemäß § 1 Abs. 4 BauGB diesen Zielen der Raumordnung und Lan-

desplanung anzupassen. Die Ziele der Raumordnung und Landesplanung wirken verbind-

lich. Die Gemeinde hat kein Recht, sie im Rahmen der Abwägung in eigener Entschei-

dung mit anderen Belangen abzuwägen oder sie zu relativieren. 

Die Ziele sind der gemeindlichen Bauleitplanung vorgegeben, in dem Sinne, dass alles zu 

unterlassen ist, was die Verwirklichung der Ziele vereiteln oder wesentlich erschweren 

könnte. 

Das Ergebnis der vereinfachten raumordnerischen Prüfung kann nach dortiger Feststellung 

gleichzeitig als Landesplanerische Stellungnahme übernommen werden. 

Die Vorgaben der Landes- und Regionalplanung werden gemäß der durch den Stadtrat 

beschlossenen Abwägungsergebnisse bei der weiteren Bearbeitung berücksichtigt und 

eingearbeitet. 

3.7 Umweltbericht 

Nach den Regelungen des § 2 Abs. 4 Satz 1 und des § 2a BauGB ist für die Belange des 

Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 und § 1a BauGB im Zuge der kommunalen Bauleit-

planung auf allen Planungsebenen eine Umweltprüfung durchzuführen, in welcher die vo-

raussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen der Planung ermittelt und in einem Um-

weltbericht beschrieben und bewertet werden. 

In welchem Umfang und Detaillierungsgrad die Ermittlung der Belange für die Abwägung 

erforderlich ist, ist für jeden Bauleitplan (Flächennutzungsplan und Bebauungsplan) von 

der Gemeinde festzulegen (§ 2 Abs. 4 Satz 2 BauGB). 

Hierzu werden im Rahmen der frühzeitigen Behördenbeteiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB 

die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereiche durch 

6. ÄNDERUNG DES FLÄCHENNUTZUNGSPLANES 

PLANUNG UND BEGRÜNDUNG 

ENTWURFSFASSUNG VOM 16.11.2016  
 

SEITE 16 VON 96 

3.5 Flächennutzungsplan der Stadt Lahnstein 

Der geltende Flächennutzungsplan der Stadt Lahnstein wurde nach Erteilung der Geneh-

migung durch die Höhere Verwaltungsbehörde (heutige Struktur- und Genehmigungsdi-

rektion Nord) am 12. November 1999 bekannt gemacht und trat damit in Kraft. In den 

Folgejahren wurden fünf Änderungsverfahren durchgeführt, um einzelne Flächen eine 

neue Art der baulichen Nutzung zuzuweisen. 

 

Die Flächennutzungsplan-Änderung bedarf aus Gründen der zu ändernden Nutzung als 

Sonderbaufläche für Einzelhandel einer Reihe von Prüfungen zur Feststellung der Raumver-

träglichkeit nach dem Landesplanungsgesetz unter Berücksichtigung des Landesentwick-

lungsprogramms LEP IV, die vor den entscheidenden Beschlüssen des Stadtrates durch-

geführt wurden. 

3.6 Landesplanerische Stellungnahme 

Nach § 20 des Landesplanungsgesetzes (LPlG) ist bei der Aufstellung eines Flächennut-

zungsplanes die Landesplanerische Stellungnahme bei der zuständigen Landesplanungs-

behörde zu beantragen. In ihr werden die bei der Aufstellung des Flächennutzungsplanes 

zu beachtenden Ziele der Raumordnung und Landesplanung bekannt gegeben. 

Die Bauleitpläne sind gemäß § 1 Abs. 4 BauGB diesen Zielen der Raumordnung und Lan-

desplanung anzupassen. Die Ziele der Raumordnung und Landesplanung wirken verbind-

lich. Die Gemeinde hat kein Recht, sie im Rahmen der Abwägung in eigener Entschei-

dung mit anderen Belangen abzuwägen oder sie zu relativieren. 

Die Ziele sind der gemeindlichen Bauleitplanung vorgegeben, in dem Sinne, dass alles zu 

unterlassen ist, was die Verwirklichung der Ziele vereiteln oder wesentlich erschweren 

könnte. 

Das Ergebnis der vereinfachten raumordnerischen Prüfung kann nach dortiger Feststellung 

gleichzeitig als Landesplanerische Stellungnahme übernommen werden. 

Die Vorgaben der Landes- und Regionalplanung werden gemäß der durch den Stadtrat 

beschlossenen Abwägungsergebnisse bei der weiteren Bearbeitung berücksichtigt und 

eingearbeitet. 

3.7 Umweltbericht 

Nach den Regelungen des § 2 Abs. 4 Satz 1 und des § 2a BauGB ist für die Belange des 

Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 und § 1a BauGB im Zuge der kommunalen Bauleit-

planung auf allen Planungsebenen eine Umweltprüfung durchzuführen, in welcher die vo-

raussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen der Planung ermittelt und in einem Um-

weltbericht beschrieben und bewertet werden. 

In welchem Umfang und Detaillierungsgrad die Ermittlung der Belange für die Abwägung 

erforderlich ist, ist für jeden Bauleitplan (Flächennutzungsplan und Bebauungsplan) von 

der Gemeinde festzulegen (§ 2 Abs. 4 Satz 2 BauGB). 

Hierzu werden im Rahmen der frühzeitigen Behördenbeteiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB 

die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereiche durch 
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3.5 FIÖchennufzungspldn der Sfcrdf Lahnsfein

Der gelfende FIÖchennufzungspldn der Sfodf Lohnsfein wurde noch Erfeilung der Geneh-
migung durch die Höhere Vervvolfungsbehörde (heufige Sfrukfur— und Genehmigungsdi—
rel<fion Nord) dm I2. November I999 bekonnf gemochf und frdf domif in Kroff. In den
Folgejohren wurden fünf Änderungsverfohren durchgeführf, um einzelne Flöchen eine
neue Arf der boulichen Nufzung zuzuweisen.

Die Flöchennufzungsplon-Änderung bedorf ous Gründen der zu Öndernden Nufzung ols
Sonderboufldche für Einzelhondel einer Reihe von Prüfungen zur Fesfsfellung der Roumver—
fröglichkeif noch dem Londesplonungsgesefz unfer Berücksichfigung des Londesenfwick—
lungsprogromms LEP IV, die vor den enfscheidenden Beschlüssen des Sfodfrofes durch—
geführf wurden.

3.6 Landesplanerische Stellungnahme

Noch ä20 des Londesplonungsgesefzes (LPIG) isf bei der Aufsfellung eines Flöchennuf—
zungspldnes die Londespldnerische Sfellungnohme bei der zusfdndigen Londesplonungs—
behörde zu beonfrogen. In ihr werden die bei der Aufsfellung des Flöchennufzungspldnes
zu bedchfenden Ziele der Roumordnung und Londesplonung bekonnf gegeben.
Die Bouleifplöne sind gemdß ä I Abs. 4 BouGB diesen Zielen der Rdumordnung und Lon-
desplonung onzupossen. Die Ziele der Roumordnung und Londesplonung wirken verbind-
lich. Die Gemeinde hof I<ein Rechf, sie im Rohmen der Abwdgung in eigener Enfschei—
dung mif onderen Belongen obzuwdgen oder sie zu reldfivieren.
Die Ziele sind der gemeindlichen Bouleifplonung vorgegeben, in dem Sinne, ddss olles zu
unferlossen isf, wos die Verwirklichung der Ziele vereifeln oder wesenflich erschweren
könnfe.
Dos Ergebnis der vereinfochfen roumordnerischen Prüfung konn noch dorfiger Fesfsfellung
gleichzeifig ols Londesplonerische Sfellungndhme übernommen werden.
Die Vorgoben der Londes— und Regionolplonung werden gemöiß der durch den Sfddfrdf
beschlossenen Abwögungsergebnisse bei der weiferen Beorbeifung berücksichfigf und
eingeorbeifef.

3.7 Umwelfberichf

Noch den Regelungen des ä 2 Abs. 4 Sofz I und des ä 2d BouGB isf für die Beldnge des
Umwelfschufzes noch ä I Abs. 6 Nr. 7 und ä Id BouGB im Zuge der kommunolen Bouleif-
plonung ouf ollen Plonungsebenen eine Umwelfprüfung durchzuführen, in welcher die vo-
roussichflichen erheblichen Umwelfouswirkungen der Plonung ermiffelf und in einem Um-
welfberichf beschrieben und bewerfef werden.
In welchem Umfong und Defdillierungsgrod die Ermifflung der Belonge für die Abwdgung
erforderlich isf, isf für jeden Bouleifplon (Fldchennufzungsplon und Bebouungsplon) von
der Gemeinde fesfzulegen (ä 2 Abs. 4 Sofz 2 BouGB).
Hierzu werden im Rohmen der frühzeifigen Behördenbefeiligung noch ä4 Abs. I BouGB
die Behörden und sonsfigen Tröger Öffenflicher Beldnge, deren Aufgobenbereiche durch
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die Planung berührt werden kann, auch zur Äußerung im Hinblick auf den erforderlichen 

Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung aufgefordert (Scoping). 

Die Umweltprüfung bezieht sich auf das, was nach gegenwärtigem Wissensstand und all-

gemein anerkannten Prüfmethoden sowie nach Inhalt und Detaillierungsgrad des Bauleit-

plans angemessenerweise verlangt werden kann (§ 2 Abs. 4 Satz 3 BauGB). Das Ergebnis 

der Umweltprüfung ist in der Abwägung zu berücksichtigen (§ 2 Abs. 4 Satz 4 BauGB). 

Nach Abschluss des Planverfahrens überwachen die Gemeinden die erheblichen Um-

weltauswirkungen, die auf Grund der Durchführung der Bauleitpläne eintreten, um insbe-

sondere unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen frühzeitig zu ermitteln und in der La-

ge zu sein, geeignete Maßnahmen zur Abhilfe zu ergreifen. 

Sie nutzen dabei die im Umweltbericht angegebenen Überwachungsmaßnahmen und 

die Informationen der Behörden (§ 4c BauGB). Dazu unterrichten die Behörden die Ge-

meinde, sofern nach den ihnen vorliegenden Erkenntnisse die Durchführung des Bauleit-

plans erhebliche, insbesondere unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen auf die Um-

welt hat (§ 4 Abs. 3 BauGB). 

Nach § 2a bzw. § 10 Abs. 4 BauGB ist dem Bauleitplanung eine zusammenfassende Erklä-

rung beizufügen über die Art und Weise, wie die Umweltbelange und die Ergebnisse der 

Öffentlichkeit- und Behördenbeteiligung berücksichtigt wurden, und aus welchen Grün-

den der Plan nach Abwägung mit den geprüften, in Betracht kommenden anderweitigen 

Planungsmöglichkeiten gewählt wurde. 

Die zusammenfassende Erklärung wird nach der öffentlichen Auslegung gemäß § 3 

Abs. 2 BauGB und der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 

gemäß § 4 Abs. 2 BauGB im Zusammenhang mit der abschließenden Abwägung durch 

den Gemeinderat und der Beschlussfassung über den Bauleitplan erstellt. 

3.8 Landschaftsplanerischer Beitrag 

Aufgabe des Landschaftsplanerischen Beitrags ist die Darlegung der Landschaftsplaneri-

schen Zielsetzung auf der Grundlage der Analyse und Bewertung des Zustandes von Natur 

und Landschaft und deren voraussichtliche Entwicklung unter Berücksichtigung der beste-

henden Nutzung. 

Nach § 2 Abs. 4 BauGB hat die Gemeinde die voraussichtlichen Umweltauswirkungen der 

Planung zu ermitteln (Umweltprüfung) und in einem Umweltbericht zu beschreiben und zu 

bewerten. Der Landschaftsplanerische Beitrag wird Bestandteil der Begründung mit Um-

weltbericht. 

4 Verfahren zur Änderung 

4.1 Rechtsgrundlagen 

4.2 Bestandteile der Planung 

Bestandteile sind: 

 eine Planzeichnung im Maßstab 1:5000 (unmaßstäblich abgebildet auf Seite 19 ff.); 

 diese Begründung (wird im weiteren Verfahren ergänzt); 
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die Planung berührt werden kann, auch zur Äußerung im Hinblick auf den erforderlichen 

Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung aufgefordert (Scoping). 

Die Umweltprüfung bezieht sich auf das, was nach gegenwärtigem Wissensstand und all-

gemein anerkannten Prüfmethoden sowie nach Inhalt und Detaillierungsgrad des Bauleit-

plans angemessenerweise verlangt werden kann (§ 2 Abs. 4 Satz 3 BauGB). Das Ergebnis 

der Umweltprüfung ist in der Abwägung zu berücksichtigen (§ 2 Abs. 4 Satz 4 BauGB). 

Nach Abschluss des Planverfahrens überwachen die Gemeinden die erheblichen Um-

weltauswirkungen, die auf Grund der Durchführung der Bauleitpläne eintreten, um insbe-

sondere unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen frühzeitig zu ermitteln und in der La-

ge zu sein, geeignete Maßnahmen zur Abhilfe zu ergreifen. 

Sie nutzen dabei die im Umweltbericht angegebenen Überwachungsmaßnahmen und 

die Informationen der Behörden (§ 4c BauGB). Dazu unterrichten die Behörden die Ge-

meinde, sofern nach den ihnen vorliegenden Erkenntnisse die Durchführung des Bauleit-

plans erhebliche, insbesondere unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen auf die Um-

welt hat (§ 4 Abs. 3 BauGB). 

Nach § 2a bzw. § 10 Abs. 4 BauGB ist dem Bauleitplanung eine zusammenfassende Erklä-

rung beizufügen über die Art und Weise, wie die Umweltbelange und die Ergebnisse der 

Öffentlichkeit- und Behördenbeteiligung berücksichtigt wurden, und aus welchen Grün-

den der Plan nach Abwägung mit den geprüften, in Betracht kommenden anderweitigen 

Planungsmöglichkeiten gewählt wurde. 

Die zusammenfassende Erklärung wird nach der öffentlichen Auslegung gemäß § 3 

Abs. 2 BauGB und der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 

gemäß § 4 Abs. 2 BauGB im Zusammenhang mit der abschließenden Abwägung durch 

den Gemeinderat und der Beschlussfassung über den Bauleitplan erstellt. 

3.8 Landschaftsplanerischer Beitrag 

Aufgabe des Landschaftsplanerischen Beitrags ist die Darlegung der Landschaftsplaneri-

schen Zielsetzung auf der Grundlage der Analyse und Bewertung des Zustandes von Natur 

und Landschaft und deren voraussichtliche Entwicklung unter Berücksichtigung der beste-

henden Nutzung. 

Nach § 2 Abs. 4 BauGB hat die Gemeinde die voraussichtlichen Umweltauswirkungen der 

Planung zu ermitteln (Umweltprüfung) und in einem Umweltbericht zu beschreiben und zu 

bewerten. Der Landschaftsplanerische Beitrag wird Bestandteil der Begründung mit Um-

weltbericht. 

4 Verfahren zur Änderung 

4.1 Rechtsgrundlagen 

4.2 Bestandteile der Planung 

Bestandteile sind: 

 eine Planzeichnung im Maßstab 1:5000 (unmaßstäblich abgebildet auf Seite 19 ff.); 

 diese Begründung (wird im weiteren Verfahren ergänzt); 
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die Planung berührt werden kann, auch zur Äußerung im Hinblick auf den erforderlichen
Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung aufgefordert (Scoping).
Die Umweltprüfung bezieht sich auf das, was nach gegenwörtigem Wissensstand und all—
gemein anerkannten Prüfmethoden sowie nach Inhalt und Detaillierungsgrad des Bauleit—
plans angemessenerweise verlangt werden kann (g 2 Abs. 4 Satz 3 BauGB). Das Ergebnis
der Umweltprüfung ist in der Abwögung zu berücksichtigen (ä 2 Abs. 4 Satz 4 BauGB).
Nach Abschluss des Planverfahrens überwachen die Gemeinden die erheblichen Um-
weltauswirkungen, die auf Grund der Durchführung der Bauleitplöne eintreten, um insbe—
sondere unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen frühzeitig zu ermitteln und in der La-
ge zu sein, geeignete Maßnahmen zur Abhilfe zu ergreifen.
Sie nutzen dabei die im Umweltbericht angegebenen Überwachungsmaßnahmen und
die Informationen der Behörden (ä 4c BauGB). Dazu unterrichten die Behörden die Ge—
meinde, sofern nach den ihnen vorliegenden Erkenntnisse die Durchführung des Bauleit—
plans erhebliche, insbesondere unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen auf die Um-
welt hat (ä 4 Abs. 3 BauGB).
Nach g 2a bzw. ä lO Abs. 4 BauGB ist dem Bauleitplanung eine zusammenfassende Erklö—
rung beizufügen über die Art und Weise, wie die Umweltbelange und die Ergebnisse der
Öffentlichkeit— und Behördenbeteiligung berücksichtigt wurden, und aus welchen Grün-
den der Plan nach Abwögung mit den geprüften, in Betracht kommenden anderweitigen
Pldnungsmöglichkeifen gewöhlt wurde.
Die zusammenfassende Erklörung wird nach der öffentlichen Auslegung gemöß ä 3
Abs. 2 BauGB und der Beteiligung der Behörden und sonstigen Tröger öffentlicher Belange
gemöß ä4 Abs. 2 BauGB im Zusammenhang mit der abschließenden Abwögung durch
den Gemeinderat und der Beschlussfassung über den Bauleitplan erstellt.

3.8 Landschaftsplanerischer Beitrag

Aufgabe des Landschaftsplanerischen Beitrags ist die Darlegung der Landschaftsplaneri—
schen Zielsetzung auf der Grundlage der Analyse und Bewertung des Zustandes von Natur
und Landschaft und deren voraussichtliche Entwicklung unter Berücksichtigung der beste—
henden Nutzung.
Nach ä 2 Abs. 4 BauGB hat die Gemeinde die voraussichtlichen Umweltauswirkungen der
Planung zu ermitteln (Umweltprüfung) und in einem Umweltbericht zu beschreiben und zu
bewerten. Der Landschaftsplanerische Beitrag wird Bestandteil der Begründung mit Um-
weltbericht.

4 Verfahren zur Änderung

4.1 Rechtsgrundlagen

4.2 Bestandteile der Planung

Bestandteile sind:
. eine Planzeichnung im Maßstab l25000 (unmaßstöblich abgebildet auf Seite 19 ff.)‚‘
. diese Begründung (wird im weiteren Verfahren ergönzt);
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 Umweltbericht (Seite 95, wird im weiteren Verfahren beigefügt); 

 Landschaftsplanerischer Beitrag (Seite 95, wird im weiteren Verfahren beigefügt); 

 Städtebauliches und raumordnerisches Verträglichkeitsgutachten (Seite 23 ff.); 

 Ergebnis der vereinfachten raumordnerischen Prüfung (Seite 77 ff.). 

4.2.1 Aufstellungsbeschluss 

Der Stadtrat der Stadt Lahnstein hat in öffentlicher Sitzung am 3. November 2016 gemäß 

§ 1 Abs. 3 in Verbindung mit § 2 Abs. 1 BauGB (Baugesetzbuch) den Beschluss gefasst, ein 

Verfahren zur Änderung des Flächennutzungsplanes für einen Teilbereich östlich der Kob-

lenzer Straße einzuleiten. 

Der Aufstellungsbeschluss wurde gleichzeitig mit der anstehenden Beteiligungen der Öf-

fentlichkeit im Rhein-Lahn-Kurier Nr. 46 am 18. November 2016 bekannt gemacht. 

4.2.2 Beteiligung der Öffentlichkeit 

Die Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB   findet  in Form einer einwö-

chigen öffentlichen Auslegung der Planunterlagen in der Zeit vom 28. November 2016 bis 

2. Dezember 2016 statt. Sie wurde am 18. November 2016 im Rhein-Lahn-Kurier Nr. 46 be-

kannt gemacht. 

Es wird Gelegenheit zur Äußerung und Erörterung gegeben. 

4.2.3 Beteiligung der Behörden 

Parallel zur Öffentlichkeitsbeteiligung werden die Behörden und sonstigen Träger öffentli-

cher Belange, deren Aufgabenbereich durch die Planung berührt werden kann, gemäß 

§ 4 BauGB mit Schreiben vom 21. November 2016 um Abgabe einer Stellungnahme zur 

Planung gebeten worden. 

Mit Fristsetzung von einem Monat - entsprechend dem 24. Dezember 2016 - wurden die 

Behörden aufgefordert, auch Aufschluss über beabsichtigte und bereits eingeleitete Pla-

nungen und sonstige Maßnahmen zu geben, die für die städtebauliche Entwicklung und 

Ordnung des Gebiets bedeutsam sein können. 

Es wurde darauf hingewiesen, dass bei nicht fristgemäßer Äußerung davon ausgegangen 

wird, dass die von den Trägern wahrzunehmenden öffentlichen Belange nicht berührt wer-

den. 

4.3 Abwägungsrelevante Eingaben 

4.4 Bewertung und Gewichtung des Abwägungsmaterials sowie 

Würdigung 
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 Umweltbericht (Seite 95, wird im weiteren Verfahren beigefügt); 

 Landschaftsplanerischer Beitrag (Seite 95, wird im weiteren Verfahren beigefügt); 

 Städtebauliches und raumordnerisches Verträglichkeitsgutachten (Seite 23 ff.); 

 Ergebnis der vereinfachten raumordnerischen Prüfung (Seite 77 ff.). 

4.2.1 Aufstellungsbeschluss 

Der Stadtrat der Stadt Lahnstein hat in öffentlicher Sitzung am 3. November 2016 gemäß 

§ 1 Abs. 3 in Verbindung mit § 2 Abs. 1 BauGB (Baugesetzbuch) den Beschluss gefasst, ein 

Verfahren zur Änderung des Flächennutzungsplanes für einen Teilbereich östlich der Kob-

lenzer Straße einzuleiten. 

Der Aufstellungsbeschluss wurde gleichzeitig mit der anstehenden Beteiligungen der Öf-

fentlichkeit im Rhein-Lahn-Kurier Nr. 46 am 18. November 2016 bekannt gemacht. 

4.2.2 Beteiligung der Öffentlichkeit 

Die Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB   findet  in Form einer einwö-

chigen öffentlichen Auslegung der Planunterlagen in der Zeit vom 28. November 2016 bis 

2. Dezember 2016 statt. Sie wurde am 18. November 2016 im Rhein-Lahn-Kurier Nr. 46 be-

kannt gemacht. 

Es wird Gelegenheit zur Äußerung und Erörterung gegeben. 

4.2.3 Beteiligung der Behörden 

Parallel zur Öffentlichkeitsbeteiligung werden die Behörden und sonstigen Träger öffentli-

cher Belange, deren Aufgabenbereich durch die Planung berührt werden kann, gemäß 

§ 4 BauGB mit Schreiben vom 21. November 2016 um Abgabe einer Stellungnahme zur 

Planung gebeten worden. 

Mit Fristsetzung von einem Monat - entsprechend dem 24. Dezember 2016 - wurden die 

Behörden aufgefordert, auch Aufschluss über beabsichtigte und bereits eingeleitete Pla-

nungen und sonstige Maßnahmen zu geben, die für die städtebauliche Entwicklung und 

Ordnung des Gebiets bedeutsam sein können. 

Es wurde darauf hingewiesen, dass bei nicht fristgemäßer Äußerung davon ausgegangen 

wird, dass die von den Trägern wahrzunehmenden öffentlichen Belange nicht berührt wer-

den. 

4.3 Abwägungsrelevante Eingaben 

4.4 Bewertung und Gewichtung des Abwägungsmaterials sowie 

Würdigung 
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. Umweltbericht (Seite 95, wird im weiteren Verfahren beigefügt);

. Landschaftsplanerischer Beitrag (Seite 95, wird im weiteren Verfahren beigefügt);

. Stödtebauliches und raumordnerisches Vertröglichkeitsgutachten (Seite 23 ff);
o Ergebnis der vereinfachten raumordnerischen Prüfung (Seite 77 ff.).

4.2.1 Aufstellungsbeschluss
Der Stadtrat der Stadt Lahnstein hat in öffentlicher Sitzung am 3. November 2016 gemöß
ä 1 Abs. 3 in Verbindung mit ä 2 Abs. 1 BauGB (Baugesetzbuch) den Beschluss gefasst, ein
Verfahren zur Änderung des Flöchennutzungsplanes für einen Teilbereich Östlich der Kob—
lenzer Straße einzuleiten.
Der Aufstellungsbeschluss wurde gleichzeitig mit der anstehenden Beteiligungen der Öf—
fentlichkeit im Rhein-Lahn-Kurier Nr. 46 am 18. November 2016 bekannt gemacht.

4.2.2 Beteiligung der Öffentlichkeit
Die Beteiligung der Öffentlichkeit gemöß ä 3 Abs. 1 BauGB findet in Form einer einwö-
chigen Öffentlichen Auslegung der Planunterlagen in der Zeit vom 28. November 2016 bis
2. Dezember 2016 statt. Sie wurde am l8. November 2016 im Rhein—Lahn—Kurier Nr. 46 be—
kannt gemacht.
Es wird Gelegenheit zur Äußerung und Erörterung gegeben.

4.2.3 Beteiligung der Behörden
Parallel zur Öffentlichkeitsbeteiligung werden die Behörden und sonstigen Tröger öffentli—
cher Belange, deren Aufgabenbereich durch die Planung berührt werden kann, gemöß
ä4 BauGB mit Schreiben vom 21. November 2016 um Abgabe einer Stellungnahme zur
Planung gebeten worden.
Ivlit Fristsetzung von einem lvlonat— entsprechend dem 24. Dezember 2016 — wurden die
Behörden aufgefordert, auch Aufschluss über beabsichtigte und bereits eingeleitete Pla—
nungen und sonstige Maßnahmen zu geben, die für die stödtebauliche Entwicklung und
Ordnung des Gebiets bedeutsam sein können.
Es wurde darauf hingewiesen, dass bei nicht fristgemößer Äußerung davon ausgegangen
wird, dass die von den Trögern wahrzunehmenden öffentlichen Belange nicht berührt wer-
den.

4.3 Abwögungsrelevante Eingaben

4.4 Bewertung und Gewichtung des Abwägungsmaterials sowie
Würdigung
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5 Darstellung der Änderungsfläche 

Durch die sechste Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Lahnstein sollen Teil-

bereiche der östlichen Seite der Koblenzer Straße in der Größenordnung von etwa 

1,2 Hektar in eine Sonderbaufläche für Einzelhandel umwandeln werden. 

Maßgeblich für das Verfahren ist die Planzeichnung im Maßstab 1:5000. 
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5 Darstellung der Änderungsfläche 

Durch die sechste Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Lahnstein sollen Teil-

bereiche der östlichen Seite der Koblenzer Straße in der Größenordnung von etwa 

1,2 Hektar in eine Sonderbaufläche für Einzelhandel umwandeln werden. 

Maßgeblich für das Verfahren ist die Planzeichnung im Maßstab 1:5000. 
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5 Darstellung der Änderungsflöche
Durch die sechs’re Änderung des Flächennu’rzungspldnes der STCIdT tns’rein sollen Teil-
bereiche der Ös’rlichen Sei’re der Koblenzer Straße in der Größenordnung von eTWCi
1,2 Hek’rdr in eine Sonderbdufldche für Einzelhandel umwandeln werden.
Maßgeblich für das Verfahren ist die Planzeichnung im Maßstab 1:5000.
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5.1 Geltender Flächennutzungsplan (Ausschnitt) 
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5.1 Geltender Flächennutzungsplan (Ausschnitt) 
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5.1 Geltender Flächennutzungsplan (Ausschnitt)
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6 Stödfebauliches und raumordnerisches Verträglichkeifsgufachfen

' . + Handel

Städtebauliches und raumordnerisches
Verträglichkeitsgutachten für die

Verlagerung und Erweiterung eines
Lebensmitteldiscounters

in Lahnstein

-Endbericht-

Verfasse r:

Dipl.-Geegr. Marc Führer
Geogr. MA. Andreas ü. Schuder

Dip|.-Geegr. Staphanie Rommelsheim

Karlsruhe, 10. Nevember 2Ü‘IS
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Im Auftrag von:

CÜBAU CONSULTANTS
Gesellschaft für Projektentwicklung und Projektmanagement

' itf + Handel
Dipl.slng.e Beckmann und Föhrer GbR

HÖrder Hafenstr. 11 Beiertheimer Allee 22
44263 Dortmund 76137 Karlsruhe
fen 02318626890 fon 0721 .14512262
fax 02318626891 fax. 0721 .14512263

Auftragnehmer

+

Markt 9
D4109 Leipzig
fon 034192723942
fax. 034192723943

infefästadtuhandelde
www.stadt-hande|.de
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1 Ausgangssituation und Zielsetzung
In Lahnstein ist im Zuge einer langfristigen Standortsicherung die Verlagerung und Erweite-
rung des Lebensmitteldiscounters Lidl von der Koblenzer Straße 2? — 29 auf die
gegenüberliegende Straßenseite auf das Gelände der Firma Drahtwerk C.S. Schmidt ge-
plant. Vorgesehen ist dabei eine Erweiterung von aktuell 1.108 m2 auf 1.690 m2 VKF. Das
Einzelhandelsvorhaben hat bereits die Schwelle der Großflächigkeit (800 m2 VKF! 1.200 rn2
BGF) überschritten. Demnach wird die Regelvermutung gemäß ä 11 Abs. 3 BauNVO ausge-
lcist. Mehr als unwesentliche Auswirkungen auf den Bestand oder die Entwicklung zentraler
Versorgungsbereiche und Nahversorgungsstrukturen in Lahnstein und ggf. Nachbarkom-
munen können nicht per se ausgeschlossen werden.

Für die Stadt Lahnstein liegt ein Einzelhandelskonzept — Fortschreibung des Ernze/hande/s-
konzeprs für die Stadt Lahnstein beschlossen durch den Rar der Stadt Lahnstein am 77.
Dezember 2072i — vor. Gemäß diesem befindet sich der Vorhabenstandort wie auch der
Bestand sbetrieb im Zentralen Versorgungsbererch Koblenzer Straße mit Zweckbesnntmung
und Sortimenrsbeschränkung. Eine Nachnutzung des Altstandorts durch einen Lebensmit-
telmarkt ist nicht vorgesehen. Es ist vorgesehen — eine Verträglichkeit des Verlagerungsu
und Erweiterungsvorhabens vorausgesetzt - im Zuge einer Bebauungsplanänderung am
Altstandort zukünftig nur noch Einzelhandel gemäß der Empfehlungen des EHK Lahnstein
für den ZVB Koblenzer Straße zuzulassen, Einzelhandel mit Nahrungs- und Genussmitteln
soll somit ausgeschlossen werden.

Zur Klärung der Frage der Genehmigungsfähigkeit des Verlagerungs— und Erweiterungs—
vorhabens gilt es im Rahmen der Verträglichkeitsanalyse gemäß ä 11 Abs.3BauNVO
folgende wesentliche Aspekte zu überprüfen:

I Sind negative städtebauliche Auswirkungen auf den Bestand und/oder die Entwick-
lungsmöglichkeiten zentraler Versorgungsbereiche in Lahnstein oder Nachbars
kommunen zu erwarten?

I Sind negative Auswirkungen auf die Versorgung der Bevölkerung in Lahnstein oder
Nachbarkommunen zu erwarten?

I Städtebauliche Einordnung der absatzwirtschaftlichen Analyseergebnisse für die Be-
standsstrukturen des Untersuchungsraums auf Grundlage der im EHK Lahnstein
{2012) vorliegenden städtebaulichen Analysen der zentralen Versorgungsbereiche in
Lahnstein sowie auf Grundlage städtebaulicher Analysen zentraler Versorgungsbe-
reiche in Nachbarkommunen.

I Einordnung des Vorhabens gemäß EHK Lahnstein (2012).

1 Fortschreibung des Einzelhandelskonzept für die Stadt Lahnstein, Stadt + Handel Karlsruhe 2012. Beschlüs-
sen durch den Rat der Stadt Lahnstein 11122012. Im Folgenden abgekürzt durch EHK Lahnstein (2012).
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. Einordnung des Vorhabens gemäß den Zielen und Grundsätzen des Regionalen
Raumordnungsplans Mittelrhein-Westerwald.

. Einordnung des Vorhabens gemäß den Zielen und Grundsätzen des LEP IV Rhein-
Iand-Pfalz.

Für den Fortgang der Realisierung des Verlagerungs— und Erweiterungsvorhabens sind
somit der Nachweis der städtebaulichen Verträglichkeit des Vorhabens gemäß
ä 11 Abs. 3 BauNVO sowie die Kongruenz des Vorhabens zu den Zielstellungen des EHK
Lahnstein (2012), zu den Zielen und Grundsätzen des Regionalen Raumordnungsplans Mit-
telrhein-Westerwald und zu den Zielen und Grundsätzen des LEP IV Rheinland—Pfalz zu
prüfen.
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2 Methodik
Im Folgenden wird die dem Gutachten zu Grunde liegende Methodik in Kürze dargestellt.

Untersuchungsraum

Es werden angesichts der vorliegenden Planungskonzeption sowie der städtebaulichen
Ausgangslage die folgenden Warengruppen für primär untersuchungsrelevant eingep
schätzt:

- Nahrungs— und Genussmittel (inkl. Getränke)

- Drogeriei'F’ar-fümefiel/Kosmetik2

Die Abgrenzung des Untersuchungsraums ist ein wesentlicher Schritt zur Ableitung mögli-
cher Entwicklungsempfehlungen und Vorbereitung der Modellberechnungen. Die
Ableitung erfolgt v. a. unter Berücksichtigung der den Untersuchungsraum begrenzenden
Konkurrenzstandorte sowie der Beachtung des sortimentsspezifischen Einkaufsverhaltens
im Bereich Nahrungs- und Genussmittel und Drogeriewaren sowie der verkehrlichen An—
bindung des Vorhabenstandorts.

Einzelhandeisbestand

Die wesentlichen empirischen Arbeitsschritte der Bestandserhebung, der städtebaulichen
Bewertung der zentralen Versorgungsbereiche der Bewertung der relevanten Bestandssi-
tuation sowie die städtebauliche Bewertung des Standorts des Verlagerungs— und
Erweiterungsvorhabens sind durch Stadt + Handel im Juli 2015 erfolgt. Für Lahnstein er—
folgte eine Aktualisierung der Bestandsstrukturen in den untersuchungsrelevanten
Sortimentsbereichen auf Basis der erhobenen Daten aus dem Einzelhandelskonzept Lahn-
stein 20123, die Bestandsstrukturen in den Kommunen des Untersuchungsraums wurden
erfasst.

Es wurde eine Vor-Ort-Erhebung der Betriebe mit den untersuchungsrelevanten Sortimen-
ten Nahrungs- und Genussmittel und Drogeriewaren im Untersuchungsraum durchgeführt.
Als relevant im Sinne der anfangs aufgeworfenen Fragestellung des Gutachtens werden alle
in zentralen Versorgungsbereichen verorteten Einzelhandelsbetriebe, die die Sortimente
Nahrungs- und Genussmittel und DrogeriefParfümerie/Kosmetik im Haupt- oder Randsor-
timent anbieten, definiert. Außerhalb der zentralen Versorgungsbereiche gelten im
Untersuchungsraum strukturprägende Betriebe (Lebensmittelmärkte e 100 m2 VKF, Ge-
tränkemärkte, Drogeriemärkte) als untersuchungsrelevant. Die aktuelle Rechtsprechung zur

2 Im Folgenden abgekürzt als Drogeriewaren.
3 Sämtliche Bestandsbetriebe in den zentralen Versorgungsbereichen und sämtliche strukturprägende Beu

standsbetriebe in sonstigen Lagen in Lahnstein mit den untersuchungsrelevanten Sortimenten Nahrungs—
und Genussmittel und Drogeriei’Parfümerier'liosmetik wurde überprüft und aktualisiert, neu hinzugekom—
mene Betriebe mit den untersuchungsrelevanten Sortimenten in den zentralen Versorgungsbereichen in
Lahnstein wurden zusätzlich erfasst.
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Verkaufsflächendefinition des Bundesverwaltungsgerichts (u. a. BVenrvG 4 C 14.04) vom
November 2005 fand dafür Anwendung.

Neben den untersuchungsrelevanten Hauptsortimenten Nahrungs- und Genussmittel sowie
Drogeriewaren sind für die üblicherweise in einem Lebensmittelmarkt angebotenen Rand-
sortirnente im Rahmen der Verlagerung und Erweiterung nur geringe Verkaufsflächen- und
Umsatzzuwächse zu erwarten, die sich zudem auf eine Vielzahl von Einzelsortimenten ver-
teilen. Diese Randsortimente werden keine strukturprägende Wirkung entfalten können, so
dass allenfalls absatzwirtschaftliche Auswirkungen in einem geringen Rahmen anzunehmen
sind. Die Auswirkungen der entsprechenden Randsortimente werden demnach nachfol-
gend nicht weiter dargestellt.

Bestandsanalyse Städtebau

Für die zentralen Versorgungsbereiche und Nahversorgungsstandorte erfolgt eine an den
untersuchungsrelevanten Fragestellungen orientierte städtebauliche Analyse, bei welcher
die Stärken und Schwächen (z. B. Erreichbarkeit, Kopplungspotenzial, etc.) herausgestellt
werden. Bei der Abgrenzung der zentralen Versorgungsbereiche und der städtebaulichen
Bewertung wird insbesondere auf die Aussagen des Einzelhandelskonzepts für die Stadt
Lahnstein (2012) und des Einzelhandels— und Zentrenkonzepts Koblenz (2009) zurückgegrif-
fen. Für die Stadt Koblenz liegt der Entwurf des Gutachtens zur Fortschreibung des
kommunafen Erbzefhandefskonzeptes für die Stadt Kobfenz“ (Stand Juni 2015) vor. Die
darin enthaltenen zentralen Versorgungsbereiche sowie Entwicklungsempfehlungen für die
Nahversorgung in Koblenz werden nachrichtlich berücksichtigt. Für die Stadt Braubach liegt
keine entsprechende Rahmenplanung vor. Für das untersuchungsrelevante Braubacher
Stadtzentrum wurde dort auf Basis der aktuellen Gesetzesgrundlagen (BauNVD, BauGB,
LEP IV Rheinland-Pfalz) und der aktuellen Rechtsprechung ein zentraler Versorgungsbereich
im Bestand abgegrenzt.5 Die Innenstädte und städtischen Nebenzentren sind städtebau-
rechtlich ein Schutzgut im Sinne des BauGB, der BauNVO und des LEP I‘v' Rheinland-Pfalz.

Umsatzschätzung {Bestandsumsatslanvorhaben)

Zur Beurteilung der absatzwirtschaftlichen Auswirkungen des Vorhabens wird eine Um-
satzermittlung der untersuchungsrelevanten Betriebe und Sortimente im Untersuchungs-
raum des Vorhabens durchgeführt.

Basis für die Umsatzermittlung der Bestandsstrukturen bilden

4 Nachfolgend abgekürzt EntwurfEHK Kobfenz'ä‘flifi
5 Grundsätzlich ist aufgrund des geringen Einzelhandelsbesatzes im Stadtzentrum von Braubach fraglich, ob

es sich hier um einen zentralen Versorgungsbereich handelt. Falls dies der Fall sein sollte, stellt sich die Fra-
ge, ob der Lebensmitteldiscounter Netto in der Heinrich—Schlusnus—Straße zu diesem zentralen Versorg—
ungsbereich gezählt werden kann. Aus fachgutachterlicher Sicht besteht derzeit keine städtebaulich-
funktionale Verbindung zwischen dem Standort des Netto und dem Stadtzentrumfzentralen Versorgungs—
bereich.
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I branchen- und betriebsübliche Leistungskennziffern (u. a. handelsdatende, Hahn
Retail Real Estate Report 20141’2015),

I Kennwerte aus Unternehmensveröffentlichungem

I Kennwerte des EHK Lahnstein (2012),

- laufende Auswertung von Fachliteratur und

I die Berücksichtigung der konkreten Standort- und Betriebsrahmenbedingungen vor
Ort.

Für das Verlagerungs- und Erweiterungsvorhaben wird die Umsatzprognose anhand der
Abschätzung realistischer Weise zu erzielender Marktanteile (=Marktanteilsmodel|} ermit-
telt. Der auf dieser Basis ermittelte Vorhabenumsatz wird für die Ermittlung
absatzwirtschaftlicher und städtebaulicher Auswirkungen im Sinne eines Worst Case-
Ansatzes modifiziert.

Bei allen nachfolgend dargestellten Umsatzangaben handelt es sich um Bruttoumsätze per
anno.

Nachfrageanalyse

Die Datenbasis der Nachfrageseite basiert auf sortimentsspezifischen. postleitzahlbezoge-
nen IfH-Kaufltraftkennziffernö aus dem Jahr 2015, auf Einwohnerzahlen der Stadt Lahnstein
(Stand 18.08.2015) und der Stadt Koblenz (Stand 31.12.2013) sowie auf Einwohnerzahlen
des statistischen Landesamtes Rheinland—Pfalz (Stand 31 .12.2Ü13).

Auswirkungsanalyse

Die Ermittlung der durch das Erweiterungsvorhaben potenziell ausgelösten Umsatzumver—
teilungen ist ein zentraler Analyseschritt des Verträglichkeitsgutachtens. Aus diesem wird
erkennbar, von welchen Einzelhandelsstandorten und somit letztlich aus welchen Kommu-
nen und wiederum aus welchen städtebaulichen Lagen eine Umsatzumverteilung in welcher
Größenordnung zu envarten sein wird. Damit steht ein absatzwirtschaftiiches Untersu-
chungsergebnis fest. das Rückschlüsse auf die daraus resultierenden Auswirkungen im
untersuchungsrelevanten Sortiment auf die zentralen Versorgungsbereiche im Untersu-
chungsraum zulässt.

Als wichtige Eingangsgröße dient das Soll-Umsatzvolumen (absatzwirtschaftliches Volumen)
des Enveiterungsvorhabens, welches anhand eines Marktanteilsmodells ermittelt und für
die Auswirkungsanalyse i. S. eines Worst Gase-Ansatzes modifiziert wird (vgl. Kapitel 5.1).
Der anhand eines Marktanteilskonzepts maximal zu erwartende Vorhabenumsatz wird in die
Berechnung eingestellt. Mit Blick auf die Untersuchungsfragestellung wird somit eine Worst
Gase-Variante berechnet (vgl. Kapitel 5.1 und 5.2).

f‘ Kaufkraftkennziffern IFH Köln 2015.
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Die Abgrenzung des Untersuchungsraums ist ein wesentlicher Schritt zur Vorbereitung der
Modellberechnungen. Eingangswerte der UmsatzumverteiIungsberechnung sind neben den
Daten des Erweiterungsvorhabens auch die Bestandsstrukturen im Untersuchungsraum,
d. h. die sortimentsspezifischen Verkaufsflächen, die Flächenproduktivitäten gemäß Unter-
nehmensveröffentlichungen und Branchenfachliteratur in Abgleich mit Angaben
vorliegender kommunaler Entwicklungskonzepte sowie die daraus resultierenden Umsatz—
summen.

Berücksichtigung findet innerhalb der UmsatzumverteiIungsberechnung die Gesamtattrak-
tivität der erfassten Standorte unter Einbeziehung der Kopplungswirkungen sowie die
Wettbewerbsrelevanz der Anbieter und Angebotsstandorte zueinander.

Die sich aus diesen vorbereitenden Schritten ergebenden Kennwerte werden jeweils nach
Branchengruppen und Standorten, unter Berücksichtigung der Raumwiderstände und unter
Einbezug möglicher Kopplungswirkungen zwischen dem Erweiterungsvorhaben und zentra-
len Versorgungsbereichen bzw. strukturprägenden Angebotsstandorten, aufbereitet und in
ein absatzwirtschaftliches Berechnungsmodell eingestellt.

Städtebauliche Auswirkungen des Vorhabens

Die durch das Verlagerungs- und Erweiterungsvorhaben ausgelösten absatzwirtschaftlichen
Auswirkungen (Umsatzumverteilung) werden für die Bestandsstrukturen im Untersuchungs-
raum dargestellt und mit den Ergebnissen der Bestandsaufnahme des Städtebaus verknüpft
und bewertet. Dadurch werden die Auswirkungen anhand vorhabenspezifischer Kenngrö—
ßen ebenso ablesbar wie anhand eines städtebaulichen Worst Gase-Ansatzes.

Die städtebauliche Bewertung der Umsatzumverteilungswerte erfolgt vor dem Hintergrund
der Zentren- und Nahversorgungsrelevanz der untersuchungsrelevanten Sortimente Nah-
rungs— und Genussmittel und Drogeriewaren. Diese sind gemäß der Sortimentsliste für die
Stadt Lahnstein als innenstadt- und nahversorgungsrelevant definiertf.

Vor diesem Hintergrund werden zusammenfassend die Auswirkungen der von dem Vorha-
ben zu erwartenden Umsatzumverteilungen auf die Strukturen der zentralen Versorgungs—
bereiche im Untersuchungsraum dargestellt und qualifiziert.

Abschließend wird das Verlagerungsu und Erweiterungsvorhaben in den Rahmen der Lanb
des- und Regionalplanung sowie in das EHK Lahnstein (2012} eingeordnet.

i’ Vgl. EHK Lahnstein (24312}, Kapitel 6.4, S. 5‘11‘.
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3 Räumliche und sozioökenemische Rahmenbedingungen

3.1 Stadt Lahnstein

Lahnstein ist landesplanerisch als Mittelzentrum ausgewiesen. Das Oberzentrum Koblenz
grenzt unmittelbar an das Gemeindegebiet von Lahnstein an. Die Entfernung zwischen der
Ortsmitte Lahnstein und dem Stadtzentrum Koblenz beträgt rund neun Kilometer, was per
Pkw einer Fahrtzeit von weniger als 10 Minuten entspricht.

Aufgrund der Ausrichtung der Verkehrswege in Verbindung mit der topografischen Situati-
on und der Wettbewerbsstärke der verschiedenen Konkurrenzstandorte in der Region sind
nur wenige Grundzentren unmittelbar auf Lahnstein ausgerichtet. Die Bestandsstrukturen
des Einzelhandels in Lahnstein bedienen aufgrund der Lage östlich des Rheins überwiegend
ein rechtsrheinisches Einzugsgebiet (in einzelnen Sortimentsbereichen auch nördlich an das
Stadtgebiet angrenzende Stadtteile von Koblenz], wenngleich die Rheinquerung der B 49
(Koblenzer Südbrücke) Kundenverkehre aus linksrheinischen Siedlungsbereichen nach Lahn-
stein zumindest für ausgewählte Sortimente bzw. Einzelhandelsangebote ermöglicht.

Die gut ausgebauten Bundesstraßen in Richtung Süden (B 42) und Osten (B 260) tragen im
benannten rechtsrheinischen Gebiet dazu bei. dass Lahnstein für Kunden aus Braubach,
den nördlich an Lahnstein angrenzenden Koblenzer Stadtteilen und Bad Ems gut erreichbar
ist. Regelmäßige Nahverkehrsanbindung per Bahn zu den Bahnhöfen Oberlahnstein bzw.
Niederlahnstein binden diese Bereiche an Lahnstein an.

Abbildung 1: Lage in der Region
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Quelle: Verwaltungskarte Rheinland-Pfalz, Landesamt für Vermessung und Geobasisinformation
Rheinland-Pfalz, Koblenz, Stand 01.01.2009.

Obwohl sich das Stadtgebiet Lahnsteins vom Rhein aus weit nach Osten erstreckt. liegt der
weitaus größte Anteil der Lahnsteiner Wohnsiedlungsbereiche (Ober— und Niederlahnstein}
in Nord-Süd-Richtung unmittelbar entlang des Rheins. Die ansteigenden Höhenrücken ent-
lang des Lahntals sind kaum besiedelt. Einige kleinere Siedlungsbereiche finden sich
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unmittelbar an der Lahn. Die folgende Tabelle veranschaulicht die kleinräumige Verteilung
der rd. 18.100 Einwohner von Lahnstein.E

Tabelle 1: Die Bevölkerungsverteilung in Lahnstein

Niederlahnstein 7.458
Überlahnstein und Höhenstadtgebiete 10.629
Summe 18.087
Duelle: Stadt Lahnstein, Bevölkerungsstatistik Stand 18.08.2015, nur Hauptwohnsitz.

3.2 Vorhabenstandort

Der Vorhabenstandort befindet sich am nördlichen Stadtrand von Lahnstein im Zentralen
Versorgungsbereich Koblenzer Straße. Der ZVB Koblenzer Straße mit Zweckbestimmung
und Sortimentsbegrenzung stellt eine Fachmarktagglomeration mit Schwerpunkt im Nah-
uersorgungsbereich dar. Neben zwei Lebensmitteldiscountern sind u.a. ein Baumarkt, ein
Getränkemarkt, ein Drogeriemarkt, ein Bekleidungsfachmarkt und Bäckereien angesiedelt.
Der zentrale Versorgungsbereich erstreckt sich über beide Seiten der Koblenzer Straße und
umfasst das Gelände der Firma Drahtwerk C.S. Schmidt. Ein Teil des Firmengeländes soll
Standort für das Verlagerungs- und Erweiterungsvorhaben Lidl werden. Derzeit liegt der
Lebensmitteldiscounter Lidl auf der gegenüberliegenden Straßenseite westlich der Koblen-
zer Straße.

Der ZVB Koblenzer Straße wird überwiegend von Verkehrsschneisen begrenzt. Westlich des
ZVB Koblenzer Straße schließt hinter Bahngieisen ein Gewerbe- und Industriegebiet an. Im
Osten befindet sich ein kleines Wohngebiet, dahinter verläuft die B 42 mit angrenzendem
Kasernengelände und daran anschließend das Nahversorgungszentrum Hermsdorfer Stra-
ße. Nach Norden erstrecken sich Wohngebiete des Koblenzer Stadtteils Horchheim. Der
Süden wird von Bahngleisen und der B 42 begrenzt, dazwischen befindet sich Wohnbebau-
ung und Gewerbeansiedlungen.

Verkehrlich wird der Standort über die Koblenzer Straße erschlossen, die nach Norden zur
B 49 f B 32? (Rheinbrücke und Anbindung der Höhenlagen im Osten von Koblenz) führt.
Über die Industriestraße wird die B 42 erreicht, eine wichtige Nord-Süd-Achse zu den
rechtsrheinischen Koblenzer Stadtteilen, nach Oberlahnstein und in Richtung Bad Ems. Die
Koblenzer Straße selbst führt weiter südlich zum ZVB Nord in Niederlahnstein.

Das Einzelhandelsangebot sichert die Nahversorgung in den nördlichen Bereichen von
Niederlahnstein sowie in den angrenzenden Koblenzer Stadtteilen Horchheim und Horch-
heimer Höhe sowie eingeschränkt auch Pfaffendorf und Paffendorfer Höhe.

3 Einwohnerzahlen der Stadt Lahnstein, Stand 18.03.2015, nur Hauptwohnsitz.
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Abbildung 2: Verhabenstendert Lidl Im ZVB Koblenzer Straße
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4 Markt- und Standortanalyse
In diesem Analyseschritt werden die für das Eneeiterungsvorhaben relevanten Angebots—
und Nachfragekennzifi‘ern aufbereitet, dargestellt und bewertet.

4.1 Einzugsgebiet
Das Einzugsgebiet des Erweiterungs- und Verlagerungsvorhabens wird im Wesentlichen
durch die strukturprägenden Wettbewerber in Lahnstein sowie in den direkt angrenzenden
Kommunen begrenzt. Aufgrund der Ausprägung des Vorhabens, der Verkehrslage sowie
der Wettbewerbsstrukturen ist von einem lokalen Einzugsgebiet für das Vorhaben auszu-
gehen. Dabei wird die Kaufkraftbindung des Vorhabens mit zunehmender Entfernung zum
Standort sowie der vorhandenen Wettbewerbsstrukturen deutlich abnehmen.

Das originäre Einzugsgebiet des geplanten Lebensmitteldiscounters umfasst v. a. Lahnstein
und die nördlich angrenzenden Koblenzer Stadtteile Horchheim, Horchheimer Höhe, Pfef-
fendorf und Pfaffendorfer Höhe, sowie in geringerem Ausmaße noch Asterstein.

Nach Norden wird das Einzugsgebiet durch Angebote in den rechtsrheinischen Koblenzer
Stadtteilen Asterstein (Netto), Ehrenbreitstein (Lidl) und Niederberg (Norma, Rewe) be-
grenzt. Im Osten und Westen schränkt die Topographie das Einzugsgebiet ein. Im Süden
wird das EinzugSgebiet v. a. durch das SB-Warenhaus Globus in Oberlahnstein (ZVB Nord)
und weiterer Angebotsstrukturen im Süden von Oberlahnstein (Lebensmitteldiscounter Aldi
und Netto an der Braubacher Straße) bzw. in Braubach [Lebensmitteldiscounter Netto) be-
schränkt.
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Abbildung 3: Eineugsgebiet und wettbewerbsrelevente Anbieter im Standortumfeld
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Quelle: Stadt + Handel 2015 auf Basis von OpenStreetMap — veröffentlicht unter CC-BY—SA 2.0.

4.2 Untersuchungsraum und Wettbewerbsanalyse
Für die genaue Einordnung des Emeiterungsvorhabens in die räumlichen Strukturen der
Stadt Lahnstein sowie die der angrenzenden Kommunen ist es notwendig. das Erweite-
rungsvorhsben absaizwirtschaftlich in das jeweilige direkte und indirekte Umfeld
einzuordnen. Der nachfolgend abgeleitete Untersuchungsraum für den Sortimentsbereich
Nahrungs- und Genussmittel stellt ein modelltheoretisches Konstrukt der, welches auf den
jeweiligen Erläuterungen und Annahmen basiert.
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Das Einzugsgebiet des Erweiterungsvorhabens wird u. a. durch die Standorte von Wettbe-
werbern des Lebensmitteleinzelhandels im Untersuchungsraum begrenzt (s. Abbildung 4).

Der Untersuchungsraum für das Vorhaben ist weiter zu fassen als das Einzugsgebiet des
Vorhabens selbst. Diese Vorgehensweise stellt sicher, dass auch die Einzugsbereichsüber-
schneidungen von Standorten, welche bisher die Kaufkraft aus dem Einzugsgebiet
gebunden haben, mit dem Erweiterungsvorhaben hinsichtlich seiner absatzwirtschaftlichen
Bedeutung berücksichtigt werden. Durch diese Einzugsbereichsüberschneidung ergeben
sich für diese Angebotsstandorte konsequenterweise Auswirkungen, welche in der Analyse
der absatzwirtschaftlichen und städtebaulichen Auswirkungen berücksichtigt werden müs-
sen. Auf diesen Grundannahmen ist der Untersuchungsraum für die Bewertung der
städtebaulichen Verträglichkeit des Erweiterungsvorhabens abzuleiten.

Der Vorhabenstandort weist durch seine Lage im nördlichen Niederlahnstein an der Grenze
zu Koblenz eine wichtige Nahversorgungsfunktion für Dberlahnstein und die angrenzenden
rechtsrheinischen Koblenzer Wohngebiete auf. Als Agglomerationsstandort zusammen mit
anderen Nahversorgungsbetrieben weist er zudem eine gesteigerte Attraktivität auf. Die
Entfernung zu den nächstgelegenen Wettbewerbsstandorten beträgt 1,9 km bzw. 3 Minu-
ten Fahrzeit zum Globus SB-Warenhaus und 4 km bzw. 5 Minuten Fahrzeit zum Lebens-
mitteldiscounter Pennv im Koblenzer Stadtteil Pfaffendorfer Höhe.

Bis auf das SB-Warenhaus Globus und den im September 2015 eröffnenden Lebensmittel-
volIsortimenter Rewe in der Hermsdorfer Straße? stellen alle anderen Wettbewerber in
Lahnstein systemgleiche Wettbewerbsbetriebe dar (Lebensmitteldiscounter, vgl. Abbildung
4). In den angrenzenden Koblenzer Stadtteilen sind ebenso überwiegend Lebensmitteldis-
counter ansässig (4 Lebensmitteldiscounter, 1 Vollsortimenter), in Braubach ist ebenfalls ein
Lebensmitteldiscounter angesiedelt.

Es ist davon auszugehen, dass der Vorhabenstandort für die Versorgung der Kommunen
südlich und östlich von Lahnstein sowie westlich des Rheins aufgrund der dort vorhandenen
Angebotsstrukturen sowie der Topographie und den verkehrlichen Gegebenheiten keine
nennenswerte Bedeutung aufweist.

Berücksichtigung der Entwicklung im Nahversorgungszentrum Hermsdorfer Straße,
Lahnstein

In Niederlahnstein wird derzeit das Nahversorgungszentrum Hermsdorfer Straße entwi—
ckelt. Dort werden am 3. September 2015 ein LebensmittelvolIsortimenter Rewe mit
1.800 rn2 VKF und ein angeschlossener Getränkemarkt mit rd. 50D m2 VKF eröffnet, weitere
Fachmärkte sind ebenfalls dort angesiedelt (u.a. Textildiscounter Kik, Dänisches Bettenla-
ger). Für den LebensmittelvolIsortimenter und den Getränkemarkt werden in Anlehnung an

9 Der Betrieb wird aufgrund seiner bevorstehenden Eröffnung als Bestandsbetrieb grundsätzlich berücksich-
tigt. Siehe auch die nachfolgenden Ausführungen im Text.
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die von Stadt + Handel im Jahr 2012 erstellte ‘t’erträglichkeitsanalyse1D zur Ansiedlung von
Einzelhandelsbetrieben in der Hermsdorfer Straße Umsatzprognosen erstellt. Die durch die
Neueröffnung beider Betriebe resultierende Umsatzumverteilung wird bei der Erstellung
der Umsatzprognose für die erhobenen Bestandsbetriebe im Untersuchungsraum grund-
sätalich berücksichtigt.

Aus den vorgenannten Gründen und der Verkehrslage (Entfernung, Raumwiderstand) des
lJorhabenstandorts wird für die Berechnung der Umsatzumverteilung der in Abbildung 4
dargestellte Untersuchungsraum zu Grunde gelegt. Dieser stellt sich wie folgt dar:

m Stadt + Handel {2012): Städtebauliche und landesplanerische Verträglichkeitsanalyse für die Ansiedlung von
Einzelhandelsbetrieben in Lahnstein. Dortmund.
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Abbildung 4: Untersuchungsra'um des Erweiterungsvorhabens
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Quelle: Eigene Darstellung auf Basis von OpenStreetMap - veröffentlicht unter CC-BY-SA 2-0.

Es ist davon auszugehen, dass ein Großteil des künftigen Umsatzes des Erweiterungsvorha—
bens aus dem aufgezeigten Untersuchungsraum generiert wird.

Für das Vorhaben wird eine zusätzliche Streuung der absatzwirtschaftlichen Auswirkung
durch Umsatzumverteilungen außerhalb des direkten Untersuchungsraumes (z. B. durch
Pendlen Touristen] aufgrund der Standortlage an der Hauptverkehrsachse B 42 erwartet
(vgl. hierzu Ausführungen in Kapitel 5.1 und 5.2).

Folgende zentraie Versorgungsbereiche sind für die städtebauliche Einordnung der ab-
satzwirtschaftlichen Auswirkungen untersuchungsrelevant:
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Lahnstein:

I Zentraler Versorgungsbereich Süd

I Zentraler Versorgungsbereich Nord

I Zentraler Versorgungsbereich Koblenzer Straße

I Zentraler Versorgungsbereich Nahversorgungszentrum Hermsdorfer Straße

Koblenz”:

I Zentraler Versorgungsbereich Asterstein

I Zentraler Versorgungsbereich Ehrenbreitstein

Braubach:

I Zentraler Versorgungsbereich Stadtzentrum Braubach12

Die Angebotsstrukturen dezentraler Standorte werden nachfolgend als sonstige Lagen
Lahnstein (darunter v. a. Aldi und Netto in der Braubacher Straße, Lahnstein), sonstige La-
gen Koblenz (Standort Penny Pfaffendorfer Hohe, Getränkemärkte, Drogerie Christ) und
sonstige Lagen Braubach (Standort Netto) zusammengefasst.

4.3 Angebotsanalyse

Grundlage der Verträglichkeitsanalyse für das Verlagerungs- und Emeiterungsvorhaben
sind Bestandsdaten aus der Einzelhandelsbestandserhebung (Juli 2015), die speziell auf das
untersuchungsrelevante Hauptsortiment des Vorhabens. Nahrungs- und Genussmittel (inkl.
Getränke), sowie das Sortiment Drogeriewaren ausgerichtet war. Erfasst wurden die struk-
turprägenden ‘ll'il'ettbewerbsbetriebe13 mit dem Hauptsortiment Nahrungs- und Genuss-
mittel sowie Drogeriefachmärkte und in den zentralen Versorgungsbereichen des
Untersuchungsraums alle Betriebe mit den untersuchungsrelevanten Sortimenten im Haupt-
und Nebensortiment (auch Lebensmittelhandwerk).

Zur Beurteilung der Kaufkrafiabschöpfungspotenziale und der absatzwirtschaftlichen Aus-
wirkungen wird eine Umsatzermittlung der untersuchungsrelevanten Betriebe und Sorti—
mente im Untersuchungsraum des Vorhabens durchgeführt.”

11 Nach Einzelhandels- und Zentrenkonzept Koblenz (20139].

12 lDihne abschließende Bewertung, ob das Stadtzentrum Braubach die Kriterien für einen zentralen Versor-
gungsbereich erfüllt, die seitens der Rechtsprechung an einen solchen formuliert werden.

13 Strukturprägende Wettbewerbsbetriebe mit Hauptsortirnent Nahrungsh und Genussmittel: Lebensmitteldis—
counter, Supermärkte, Verbrauchermärkte, Getränkemärkte.

1“ Zur Methodik der Umsatzermittlung siehe Kapitel 2.
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Die untersuchungsrelevanten Bestandsstrukturen im Untersuchungsraum sowie die daraus
resultierenden Umsatzschätzungen in den untersuchungsrelevanten Sortimentsbereichen
Nahrungs- und Genussmittel und Drogeriewaren stellen sich wie in Tabelle 2 angeführt dar.

Tabelle 2: Untersuchungsreievante Angebotsstruktur in den Sortimenten Nahrungs- und Ge-
nussmittel und Drogeriewaren irn Untersuchungsraum nach_agebereichen

mittel

ZVB Nord 6.250 1.050
ZVB Süd 150 15,15 c 50 c40,1

Lahnstein ZVB Koblenzer Straße * 2.500 18,8 800 4,?
ZVB NVZ Hermsdorfer Straße 2.000 37,2 150 0,6
Sonstige Lagen 2.200 12,0 150 1,6
ZVB Asterstein 750 3,6 50 0,2

Koblenz ZVB Ehren breitstein 850 5,? 100 0,5
Sonstige Lagen 2.250 9,3 250 0,9
ZVB Stadtzentrum Braubach 200 1,4 c 50 c030 ‘i

Braubach
Sonstige Lagen

Quelle: Bestandserhebung Stadt + Handel 0772015; Umsatzschätzung eigene Berechnungen auf
Basis Kennziffem handelsdatende, ständige Auswertung handelsspezifischer Fachliteratur.
Differenzen der Rechnungssummen rundungsbedingt.
Werte auf 50 m3 bzw. 0,1 Mio. Euro gerundet.
* inkl. Umsatz Bestandsbetrieb Lidl.

Zwischenfazit Angebotsanalyse

- Im Sortimentsbereich Nahrungs— und Genussmittel ist im Untersuchungsraum eine
untersuchungsrelevante Verkaufsfläche von rd. 17.850 m2 angesiedelt. Auf dieser
Fläche wird ein Umsatz von rd. 9?,4 Mio. Euro per anno generiert.

I Im Sortimentsbereich Drogeriewaren ist im Untersuchungsraum eine untersuchungs-
relevante Verkaufsfläche von rd. 2.600 m2 angesiedelt. Auf dieser Fläche wird ein
Umsatz von rd. 13,0 Mio. Euro per anno generiert.

. Die Angebotsstrukturen in Lahnstein werden durch die Angebotsstrukturen des ZVB
Nord mit dem Globus SB-Warenhaus dominiert. Ebenfalls eine gewichtige Position
nimmt der ZVB Koblenzer Straße mit Zweckbestimmung und Sortimentsbeschrän-
kung mit den Discountern Aldi, Lidl, dem Getränkemarkt Toom sowie dem
Drogeriefachmarkt dm ein.
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I Im Z‘v’B Süd sind die untersuchungsrelevanten Bestandsstrukturen nur schwach aus—
geprägt und werden durch Bestandsbetriebe des Lebensmittelhandwerks sowie
Fachgeschäfte geprägt.

I Mit der Eröffnung des Lebensmittelvollsortimenters Rewe im Nahversorgungszent-
rum Hermsdorfer Straße wird ab September 2015 ein weiterer wichtiger und
attraktiver Nahversorgungsstandort in Lahnstein geschaffen.

I In den rechtsrheinischen Koblenzer Stadtteilen sind die untersuchungsrelevanten
Angebotsstrukturen in den Stadtteilzentren nur schwach ausgeprägt. In den beiden
zentralen Versorgungsbereichen Asterstein und Ehrenbreitstein besteht mit jeweils
einem Lebensmitteldiscounter ein wichtiger Nahversorgungsbetrieb, die beide zum
Vorhaben einen betriebstypgleichen Wettbewerb darstellen.

I Nördlich von Ehrenbreitstein befindet sich im Stadtteil Niederberg ein kleiner Ag-
glomerationsstandort mit dem LebensmittelvolIsortimenter Rewe, einem Rewe
Getränkemarkt und dem Lebensmitteldiscounter Norma.

I Die Bestandsstrukturen in Lahnstein wie auch die schwach ausgeprägten Bestands-
strukturen in den nördlich angrenzenden Stadtteilen von Koblenz verdeutlichen.
dass aktuell die Bestandsstrukturen in Lahnstein eine Versorgungsfunktion für die
südlichen. rechtsrheinischen Koblenzer Stadtteile erfüllen.

I Die Stadt Braubach weist in ihrem zentralen Versorgungsbereich (aufgrund der
kleinteiligen historischen Bausubstanz) nur wenig wettbewerbs- und damit untersu—
chungsrelevante Angebotsstrukturen auf. Außerhalb des zentralen Versorgungs-
bereichs15 ist in der Heinrich-Schlusnus-Straße mit dem Lebensmitteldiscounter
Netto ein wichtiger, betreibergleicher Wettbewerber angesiedelt.

4.4 Nachfrageanalyse
Für die Bewertung des Vorhabens hinsichtlich seiner Auswirkungen sind. neben Kenntnis
der angebotsseitigen Rahmenbedingungen, auch die monetären Gegebenheiten auf der
Nachfrageseite von Bedeutung. Anhand der ansässigen Bevölkerung im Untersuchungs-
raum und der einzelhandelsrelevanten Kaufkraftdaten in den Kommunen lässt sich das in
einem Gebiet vorhandene einzelhandelsrelevante, sortimentsgruppenbezogene Kaufkraft-
potenzial ermitteln.

15 Dhne abschließende Bewertung, ob das Stadtzentrum Braubach die Kriterien für einen zentralen Versor—
gungsbereich erfüllt, die seitens der Rechtsprechung an einen solchen formuliert werden.
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Zur Berechnung der sortimentsspezifischen Kaufkräfte sind die aktuellen Kaufkraftkennzif-
fern der einzelnen Kommunen“ zu berücksichtigen. Diese variieren im Untersuchungsraum
zwischen 100,8? in Lahnstein und 106,08 in Koblenz (PLZ-Gebiet 560??).

Tabelle 3: Kaufkraftkennzahlen im Untersuchungsraum

Lahnstein
Lahnstein
Koblenz
Asterstei n
Ehrenbreitstein
H orchheim
Horch heimer Höhe
Pfaffendorf
Pfaffendorfe r Höhe
Braubach
Braubach

18.087

2.856
2.036
3.227
2.039
2.834
2.775

3.012

100,87r

1 06,08

1 03,94

99,78

42,0

7,0
5,0
7,7
4,9
6,8
6,6

4,8

0,8
0,6
0,9
0,6
0,8
0,8

———6—9“
Duelle: Eigene Berechnungen auf Grundlage Kaufkraftdaten IfH Köln 2015: Einwohnerangaben:

Stadt Lahnstein (Stand 18.08.2015), Stadt Koblenz (Stand 31 .12.2014), Statistisches Lan-
desamt Rheinland—Pfalz (Stand 31 .12.2013).

Zwischenfazit Nachfrageanalyse

I Das Kaufkraftniveau im Untersuchungsraum liegt für Lahnstein und Braubach im
Bundesdurchschnitt, für Koblenz über dem Bundesdurchschnitt.

I Die (erfassten) Bestandsstrukturen in Braubach wie auch in Teilen der Koblenzer
Stadtteile vermögen nicht die örtliche Kaufkraft zu binden.

4.5 Städtebauliche Analyse und Untersuchung der Standortstruktur im
Untersuchungsraum

Die im Untersuchungsraum gelegenen untersuchungsrelevanten zentralen Versorgungsbefi
reiche wurden einer städtebaulichen Bewertung unterzogen. Desgleichen wurde der
untersuchungsrelevante Einzelhandelsbestand im Untersuchungsraum erhoben, so dass ei-
ne vollständige Datenbasis für die Untersuchung der Auswirkungen auf die zentralen

“5' Grundlage postleitzahlbezogene Kauflrraftdaten ifH Köln 2015, Bundesdurchschnitt 100,0.
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Versorgungsbereiche in Lahnstein, Koblenz-Asterstein, Koblenz-Ehrenbreitstein und in
Braubach vorliegt.

Für die Stadt Koblenz liegt das Gutachten zur Fortschreibung des kommunaien Einzelhan-
deiskonzeptes frir die Stadt Koblenz” liegt im Entwurf (Stand Juni 2015) vor. Die zentralen
Versorgungsbereiche Asterstein und Ehrenbreitstein, welche im Einzelhandels- und Zen-
trenkonzept Koblenz 2009 ausgewiesen sind, werden auch in der Fortschreibung als
zentrale Versorgungsbereiche ausgewiesen. Die Abgrenzungen und Entwicklungsmöglich—
keiten nach dem Entwurf EHK Kobienz 20i5 für diese beiden zentralen Versorg-
ungsbereiche finden nachfolgend nachrichtlich Berücksichtigung. Die Entwickiungs-
empfehlungen für einen potenziellen Nahversorgungsstandort im Bereich Horchheimer
Höhe und für die Entwicklung eines Nahversorgungszentrums Niederberg/Arenbergi
Immendorf nach dem Entwurf EHK’ Kobienz 2075 finden ebenfalls nachrichtliche Berück-
sichtigung.

4.5.1 Lahnstein: Zentraler Versorgungsbereich Süd
Für die Beschreibung des zentralen Versorgungsbereichs Süd in Lahnstein wird auf die Aus—
führungen des Einzelhandelskonzepts für die Stadt Lahnstein zurückgegriffen”:

„Der zentraie Versorgungsbereich Stid 1’Ortskern Oberiahnstein) hat eine Versorgungsfunk-
tion für das gesamte Stadtgebiet von Lahnstein. Als städtebauiiches ‚ Hauptzentrum " der
regionaioianerisch ais Mitteizentrum ausgewiesenen Kommune soii es iwie bisher} auch
renne Angebotsschwerpunitte für kurzfristig sowie mitteiiiristig nachgefragte Bedarfsgtiter
verschiedener Ouaiita't bereitha/ten, ergänzt um iangfiristip nachgefragte Bedart‘sgtiter.

Ais Lei'ti‘unktion sichert der Einzeihandei’ den übrigen Zentrenfunktionen ein wichtiges 3e-
sucheraufkommen; der Handei tragt somit erheblich zu einer iri'taien kuitureiien, handwerks—
und dienstieistungsbezogenen so wie gastronomischen Nutzungsvieifait bei; unterstutzt
auch durch das Wohnen, eingeschränkt auch durch die Verkehrsstruktur sowie nicht zuletzt
durch Bii’dun_gseinn'ch tungen, Freizeitangebote und touristische infrastruktur. Ais wtaier und
uieifaitiger Mittetjounkt der 5tedt soii die Stadtmitte somit nicht nur Motor fiir die reine Ver-
sorgungsfunktion sein, sondern auch die gesamtöironomische, soziaie kuitureiie und
touristische Entwickiung der Stadt fdrdern. ”i?

„Der zentraie Versorgungsbereich umfasst nicht nur die Burgstraße ais Hauptiage des Ein—
zeihandei's (Fußgängerzone), sondern auch die im Anahrsekapitei beschriebenen weiteren
zentraien Einzeihandeisbereiche im Straßengewert Burgstraße-Hochstraße-Fri2ihmesser-
straße-Adoit'straße. Die Festfegungsempfehiung berücksichtigt ‚zudem diejenigen Bereiche,

11' Nachfolgend abgekürzt EnnuurfEHKKobienz 2:? i5.
15 Für die Abgrenzung des ZVB Süd sei auf die entsprechende Abbildung im EHK Lahnstein (2012] auf S. 65

verwiesen,

19 EHK Lahnstein (2012}, S. 63.
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an denen die für die Gesamtfunktronaiität des Zentrums wichoben zentrenergänzenden
Funktionen ansässig sind fiz. B. Ära thoi’rsehe Mir/7e, Rarhaos Michstraße Bahnhof 5tadrha/ia,
sonstige koltoreiie, kii'chiibhe und soziaz’e Einntntongem weitere ofi‘entiicne und ‚on'vare
Dienstleistungseinnt‘hfangen sowie Gastronomie). "f"

Im zentralen Versorgungsbereich Süd sind insgesamt Vier Betriebe mit der Hauptwaren-
gruppe Nahrungs— und Genussmittel angesiedelt. Dabei handelt es sich um ein kleines
Fachgeschäft (Obst- und Gemüselaclenl, zwei Bäckereien und ein Tankstellenshop. In der
Hauptwarengruppe Drogeriewaren besteht kein Einzelhandelsbetrieb mehr im ZVB Süd.
Ehemals angesiedelte Geschäfte wie ein Bioladen, eine Metzgerei und ein kleiner Lebensw
mittelladen am Bahnhof bestehen inzwischen nicht mehr.

Der zentrale Versorgungsbereich Süd übernimmt aufgrund seiner Bestandsstrukturen eine
ergänzende Nahversorgungsfunktion im Sortimentsbereich Nahrungs- und Genussmittel,
da die wesentlichen Anbieter in diesem Sortimentsbereich (Lebensmittelmärkte) außerhalb
des zentralen Versorgungsbereichs angesiedelt sind.

Abbildung 5: Zentraler Versorgungsbereich Süd II'I Lahnstein

I, i 21: ill" " Wll‘ü' 1* -
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Quelle: EHK Lahnstein (2012), S. 66.

2° EHK Lahnstein {2012}, S. 651‘.
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4.5.2 Lahnstein: Zentraler Versorgungsbereich Nord
„Der zenfraie Versorgungsbereici? Nord umfassf den Orfskern Niederiannsfein nürdiicn der
Leim sowie den Teübereicb Brückensfreße Ksüdirch der Leim) mif dem Giobus-SB—
Warenhaus ais wesenfiichen Einzeihandeismegnef. in seiner Versorgungsbedeufung isf der
zenfreie Versorgungsberercb einerseifs efwas weniger bedeutend eis der zenfreie Versor-
gungsbereici? Süd, gieici?wobi frügf das im Teiibereici? Brückensfraße des zenfraien
Versorgungsberercns geiegene Giobus—SB- Warenhaus maßgebiici? zur mri‘feizenfreien l/er-
sorgungsfunkfion von Lahnsfein bei. ”5" i

„Der zen freie Versorgungsbereicb umfassf im Süden (Teübererci? Brückensfraße) den
Brandorfbereich des Giobus—SB— Warenhauses und wird nach Südosfen und Osten durch die
Erreße AufBrüni begrenzt Die wesfiichen Bereiche der Brückensfraße sind bis zur Begren-
zung durch die Bodewigsfraße ebenfaiis zum zen freien Versorgungsberei'ch zugebün’g. Die
nach Norden ausgen'cbfefe Brücke über die Leim sfeiif oiie Verbindung aum nürdiicben
Teübereicb (Orfskern Niederiehnsfein) des zenfreien Versorgungsbereicbs der. Dorf isf ins-
besondere die gesamfe Nutzungssfrukfur enfiang der naci: Norden veriauienden
Babnbofsfraße prägender Besfandfeii des zenfreien Versorgungsbereicbs. Daher sind wesf—
iid? und üsfiich der Bahniroisfraße sa'r'mfache Grundsfücke, die einen deufiicnen
funktionaien oder sfa'dfebauiicben Bezug zur Babnboi‘fsfreße aufleeisen, ebeniaiis in der
räumiicben Fassung des zenfreien Versorgungsbereicbs enfbaifen 11a. B. die Baubiücke un-
miffeibar an der Lehnbrücker die nürdüicb daran angrenzende Piafzsifuafion an der
Einmündung Jobannessfraße/Bannboisfreße oder des Areei der Pfarrkirche 5f. Barbara
nürdüci? der Jobann-Bapfisf—Sfreße).

Aufgrund der besonderen sfadfgesfeiferischen Ouaiifüf der Langgasse ais überwiegend für
Fußgenger nutzbare Gasse und in Verbindung mif dem dorf ansässigen Einzeibandei isf
auch die Langgasse zwischen Bannboisfraße und Sauergasse ais Teii des zenfreien Versor-
gungsbereicbs aubruiassen (einschireßiicn der begieifenden Grundstücke in deren
gesamfen Krefe). Ebenso isf der Markfpiafa (einscbiießiicn der nürdiicb, südiicb und üsfiicb
umiiegenden Grundsfücke in deren uoiien iiefe) Teü der empfenienen re'umiicnen Deiinifrl
on des zenfraien Versorgungsbereicbs, weii dorf nicht nur das für ein Funkfienreren des
Zentrums wichfige Absteiien von Besucher—Pkw” angebofen werden kann, sondern weii
der Piafz auch weifere Aufgaben im Rahmen einer muifri‘unkfionaien Zenfrenenfwicidung
übernehmen kann (efwa ais Verensfaifungsorf).

Nürdiicb wird derzenfraie Versorgungsbereici? zum einen durch die sfa'dfebauiicbe Barriere
der Bannfrasse nach Bad Ems begrenzt Zum anderen endet aufr Hebe der Rheinsfraße die

2" EHK Lehnstein {2012}, 5. 66.

22 Fußnote im Original: Der Merkfioiab! übernimmt zudem bei Hochwasser 551e Funkuhr? eines Absfeiioietzes
für Pkw aus überscnwemmungsgefanrdefen Bereichen wen Niederiaimsfem; daher siebf er für Ehzeiban—
deisensriediungen nicbf zur Verfügung.
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hohe Nutzungsweffafc da czllr'e dner Straße r}? nördfiche Richtung anbaur‘rer' als Rampen-
bauwerk im Segen über cfl'e Bahn geführt Wird reg

Im zentralen Versorgungsbereich Nord sind insgesamt sieben Betriebe mit der Hauptwaw
rengruppe Nahrungs— und Genussmittel angesiedelt, die meisten am Standortbereich des
Globus-SB-Warenhauses. Neben dem SB-Warenhaus Globus und dem dazugehörigen Gen
tränkemarkt handelt es sich um kleinere Fachgeschäfte und Betriebe aus dem Lebensmittel-
handwerk.“ Mit Hauptsortiment Drogeriewaren ist kein Betrieb im zentralen
Versorgungsbereich Nord angesiedelt.

23 EHK Lahnstein [2012}, S. ?Üf.

3‘“ Für die Abgrenzung des ZVB Nord sei auf die entsprechende Abbildung im EHK Lahnstein (2012) auf S. F0
vennriesen-
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Abbildung 6: Zentraler Versergungsbereich Nord in Lahnstein
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4.5.3 Lahnstein: Zentraier Versergungsbereich Keblenzer Straße
„Der aenrraie Veraergungsbererch Keblenzer Straße mit Zweckbesununung und Sarri-
mentabeschränkung umfasst die bestehende EihZEihöndEiSHUfZUÜg durch den Globus
Baumarkt 55mm der Keb/enaer Straße, die Bestandsbernebe wearirch der Keb/enaer Straße
und die Betriebsflachen des Dranrwerks, weiche aufgrund des 51th der? abzeichnenden
Produkriensrückganga und kenkreten Verhabenpianungen in diesem Bereich a/a Ferenarai-
fi’äcne mit in den aentrafen Versergungsberercn aufgenommen werden. Dre Bestands-
strukturen westiicn der Kebienaer Straße weisen Irerranguigr nahveraergungsreie vanre
Angeberssrrukturen auf (u. a. zwei Lebensmirreidisceunrer auwie ein Drogeriemarkt), au-
dern riet am Stunden ein Bekierdungafachmarkt angesredeir. Mehrere Dienaderatunga-
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betriebe fvorwiegend Gastronomiebetriebe) sind im aentraien Versorgungsbererbn ange-
siedeit. Derteit nimmt der zentraie Versorgungsbereien Ir. a. eine Nahversorgungsfunktrbn
Kvorrangig durch die beiden Lebensmitteidrseounter) wahr; darüber hinaus tragt der Globus
Baumarkt maßgebiit'h aur mitteitentraien Versorgungsfunktrbn Iron Labnstein bei. Der
Standortbereid? ist rd. 400 m nordiriri? des Bannirois Niederiahnstein geiegen und hat durch
die Busirhre 575’ der KEVAG direkten Ansehiuss an das ÖFNV-Netz. ’fi
„ Der zentraie Versorgungsbereieh erstreckt sich beiderseits der Kobienzer Straße. Er reicht
auf der westüeben Straßenseite der Kobienaer Straße vom Standort des Lebensmitteidis—
eounters Aidi im Süden bis aum Kreisverkehr in Höhe der industn'estraße im Norden. Auf
der üstirbhen Straßenseite der Koblenaer Straße umfasst er das Geiande des Giobus Bau-
markts im Norden und seitiießt im Süden mit der Potenaraifi’aeire der Drantwerke
gegenüber dem Standort des Discounters Aldi ab. Damit umfasst der zentraie Versor-
gungsbereid? sowohi die Bestandsstruirturen üstiieh und westr’rt‘i? der Kobienaer Straße wie
auch die Potenarair‘iäene der Drantwerke an Südosten. "E“

Im zentralen Versorgungsbereieh Koblenzer Straße sind insgesamt sechs Betriebe der
Hauptwarengruppe Nahrungs- und Genussmittel und ein Betrieb der Hauptwarengruppe
Drogeriewaren angesiedelt. Zu den größten Anbietern zählen Aldi, Lidl, Toom Getränke-
markt und dm.

25 EHK Lahnstein (2U12), S. i5.
Für die Abgrenzung des ZVB Koblenzer Straße sei auf die entsprechende Abbildung im EHK Lahnstein
(2012) auf S. i9 verwiesen.

26 EHI< Lahnstein (2012), S. "i9.
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Abbildung 7: Zentraler Versorgungsbereich Koblenzer Straße mit Zweckbestimmung und Sor-
timentsbeschränlcung in Lahnstein
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Quelle: EHK Lahnstein (2012), S. 79.

4.5.4 Lahnstein: Zentraler Versorgungsbereich mit Zweckbestimmung Nahver-
sorgung Hermsdorfer Straße

Der zentrale Versorgungsbereich Hermsdorfer Straße befindet sich im Nordosten von Nie—
derlahnstein und ist über die Kölner Straße sowie die Industriestraße an westlich der B 42
liegenden Siedlungsbereiche von Niederlahnstein angebunden. Die überörtliche Anbin-
dung sowie die Anbindung an Oberlahnstein erfolgt über den direkten Anschluss an die
B 42.

Am 3. September 2015 eröffnen im ZVB Hermsdorfer Straße ein Lebensmittelvollsortimenu
ter der Firma Rewe mit rd. 1.800 m1 VKF sowie ein Rewe Getränkemarkt mit rd. 500 m2
VKF. Weitere Fachmärkte sind dort ebenfalls angesiedelt (u.a. Textildiscounter Kik, Däni-
sches Bettenlager.
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Abbildung 8: Zentraler Versorgungsbereich mit Zweckbestimmung Nahversorgung Hermsdor-
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Quelle: Darstellung Stadt + Handel nach EHK Lahnstein (2012), S. 85.

4.5.5 Koblenz: Zentraler Versorgungsbereich Stadtteilzentrum Asterstein
Der Stadtteil Asterstein liegt auf der rechtsrheinischen Seite des Stadtgebiete des Ober-
zentrums Koblenz und nördlich der Stadt Lahnstein. Er ist über die B42 überörtlich
erreichbar.

„ Das Stadtreiilaentrum Asiensrein ist ein reiariu Heines Nah uersergungszentrum im
Neubaugebiet der 30er Jahre mit zentraler Lage im Stadtreii und einer sädnresth'ch
angrenzenden ParkpiaEfi‘a'che. am Pius{ebensmitreidisceunter” als Ankerbetrieb
Wird ergänzt von mehreren hier}?teiiigen Geschehen und Diensdeistem in einem f9”-
Liberdachrem Hof (Bäcker; Meragen Aperheke, Obsr- und Gemüsegescha'ft. imbiss,
Sparkassen). Das Stadtteiizenrrum profitiert wen einer überdurchschnittlich hohen
Kundenfrequenz: im inneren Bereich der Passage gibt es einen ideinen Piatz, derje-
doch wenig einiadend gestaltet ist. Die Umgebung des Stadtteilzentrums Astersrem
zeichnet sich übemriegend durch Wehnnurzungen und mehrere 5d?uien aus. ”

Quelle: Einzelhandels- und Zentrenkonzept Koblenz 2009, S. 153.

27 Umfirrniert auf Netto.
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Das kleine Einkaufszentrum mit einem Lebensmittel-Diszeunter, vereinzelten kleinteiligen
Fachgeschäften und Dienstleistungsbetrieben in einer überdachten Passage übernimmt
Versergungsaufgaben für die Stadtteile Asterstein, Arzheim und Pfaffenderfer Hijhe.23

Der zentrale Versorgungsbereich Stadtteilzentrum Asterstein ist ein geplantes und auf die
Nahversorgung ausgerichtetes Stadtteilzentrum. Die Bestandsbetriebe sind um einen klei-
nen Platz angeordnet. Leerstände waren zum Zeitpunkt der Erhebung im Juli 2015 nicht
vorhanden. Der Lebensmitteldiscnunter Nette (ehemals Plus) fungiert als Magnetbetrieb für
das Stadtteilzentrum, des Weiteren sind im Stadtteilzentrum eine Bäckerei und ein Metzge—
rei aus der untersuchungsrelevanten Sertirnentsgruppen Nahrungs- und Genussmittel
angesiedelt. Das im Einzelhandels- und Zentrenkenzept Koblenz erwähnte Obst- und Ge-
müsegeschäft besteht nicht mehr.

Abbildung 9: Zentraler Versergungsbereich Stadtteilzentrum Asterstein in Koblenz

l‘-

Cluelle: Einzelhandels- und Zentrenkenzept Kehlenz 2009, 5. 156; Fete Stadt + Handel 2015.

Nachrichtliche Übernahme Zentraler Versergungsbereich Stadtteilzentrum Asterstein
gemäß EntwurfEHK Koblenz 2075

Die Entwicklungspetenziale und Ziele für das Stadtteilzentrum Asterstein lauten:

- „Sicherung der vorhandenen Angabe re

- Prüfung der Ansiedfung ergänzender nahversergungsrefevanter Einzelhandefsange-
bete und Dr'ensrfefstungen (aß. Getränkemarkt) aufangrenzenden Teilflächen

. Prüfung der der Mägffchkeri‘en zur Erweiterung der Stefibfatzkapazftären ”

Quelle: EnnvudEHK Koblenz 2075, S.144.

33 Vgl. Einzelhandels- und Zentrenkenzept Koblenz 2009, 5. 153+.
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Abbildung“): Zentraler Versorgungsbereich Stadtteilzentrum Asterstein in Koblenz gemäß
Entwurf EHK Kobfenz 20 75
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Quelle: EnMurfEHKK’obfenz 2075, S. 145.

4.5.6 Koblenz: Zentraler Versorgungsbereich Stadtteilzentrum Ehrenbreitstein

Beim zentralen Versorgungsbereich Stadtteilzentrum Ehrenbreitstein handelt es sich um ei-
nen gewachsenen Ortskern. Das Stadtteilzentrum liegt im rechtsrheinischen Stadtgebiet
von Koblenz und ist über die B 42 von Lahnstein aus gut erreichbar. Der Einzelhandelsbe-
satz ist insgesamt sehr schwach ausgeprägt, zudem sind zahlreiche Ladenleerstände im ZVB
vorhanden. Mit Ausnahme von Lidl am südlichen Rand des ZVB handelt es sich ausschließ—
lich um kleinteilige Einzelhandelsstrukturen. Die vereinzelten Einzelhandelsbetriebe werden
ergänzt durch gastronomische Angebote. Die vorwiegend historische Bebauung ist bislang
zum Teil saniert, der südliche Eingangsbereich am Kapuzinerplatz ist neu gepflastert. Die im
Einzelhandelskonzept der Stadt Koblenz erwartete „spürbare Belebung und Stärkung des
Stadtteilzentrum?“ ist bislang ausgeblieben.

Die einzigen Betriebe mit Hauptsortiment Nahrungs- und Genussmittel sind der Lebensmit-
teldiscounter Lidl und die benachbarte Bäckerei Lohners.

29 Einzelhandels- und Zentrenkonzept Koblenz 2009, S- 13s
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Abbildung 11: Zentraler Versorgungebereich Stadtteilzentrum Ehrenbreitetein in Koblen:
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Quelle: Einzelhandels- und Zentrenkonzept Koblenz 2009 S 139; Foto Stadt + Handel 2015

Nachrichtliche Übernahme Zentraler Versorgungsbereich Stadtteilzentrum Ehrenbreit-
atein gemäß EntwurfEHKKehren: 2015

Die Entwicklungspotenziale und Ziele für das Stadtteilzentrum Ehrenbreitstein lauten:

„5rtherung der vorhandenen nahversorgungsrefevanten Angebote

- Inwertsetz'ung und Nachbe/egung leerstehender Ladenfokale oderr ggf Umnuraung
(man Wohnen oder Nutzungen mit Zeigruppe TounIsren) ”

Quelle: EntwurfEHK Kobfen: 20 75, S.142
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Abbildung 12: Zentraler 1‘qr'ersergungsbereieh Stadtteiizentrum Ehrenbreitstein in Kehlen: ge-
mäß EnhvurfEHK Kabinen: 20 15
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üuelie: EntwurfEHKKebienz 2015, S. 143.

4.5.7 Nachrichtliche Übernahme: potenafel/er Nahversorgungsstandert Herrh-
heimer Höhe und porenziefies /zu entwr'ckelndes Nahversergungs—
zentrum Niederberg/Arenberg/Immenderfgemäß EnrwurfEHK Kehlen:
2015

Für den Fall einer Umnutzung der ehemaligen Gneisenau-Kaserne sowie des Kasernenge—
Iändes Fritsch für Wehnzwecke wurden im Rahmen des Entwurfs EHK Kehlen: 2075
petenzielle Nahversorgungsstanderte geprüft. Nachfolgende Abbildung gibt Auskunft über
die Lage des potener'effen /au en twrbke/na’en N12 Nr'ederberg/Arenbergfimmendefisewie
des patenzrefien Nahversergungsstendürfe Herchhernrer Höhe /Fafienderfer Höhe:
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Abbildung 13: Übersicht Zentren- und Standortstruktur Koblenz, Lage potenzieller Nahversor-
gungsstanderte und Nahversorgungszentren nach dem Ennvurf EHK Kohlen:
2015
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Quelle: EntwurfEHKKobiena 2015, S. 87.

Die Entwicklungspotenziale und Ziele für den Stadtteil Horchheimer Höhe lauten:

I „Präfung der Aneiediung eines zeitgemäßen iebensrnitteirnarkres an der Horcnnei-
mer Höhe für den Feil: dass die ehemange Gneisenau-Kaserne für Wohnen
umgenutzr wird (.. ‚j

I inwen‘s‘etzung und Nachnutzung ieer stehender Ladeniokaie undggf Unvnuzta'ung”
lCluelle: EnmUrfEHK KÜbiEHE EÜIE S.155.

Die Entwicklungspetenziale und Ziele für den Versorgungsraum 10 Stadtteile Nieder-
bergiArenbergilmmendorf lauten:

I „Sicherung der vorhandenen nahuersorgungsreie vanten Angebote

I Prüfung der Ansrediung eines zeitgemäßen iebensrniüeirnarktes in einem der Stadt-
teiie Niederbergu Arenberg oder immendorf 1’. . . J ""

Quelle: EnnvurfEHKKobienz 2015. 5.14%.
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4.5.8 Braubach: Zentraler Versorgungsbereich Stadtzentrum Braubach
Die Stadt Braubach grenzt südlich an die Stadt Lahnstein an, sie liegt entlang des Rheins
und ist Iandesplanerisch als Grundzentrum ausgewiesen. Die Stadt hat als Bestandteil des
UNESCO-Welterbes Mittelrheintal sowie der oberhalb des Stadtzentrums gelegenen
Marksburg eine touristische Bedeutung. Die Einzelhandelsfunktion ist trotz der zentral-
örtlichen Einstufung als Grundzentrum als gering einzustufen und beschränkt sich weit-
gehend auf Nahversorgungsangebote.

Grundsätzlich ist aufgrund des geringen Einzelhandelsbesatzes im Stadtzentrum von Brau—
bach fraglich, ob es sich hier um einen zentralen Versorgungsbereich“ handelt. Falls dies
der Fall sein sollte, stellt sich die Frage, ob der Lebensmitteldiscounter Netto in der Hein-
rich-Schlusnus-Straße zu diesem zentralen Versorgungsbereich gezählt werden kann. Aus
tachgutachterlicher Sicht besteht derzeit keine städtebaulich-tunktionale Verbindung zwi-
schen dem Standort des Netto und dem Stadtzentrum! zentralen Versorgungsbereich. Im
Stadtzentrum sind bislang nur kleinteiiige Einzelhandelsangebote vorhanden, diese erstre—
cken sich überwiegend entlang der Unteralleestraße und Oberalleestraße sowie der
Rheinstraße (bis Ecke Friedrichstraße}. Der historische Marktplatz hat seine Handelsfunktion
verloren und besitzt nur noch Bedeutung für die gastronomische Nutzung und Beherber—
gungsbetriebe.

Nördlich an den Siedlungskern der Stadt Braubach grenzt in Richtung Lahnstein der Stand-
ort des Lebensmitteldiscounters Netto an, zwischen dem Standort und dem Stadtzentrum
besteht derzeit jedoch keine städtebaulich-funktionale Verbindung.

Abbildung 14: ZVB Stadtzentrum Braubach

|".. "l‘I'I-hl'J
I _.._

- . anstatt“-

j: -...„__ n
a. I ' '

| l.
I

— Abgrenzung ZVB

Quelle: Darstellung Stadt + Handel auf Kartengrundiage: OpenStreetMap — Veröffentlicht unter
CC-BYüSA 2.0; Foto Stadt + Handel 2013).

3‘} Gleichwohl wird er im Folgenden als solcher betrachtet.
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5 Projektdaten und absatzwirtschaftliche Auswirkungen des Vorha-
bens

5.1 Projektdaten und Markanteilskonzept

Projektdaten

In Lahnstein ist die Verlagerung und Erweiterung des Lebensmitteldiscounters Lidl von der
Koblenzer Straße 2? — 29 auf die gegenüberliegende Straßenseite auf das Gelände der
Drahtwerke Lahnstein geplant. Vorgesehen ist dabei eine Erweiterung von aktuell 1.108 m2
auf 1.690 m2 VKF. Das Ennreiterungsvorhaben stellt sich in der Gesamtschau wie folgt dar:

Tabelle 4: Flächenprogramm des Verlagerungs- und Erweiterungsuorhabens

Lebensmittelmarkt

Nahrungs- und Genussmittel 831 43? 1.268
Drogeriewaren 111 58 169
Sonstige Sortimente 166 8? 253
Gesamt 1.1 OB 582 1.690

Nahrungs— und Genussmittel 21 entfällt entfällt

Nahrungs- und Genussmittel 852 416 1.268
Drogeriewaren 1 1 1 58 169
Sonstige Sortimente 166 8? 253

Quelle: Bestandserhebung Stadt + Handel 2015 sowie Angaben des Vorhabenträgers.

Nach Tabelle 4 ergibt sich nach der Erweiterung eine VKF für die untersuchungsreleuanten
Sortimentsbereiche Nahrungs- und Genussmittel von 1.268 m?- und für Drogeriewaren von
169 m2.

Herleitung eines Marktanteilskonzepts für das Ansiedlungsvorhaben

Derzeit liegt die Zentralität (Umsatz—Kaufkraft-Relation) in Lahnstein im Sortimentsbereich
Nahrungs- und Genussmittel bei rd. 178 “JE, im Sortimentsbereich Drogeriewaren bei
231 96. Beide Kennziffern verdeutlichen, dass die Lahnsteiner Bestandsstrukturen in diesen
beiden Sortimentsbereichen eine Versorgungsfunktion erfüllen, die über Gemarkung Lahn—
steins hinausreicht. Insbesondere wird ortsfremde Kaufkraft aus den nördlich angrenzenden
Stadtteilen von Koblenz sowie auch aus Braubach durch die Lahnsteiner Bestandsstrukturen
in den beiden Sortimentsbereichen gebunden.
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Für den Bestandsbetrieb Lidl, Koblenzer Straße, ergeben sich unter Berücksichtigung

I der Wettbewerbsstrukturen in Lahnstein und im Untersuchungsraum,

I dass der Bestandsbetrieb im Einzelhandelsgefüge der Wettbewerbsstrukturen be-
reits etabliert ist,

. des durchschnittliches Kaufkraftniveaus in Lahnstein und des leicht überdurchschnitt-
Iichen in Koblenz,

- der Lage im ZVB Koblenzer Straße und der uerkehrsgünstigen Lage (Anbindung
über B 42 und Koblenzer Straße) und

I Agglomerationseffekte durch die weiteren Bestandsstrukturen des ZVB Koblenzer
Straße mit gleichzeitigem systemgleichen Wettbewerber in direkter Nachbarschaft
(Aldi)

nachfolgend dargestellte Marktanteile innerhaib des Einzugsgebiets (vgl. Abbildung 3,
S. 11) des Bestandsbetriebs. Aufgrund der uerkehrsgünstigen Lage des Standorts kann von
einem zusätzlichen Streuzufluss von außerhalb des Einzugsgebiets i. H. u. 10 a, ausgegan-
gen werden.

Tabelle 5: Marktanteile des Bestandsbetriebs im Einzugsgebiet und Umsatz im Sortimentsbe-
reich Nahrungs- und Genussmittel

Lahns'te'in
Niederlahnstein
Oberlahnstein und
Höhenstadtteile
Kühlen:
Horchheim
Horchheimer Höhe
Pfaffendorf
Pfaffendorfer Höhe
Asterstein
Streuzufluss i. H. V. 10 ‘36

1458

10.629

3.227
2.039
2.834
2.7?5
2.856

17,3

24,7

7,?
4,9
6,8
6,6
?,0

18

5

12
12

3,1

1,2

0,9
0,6
0,4
0,4
0,3

Quelle: Eigene Berechnung auf Basis Einwohnerzahlen Stadt Lahnstein und Stadt Koblenz, Kauf—
kraftdatEn IfH 2015, Bestandsanalyse Untersuchungsraurn 7/2015.
Werte auf 0,1 Mio. Euro gerundet. Differenzen zur Gesamtsumme rundungsbedingt.
Nahrungs- und Genussmittel inkl. Getränke, Back- und Fleischwaren.
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Tabelle 6: Marktanteile des Bestandsbetriebs im Einzugsgebiet und Umsatz im Sortimentsbe-
reich Drogeriewaren

Lahnstein
Niederlahnstein 7.458 2,0 9 0,2

35:20:30.38“ 10-62? 2:8 5 0:1
Koblenz
Horchheim 3.22? 0,9 9 0,1
Horchheimer Höhe 2.039 0,6 9 0,1
Pfaffendorf 2.834 0,8 5 c 0,1
Pfaffendorfer Höhe 2.??5 0,8 5 r: 0,1
Asterstein 2.858 0,8 5 c 0,1
Streuzufluss i. H. v. 10 94:

——“—m
Quelle: Eigene Berechnung auf Basis Einwohnerzahlen Stadt Lahnstein und Stadt Koblenz, Kauf-

kraftdaten lfH 2015, Bestandsanalyse Untersuchungsraum 72’2015.
Werte auf 0,1 Mio. Euro gerundet. Differenzen zur Gesamtsumme rundungsbedingt.

Wie in den Marktanteilsberechnungen ersichtlich, generiert der Bestandsbetrieb Lidl

I im Sortimentsbereich Nahrungs- und Genussmittel einen Jahresumsatz von rd. 7,7
Mio. Euro (ableitbare Flächenproduktivität rd. 9.300 Euroz’m2 VKF} und

. im Sortimentsbereich Drogeriewaren einen Jahresumsatz von rd. 0,6 Mio. Euro {ab-
leitbare Flächenproduktivität rd. 5.600 Euror'm2 VKF).

Die durchschnittliche Flächenproduktivität für einen Lidl Lebensmitteldiscounter liegt bei
rd. 6.820 EurofmE VKF“. Somit wird deutlich, dass der Bestandsbetrieb im Sortimentsbe-
reich Nahrungs- und Genussmittel eine weit überdurchschnittliche Flächenproduktivität und
im Sortimentsbereich Drogeriewaren (insbesondere bedingt durch den benachbarten Dro-
geriefachmarkt dm) eine leicht unterdurchschnittliche Flächenproduktivität erwirtschaften
kann. Die Flächenleistung des Bestandsbetriebs über alle Sortimente dürfte ebenfalls deut-
lich überdurchschnittlich (aufgrund des Verkaufsflächenanteils von Nahrungs- und
Genussmittel von rd. 75 943) ausfallen.

Für das Vorhaben ist nach Verlagerung und Erweiterung eine höhere Marktdurchdringung
im Einzugsgebiet auszugehen. Aufgrund der Wettbewerbsstrukturen, der Entfernungen
(Raum-Zeit-Distanzen) sowie der Topographie ist jedoch für das Vorhaben nicht von einer
Ausweitung des Einzugsgebiets nach Verlagerung und Erweiterung auszugehen. Somit ist
nicht damit zu rechnen, dass das Niveau der Flächenproduktivität gehalten werden kann.

3‘ Berechnungen Stadt + Handel auf Basis EHI 2014.
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Dies verdeutlichen auch die Ergebnisse der Marktanteilskonzepte für den Bestandsbetrieb
und das Verlagerungs— und Emeiterungsvorhaben.

Für das Erweiterungs- und Verlagerungsvorhaben Lidi, Koblenzer Straße, ergeben sich un-
ter Berücksichtigung

' der Wettbewerbsstrukturen in Lahnstein und im Untersuchungsraum,

. der uerkehrsgünstigen Lage des Standorts mit

- Agglomerationseffekten durch die weiteren Bestandsstrukturen des ZVB Koblenzer
Straße

nachfolgend dargestellte, maximal zu erwartende (i. S. eines Worst Gase-Ansatzes) Markt-
anteile innerhalb des Einzugsgebiets (vgl. Abbildung 3, S.11). Aufgrund der verkehrs-
günstigen Lage des Standorts kann weiterhin von einem zusätzlichen Streuzufluss von au-
ßerhalb des Einzugsgebiets i. H. v. 10 96 ausgegangen werden.

Tabelle 7: Marktanteile des Emeiterungs- und Verlagerungsvorhabens im Einzugsgebiet und
Umsatz im Sortimentsbereich Nahrungs- und Genussmittel

Lahnstein
Niederlahnstein
Oberlahnstein und
Höhenstadtteile
Koblenz“.
Horchheirn
Horchheimer Höhe
Pfaffendorf
Pfaffendorfer Höhe
Asterstein
Streuzuflussi. H v. 10 ”3’:

1458

10.629

3.22?
2.039
2.834
2.??5
2.856

1?,3

24,?

7,7
4,9
6,8
6,6
7 ,0

20

?

16
16

3,5

1,7

1,2
0,8
0,6
0,6
0,5

———“
Quelle: Eigene Berechnung auf Basis Einwohnerzahlen Stadt Lahnstein ulnd Stadt Koblenz, Kauf-

kraftdaten lfH 2015, Bestandsanalyse Untersuchungsraum 7r’2015.
Werte auf 0,1 Mio. Euro gerundet. Differenzen zur Gesamtsumme rundungsbedingt.
Nahrungs- und Genussmittel inkl. Getränke, Back- und Fleischwaren.
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Tabelle 8: Marktanteile des Erweiterungs- und Verlagerungsvorhabens im Einzugsgebiet und
Umsatz im Sortimentsbereich Drogeriewaren

Lahr'iStein'
Niederlahnstein 7.458 2,0 12 0,2

v
Koblenz
Horchhei m 3.22? 0,9 12 0,1
Horchheimer Höhe 2.039 0,6 12 0,1
Pfaffendorf 2.834 0,8 8 0,1
Ffaffendorfer Höhe 2.7?5 0,8 8 0,1
Asterstein 2.856 0,B 8 0,1
Streuzuflusm. H V 10% —
——“—“
Quelle: Eigene Berechnung auf Basis Einwohnerzahlen Stadt Lahnstein und Stadt Koblenz, Kauf-

kraftdaten IfH 2015, Bestandsanalyse Untersuchungsraum 7.32015.
Werte auf 0,1 Mio. Euro gerundet. Differenzen zur Gesamtsumme rundungsbedingt.

Wie in den Marktanteilsberechnungen ersichtlich, ergibt sich für das Verlagerunge und Er-
weiterungsvorhaben Lidl

. im Sortimentsbereich Nahrungs- und Genussmittel eine Jahresumsatzprognose von
rd. 9,9 Mio. Euro [ableitbare Flächenproduktivität rd. 7.800 Eurofm2 VKF] und

I im Sortimentsbereich Drogeriewaren einen Jahresumsatz von rd. 0,9 Mio. Euro [ab-
leitbare Flächenoroduktivität rd. 5.250 Eurom VKF).

Die durchschnittliche Flächenproduktivität für einen Lidl Lebensmitteldiscounter liegt bei
rd. 6.820 Euro/m3 VKFBZ. Somit wird deutlich, dass das Verlagerungs- und Enweiterungsvor»
haben im Sortimentsbereich Nahrungs- und Genussmittel weiterhin eine über-
durchschnittliche Flächenproduktivität und im Sortimentsbereich Drogeriewaren weiterhin
eine leicht unterdurchschnittliche Flächenproduktivität erwirtschaften kann. Die Flächenleis—
tung des Verlagerungs- und Emeiterungsvorhabens über alle Sortimente dürfte ebenfalls
deutlich überdurchschnittlich (aufgrund des Verkaufsflächenanteils von Nahrungs— und Ge—
nussmittel von rd. 75 ‘36) ausfallen.

32 Berechnungen Stadt + Handel auf Basis EHI 2014.
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5.2 Absatzwirtschaftliche Auswirkungen des Verlagerungs- und Erweite-
rungsvorhabens

Für das Vorhaben ist grundsätzlich zu berücksichtigen, dass es sich nicht um eine klassische
Neuansiedlung handelt, sondern um eine Verkaufsflächenerweiterung eines bestehenden
Einzelhandelsbetriebs durch Verlagerung in einen Neubau.

Eine Nachnutzung des Altstandorts durch einen Lebensmittelmarkt ist nicht vorgesehen. Es
ist vorgesehen —- eine Verträglichkeit des Verlagerungsa und Enrreiterungsvorhabens vo—
rausgesetzt — im Zuge einer Bebauungsplanänderung am Altstandort zukünftig nur noch
Einzelhandel gemäß der Empfehlungen des EHK Lahnstein (2012) für den ZVB Koblenzer
Straße zuzulassen, Einzelhandel mit Nahrungs— und Genussmitteln soll somit ausgeschlos—
sen werden.

In der folgenden Auswirkungsanalyse wird daher die Wirkung des Gesamtvorhabens be-
wertet. In diese Bewertung fließen somit die gesteigerte Gesamtattraktivität (durch die
Verkaufsflächenenmeiterung und Neupositionierung des Betriebs), die gesteigerte Verkaufs—
fläche sowie die sich dadurch verändernden Marktanteile und damit die veränderte
Umsatzleistung mit ein. Im Rahmen des fachlich korrekten Umgangs mit der Erweiterung
des Bestandsbetriebs gilt es Folgendes zu berücksichtigen: Eine isolierte Betrachtung be-
grenzt auf die Verträglichkeit der Erweiterungsfläche und deren Auswirkungen ist unzu-
lässig, da mit einer Verkaufsflächenenveiterung qualitative Änderungen einhergehen,
welche die Attraktivität des gesamten Betriebs erheblich steigern können”. Durch die vor-
gesehene Erweiterung wird es zu einer Modernisierung und Anpassung des Betriebs an
bestehende Wettbewerbsstrukturen (Verkaufsflächendimensionierung, Sortimentsstruktur)
kommen. Des Weiteren ist der Abgang der Bäckerei zu berücksichtigen.

Für das Vorhaben wird eine zusätzliche Streuung der absatzwirtschaftlichen Auswirkung
durch Umsatzumverteilungen außerhalb des direkten Untersuchungsraumes (z. B. durch
Pendler, Touristen) aufgrund der guten Verkehrsanbindung i. H. v. 5 '36 des Vorhabenums
satzes angenommen. Dieser Umsatzanteil wird außerhalb des Untersuchungsraums
wirksam“.

Durch das dargestellte Vorgehen wird letztlich erreicht, dass der Umsatz des Erweiterungs—
betriebs, der mit einer höheren Ausstrahlungskraft als der Bestandsbetrieb ausgestattet
sein wird, korrekt in die Berechnung der absatzwirtschaftlichen Auswirkungen unter Berück-
sichtigung der gegebenen städtebaulichen Situation eingestellt wird. Durch die Differenz
des Umsatzes des Erweiterungsvorhabens mit dem Bestandsumsatz ergibt sich der umver-

33 1'vlgl. Urteile des ÜVG Münster vorn 06.11.2{JÜB [10A 141MB? und 10A! 2601M?)

3“ Aufgrund der geringen Höhe und der breiten Streuung ist jedoch keinesfalls mit messbaren absatzwirt-
schaftlichen Auswirkungen und damit implizierten städtebaulichen AUswirkungen für Bestandsstrukturen
außerhalb des Untersuchungsraums auszugehen.
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teilungsrelevante Umsatz für die Bestandsstrukturen im Untersuchungsraum. Dieser stellt
sich wie in Tabelle 9 angeführt dar.

Die Berechnung der absatzwirtschaftlichen Auswirkungen in den sonstigen Sortimentsbe-
reichen des Vorhabens erscheint vor dem Hintergrund des geringen monetären
Umsatzzuwachses in diesen Sortimentsbereichen und der breiten Streuung über eine Viel-
zahl von Sortimenten (vgl. Tabelle B) nicht notwendig, da negative städtebauliche
Auswirkungen auf den Bestand und die Enmicklungsmöglichkeiten zentraler Versorgungs-
bereiche im Untersuchungsraum nicht zu erwarten sind.

Tabelle 9: Umverteilungsrelevanter Umsatz des Verlagerungs— und Emeiterungsvorhabens
für die Bestandsstrukturen des Untersuchungsraurns

Umsa1z Bestandsbetrieb
in Mio. Euro 7:? 0.6

Umsatzprognose Vorhaben 9'9 0*9
in Mio. Euro

Streuumsatzanteil i. H. v. 5 ‘36 0.1 c. 0.1
Umverteilungsrelevanter Umsatz. . 2,2 0.3m Mio. Euro
Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis Tabelle 5 bis Tabelle B sowie voranstehender Ausführun-

gen.
Werte auf (1,1 Mio. Euro gerundet. Differenzen zur Gesamtsumme rundungsbedingt.

Als wichtige Eingangsgröße in die Berechnung der absatzwir‘tschaftlichen Auswirkungen
dient die Umsatzprognose des Enweiterungsvorhabens sowie der Umsatz des Bestandsbe-
triebs (Herleitung s. voranstehende Ausführungen). Der sich hieraus ergebende sortiments-
spezifische Umsatzzuwachs wird in die Berechnung eingestellt.

Die Berechnung der Umsatzumverteilung erfolgt anhand eines Worst Gase-Ansatzes durch
die maximal zu erwartende Umsatzprognose für das Verlagerungs- und Erweiterungsvorha-
ben. Eingangswerte für die UmsatzumverteiIungsberechnung sind neben den oben
dargestellten Daten des Enueiterungsvorhabens die ermittelten Verkaufsflächen. die Flä-
chenproduktiuitäten gemäß Unternehmensveröffentlichungen und Branchenfachliteratur
sowie die daraus resultierenden Umsatzsummen der Bestandsstrukturen im Untersuchungs-
raum. Berücksichtigung finden innerhalb der Umsatzumverteilungsberechnung folgende
Parameter:

I Die Gesamtattraktiuität der erfassten Standorte unter Einbeziehung der Entfernung
zum Vorhabenstandort;

- Kopplungs- und Agglomerationswirkungen in den bestehenden Zentren;

I Verkaufsflächenausstattung der untersuchten Betriebe;

SEITE 63 VON 96



6. ÄNDERUNG DES FLÄCHENNUTZUNGSPLANES 

PLANUNG UND BEGRÜNDUNG 

ENTWURFSFASSUNG VOM 16.11.2016  
 

SEITE 64 VON 96 

6. ÄNDERUNG DES FLÄCHENNUTZUNGSPLANES 

PLANUNG UND BEGRÜNDUNG 

ENTWURFSFASSUNG VOM 16.11.2016  
 

SEITE 64 VON 96 

6. ÄNDERUNG DES FLÄCHENNUTZUNGSPLANES A
PLANUNG UND BEGRÜNDUNG K
ENTWURFSFASSUNG VOM 16.11.2016 „“445

I großräumige und siedlungsstrukturelle verkehrliche Anbindung der untersuchten
Betriebe;

. Wettbewerbsrelevanz der Anbieter und Angebotsstandorte zum Vorhaben.

Diese Kennwerte werden jeweils nach dem untersuchungsrelevanten Sortimentsbereich
und den Standorten unter Berücksichtigung der Raumwiderstände aufbereitet und in ein
absatzwirtschaftiiches Berechnungsmodell eingestellt. Auf dieser Grundlage werden so—
dann die Ergebnisse der Umsatzumverteilungswerte ermittelt. Die Umsatzumverteilung für
die Bestandsstrukturen des Untersuchungsraums für die untersuehungsrelevanten Sorti-
mente Nahrungs— und Genussmittel sowie Drogeriewaren wird nachfolgend dargestellt:
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Tabelle 10: Vorhabenhedingte Umsatzumverteilung für Bestandsstrukturen des Untersu-
chungsraums

.........

-—-——
ZVB Nord 35,5
ZVB Süd 1,1 * *

Lahnstein ZVB Koblenzer Straße ** 11,1 0,6 5
ZVB NVZ HermsdorFEr Straße 7,2 0,3 4
Sonstige Lagen 12,0 0,2 2
ZVB Asterstein 3,6 0,1 4

Koblenz ZVB Ehrenbreitstein 5,7 0,2 3
Sonstige Lagen 9,3 0,2 2
ZVB Stadtzentrum Braubach 1,4 * *

Eraubach _
Sonstige Lagen 2.8 * *

UmsatzumverteiIungsneutraler Umsatsanteil i. H. Ir. 5 “JE: II:,StrqITIsatz‘i
‚GESAMT

-—-—
ZVB Nord -
ZVB Süd E:40,1 * *

Lahnstein ZVB Koblenzer Straße ** 4,0 0,1 2
ZVB NVZ Hermsdorfer Straße 0,6 * *
Sonstige Lagen 1,6 * *
ZVB Asterstein 0,2 * *

Koblenz . .ZVB Ehrenbreitstein 0,5 * *
Sonstige Lagen 0,9 * *
ZVB Stadtzentrum Braubach E: 0,1 * *

Eraubach _
Sonstige Lagen 0,3 * *

Umsatsumi:erteilungsneutraler Umsatzanteil I. H. v. 5 “315|; Streuumsatz'‚I

Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis: Bestandserhebung Stadt + Handel 01’201 5.
Differenzen Rechnungssummen rundungsbedingt. Werte auf 0,1 Mio. Euro gerundet.
* Umsatzumverteilung empirisch nicht nachweisbar (deutlich unter 0,05 Mio. Euro].
** Ohne Umsats Bestandsloetrieb Lidl.
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6 Städtebauliche, Iandesplanerische und kommunale Einordnung
und Bewertung des Erweiterungsvorhabens

6.1 Städtebauliche Einordnung und Bewertung der Umsatzumverteilung
Wesentliches Untersuchungskriterium ist die Einordnung der absatzwirtschaftlichen Auswir-
kungen in den städtebaulichen Kontext der Bestandsstrukturen der Stadt Lahnstein und der
Kommunen im Untersuchungsraum. Hieraus werden die städtebaulichen Auswirkungen des
Vorhabens auf die Einzelhandelsstrukturen des Untersuchungsraumes deutlich und können
einer Bewertung unterzogen werden.

Nur durch die Darstellung von Ergebnissen und sodann durch Verknüpfung der Ergebnisse
der absatzwirtschaftlichen Berechnungen mit der Analyse der derzeitigen städtebaulichen
Strukturen (auf Grundlage der kommunalen Enmicklungskonzepte) kann abschließend be—
wertet werden, inwiefern aus den zu erwartenden Umsatzurnverteilungen möglicherweise
mehr als unwesentliche Auswirkungen resultieren.

Die Anwendung einer fixen Umsatzumverteilungsgröße, wie etwa die in der Rechtspre—
chung wiederholt angeführte 10 %mGrößenordnung, ist allerdings sowohl fachlich als auch
gemäß der aktuellen Rechtsprechung allein nicht zielführend. Bei kleinräumiger Betrach—
tungsweise innerhalb der Siedlungs- und Zentrenstruktur kann die Schwelle möglicher
negativer städtebaulicher Auswirkungen — je nach städtebaulicher Ausgangslage — bereits
bei deutlich weniger als 10% liegen (vgl. VG Arnsberg 4 K 572/‘04; OVG Berlin-
Brandenburg 3 D 7!03.NE). Sie wird im großräumigen Kontext jedoch auch im Einzelfall bei
deutlich über 10% liegen. Notwendig zur Abwägung ist die Darstellung der branchen-
bzw. sortimentsgruppenspezifischen Umsatzumverteilung.

Vor diesem Hintergrund wird zusammenfassend die städtebauliche Bedeutung der von
dem Enveiterungsvorhaben zu erwartenden Umsatzumverteiiungen dargestellt und bewer-
teil.

In beiden untersuchten Sortimentsbereichen entfällt der größte Anteil der absatzwirtschaft-
Iichen Auswirkungen auf Bestandsstrukturen in Lahnstein selbst. Dies ist zum einen durch
die Lage des Vorhabens in Lahnstein selbst begründet. Andererseits werden durch das
Vorhaben jedoch insbesondere Kaufkraftstrüme aus den nördlich angrenzenden Koblenzer
Stadtteilen, die bereits heute durch Angebotsstrukturen In Lahnstein gebunden werden, zu
dem Verlagerung- und Enrveiterungsvorhaben umgelenkt. Nur nachgeordnet kommt es zu
Umsatzverlagerungen von den Koblenzer Angebotsstrukturen zum Vorhaben.

Für keinen zentralen Versorgungsbereich wie auch für keine sonstigen Lage ergeben sich in
beiden Sortimentsbereichen Umsatzumverteilungswerte von mehr als 5 ‘36.

Die höchsten Umsatzumverteilungswerte entfallen in beiden Sortimentsbereichen sowohl
monetär wie auch prozentual auf die Angebotsstrukturen des ZVB Koblenzer Straße. Im
Sortimentsbereich Nahrungs- und Genussmittel ist hiervon insbesondere der systemgleiche

SEITE 66 VON 96



 

6. ÄNDERUNG DES FLÄCHENNUTZUNGSPLANES’99 

PLANUNG UND BEGRÜNDUNG 

ENTWURFSFASSUNG VOM 16.11.2016  

 

SEITE 67 VON 96 

 

6. ÄNDERUNG DES FLÄCHENNUTZUNGSPLANES’99 

PLANUNG UND BEGRÜNDUNG 

ENTWURFSFASSUNG VOM 16.11.2016  

 

SEITE 67 VON 96 

A 6. ÄNDERUNG DES FLÄCHENNUTZUNGSPLANES’99
MM5 H. PLANUNG UND BEGRÜNDUNG

ENTWURFSFASSUNG VOM 16.11.2016

Wettbewerber Aldi betroffen. im Sortimentsbereich Drogeriewaren insbesondere der Dro-
geriefachmarkt dm. Beide Betriebe stellen sich als modern und leistungsfähig dar,
vorhabenbedingte Betriebsaufgaben von einem der beiden Betriebe können anhand der
monetären Umsatzumverteilung ausgeschlossen werden.

Für die restlichen zentralen Versorgungsbereiche sowie die restlichen Lagen erreichen die
Umsatzumverteilungen im Sortimentsbereich Nahrungs- und Genussmittel moderate Werte
von max. 4%, auch die monetären Umsatzumverteilungswerte stellen sich mit max. 0,3
Mio. Euro als moderat dar. Im Sortimentsbereich Drogeriewaren sind absatzwirtschaftliche
Auswirkungen auf die restlichen zentralen Versorgungsbereiche sowie die restlichen Lagen
des Untersuchungsraums empirisch nicht nachweisbar (Umsatzumverteilung deutlich gerins
ger als 0.05 Mio. Euro). Somit sind auch für diese zentralen Versorgungsbereiche und
Lagen vorhabenbedingte Betriebsaufgaben grundsätzlich nicht zu erwarten.

Die Entwicklungsmöglichkeiten zentraler Versorgungsbereiche werden durch die Um-
satzumverteilungswerte ebenfalls nicht negativ beeinträchtigt. Die Entwicklung bzw.
Weiterentwicklung der Nahversorgungsstrukturen in den angrenzenden Koblenzer Stadttei-
len und insbesondere in den entsprechenden zentralen Versorgungsbereichen werden
durch das Vorhaben nicht negativ beeinträchtigt: Grundsätzlich weisen die Koblenzer
Stadtteile aufgrund ihrer Einwohneranzahl und dem damit vorhandenen Kaufkraftpotenzial
endogene Entwicklungspotenziale für eine Fortentwicklung der Nahversorgungsstrukturen
auf. Prinzipiell ist davon auszugehen dass entsprechende Entwicklungen von Nahversor—
gungsstrukturen {Enveiterungenllviodemisierungen von Bestandsbetrieben oder Neuan-
siedlungen] in den Koblenzer Stadtteilen von der Bevölkerung bzw. den Kunden ange-
nommen würden, da diese wohnortnäher und mit einem geringeren Zeit- und
Kostenaufwand zu erreichen wären als die Angebotsstrukturen in Lahnstein. Voraussetzung
hierfür wären ein modernes Angebot und eine gute Verkehrsanbindung. Die nachrichtlich
dargestellten Entwicklungsziele und Empfehlungen für die zentralen Versorgungsbereiche,
den potenziellen Nahversorgungsstandort Horchherhver Höhe u nd das potenzielle /zu enr-
wlckelnde Nahversorgungszentrum Niederberg/Arenberg/lmmendarf(vgl. Kapitel 4.5) des
Entwurfs EHK’ Koblenz 20.75 werden durch das Vorhaben daher ebenfalls nicht negativ be-
einträchtigt.

Demnach resultieren durch das Vorhaben grundsätzlich keine negativen städtebauli-
chen Auswirkungen auf den Bestand und die Entwicklungsmöglichkeiten von
zentralen Versorgungsbereichen und Nahversorgungsstrukturen im Untersuchungs-
raum.
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6.2 Landesplanerische Einordnung des Vorhabens
Die Kongruenz des Verlagerungs- und Erweiterungsvorhabens Lidl zu den Vorgaben des
LEP IV Rheinland-Pfalz ist besonders unter den Aspekten der Ziele 57, 58 und 60 desselben
zu prüfen und bewerten.

257
Die Errichtung und Enueirerung von Vorhaben des großflächigen Einaeiiiandeis ist nur in
eenrraien Orten zuiaissrg (Zentraiitä'tsgebot). Betriebe mir mehr ais 2. 000 m3 Verkaufs-
fläche frommen nur in Minei- und Obereenrren in Betracht. Ausnahmsweise sind in
Gemeinden ohne zentraidrriiche Funktion mit mehr ais 3. 000 er:wohnen'nnen und Erh-
wohnern großflächige Enzeiiiandeisvorhaben bis z'u insgesamt 7.600 m3 Verkaufsfläche
euiassig, wenn dies zur Sicherung der Grundversorgung der 8evoi/(erung erforderircn ist.

IQuelle: LEP IV Rheinland—Pfalz, S. 96.

Einordnung des Vorhabens in Z 57

Das Verlagerungs- und Emeiterungsvorhaben ist durch seine Lage in dem Mittelzentrum
Lahnstein kongruent zu Z 57 des LEP IV Rheinland-Pfalz.

258
Die Ansiediung und Erweiterung von großflächigen Einzeinandeisbetrieben mit innen-
sradrreievanren Somhrenren ist nur in städtebauflch integrierten Bereichen, das heißt in
innenstadren und 5tedr- so wie Stadtreiiz'entren, zuiässrg (städtebauiiches integrations—
gebet). Die städtebaulich integrierten Bereiche garen traie Versorgungsbereiche ” im
Sinne des BauGB) sind von den ‚zentralen Orten in Abstimmung mit der Regionsinfo—
nung verbindlich iestzuiegen und zu begründen. Diese Regeiungen müssen auch eine
Liste innensradrreieuanrer und nicht innensradrreievanrer Sortimente umfassen.

Quelle: LEP IV Rheinland-Pfalz, S. 9o.

Einordnung des Vorhabens in Z 58

Der Lebensmitteldiseounter Lidl plant eine Verlagerung von der Koblenzer Straße 27-29 au1c
die gegenüberliegende Straßenseite auf das Gelände der Drahtwerke Lahnstein. Beide
Standorte liegen im ZVB Koblenzer Straße.

Das Verlagerungs- und Emeiterungsvorhaben ist durch die Lage im ZVB Koblenzer Straße
kongruent zu Z 58 des LEP IV Rheinland-Pfalz.

260
Durch die Ansiedlung und Enueirerung von großflächigen Einzelnendeisbetrieben diir-
fen weder die Versorgungsfunkuon der städtebauir'cnen integrierten Bereiche der
Standodgememde noch die der Versorgungsberercne (Nah- und Mirreibereiche) be-
nachbarter senrraier Orte wesenriich beemnachu'gr werden (Nichtbeemtra'ci?trgungs-
gebet). Dabei sind auch die Auswirkungen auf Stadtrerie von Ober- und Mitreisenden
au beachten.

Quelle: LEF’ IV Rheinland-Pfalz, S. 9:5.
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Einordnung des Vorhabens in Z 60

In Kapitel 6.1 erfolgt die Einordnung der absatzwirtschaftlichen und städtebaulichen Aus-
wirkungen des Verlagerungs- und Erweiterungsuorhabens für die städtebaulich integrierten
Bereiche (ZVB) und die Nahversorgungsstrukturen des Untersuchungsraums. Diese bilden
die Grundlage für die Beurteilung des Nichtbeeinträchtigungsgebots.

Die städtebauliche Einordnung der absatzwirtschaftlichen Auswirkungen macht deutlich,
dass durch das Verlagerungs- und Emeiterungsvorhaben weder die Versorgungsfunktion
der städtebaulich integrierten Bereiche (ZVB) der Stadt Lahnstein noch die der Versor-
gungsbereiche (Nah- und Mitteibereiche) benachbarter zentraler Orte wesentlich
beeinträchtigt werden.

Das Verlagerungs— und Emeiterungsvorhaben ist demnach kongruent zu Z 60 (Nichtbe-
einträchtigungsgebot) des LEP IV Rheinland-Pfalz.

Fazit zur landesplanerischen Einordnung des Verlagerungs- und Erweiterungsvorhabens

Das Verlagerungs- und Erweiterungsvorhaben ist kongruent zu den relevanten Zielen
des LEP IV Rheinland-Pfalz.

6.3 Einordnung des Vorhabens in den Regionalen Raumordnungsplan
Mittelrhein—Westerwald

Für die Prüfung der Kongruenz der Vorhaben mit den Zielen und Grundsätzen des Regiona-
len Raumordnungsplans Mittelrhein-Westerwald ist zu berücksichtigten, dass derzeit eine
Neuaufsteliung des Regionalen Raumordnungsplans in Erarbeitung ist. Es liegt demnach
der derzeit noch gültige Regionale Raumordnungsplan Mittelrhein-Westerwald 2006 eben-
so wie der Entwurf des Regionalen Raumordnungsplans (Stand 2014) vor.

6.3.1 Einordnung in den Regionalen Raumordnungsplan Mittelrhein-Westerwald
2006

Die Vorhabenplanung ist hinsichtlich ihrer Kongruenz zu den Zielen und Grundsätzen des
Kapitels 2.2.5 Einzelhandel (S. 181’191?) des Regionalen Raumordnungsplans Mittelrhein-
Westenuald 2006 zu prüfen. Die wesentlichen zu prüfenden Ziele für die Vorhabenplanun-
gen werden nachfolgend dargestellt und bewertet.

Z?

Großfiächrge Einzer'handelsbern’ebe sind grundsätzr‘rcn nur in zentralen Orten vorzuse-
nen (Konzenrreubnsgeber) und in der J'i’eg'ezf ‚in engem räumlichen und funktionalen
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Zusammenhang mit den zentraien Einkaufsbereic‘nen (städtebaufrcnes integrarronsge-
bot) zu errichten.

Das Konzentrationsgebot wird durch die Ausweisung der Stadt Lahnstein als Mittelzentrum
im LEP N für dort verortete großflächige Einzelhandelsuorhaben erfüllt. Das städtebauliche
lntegrationsgebot wird durch die Lage im ZVB Koblenzer Straße (nach EHK Lahnstein
(2012)) erfüllt.

Zn

Durch die Ansiedlung von großflächigen Einzelhandeisbetrieben denIf die Funktion be-
nachbarter aenfreier Orte und ihrer Versorgungsbereiene nicht wesentirch beeinträchtigt
werden (Beeinfrechtrgungsverbot).

In Kapitel 6.1 erfolgt die Einordnung der absatzwirtschaftlichen und städtebaulichen Aus-
wirkungen des Verlagerungs- und Enneiterungsuorhabens auf die zentralen Versorgungs-
bereiche des Untersuchungsraums. Diese bilden die Grundlage für die Beurteilung des
Nichtbeeinträchtigungsgebots.

Die städtebauliche Einordnung der absatzwirtschaftlichen Auswirkungen macht deutlich,
dass durch das Verlagerungsw und Enveiterungsuorhaben weder die Versorgungsfunktion
der städtebaulich integrierten Bereiche (ZVB) der Stadt Lahnstein noch die der Versor-
gungsbereiche (Nah— und Mittelbereiche) benachbarter zentraler Orte wesentlich
beeinträchtigt werden.

Fazit zur Einordnung des Verlagerungs— und Erweiterungsvorhabens in den Regionalen
Raumordnungsplan Mittelrhein-Westenuald 2006

Das Verlagerungs- und Emeiterungsvorhaben ist kongruent zu den relevanten Zielen
des Regionalen Raumordnungsplans Mittelrhein-Westenuald 2006.

6.3.2 Einordnung in den Entwurf des Regionalen Raumordnungsplans Mittel-
rhein-Westerwald 2014

Das Verlagerungs- und Enueiterungsvorhaben ist hinsichtlich der Kongruenz zu den
Grundsätzen35 des Kapitels 1.3.4 Großflächiger Einzelhandel (S. 23i24) des Entwurfs des
Regionalen Raumordnungsplans Mittelrhein-Westerwald 2014 zu prüfen. Die wesentlichen
zu prüfenden Grundsätze für die Vorhabenpianung werden nachfolgend dargestellt und
bewertet.

35' Der Entwurf des Regionalen Raumordnungsplans Mittelrhein-Westenvald 2Ü14 enthält im Kapitel 1.3.4
Großflächiger Einzelhandel keine Ziele, sondern nur noch Grundsätze.
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G37

Drie bedarfsgerecnre Nahversorgung mit Gütern des täglichen Bedarfs ‚im fußiäufigen
Endernungsberercn so” unterstützt werden.

Das Vorhaben unterstützt die Nahversorgung mit Gütern des täglichen Bedarfs im fußläufi-
gen Entfernungsbereich für die Wohngebiete von Niederlahnstein und Koblenz-Horchheim.

G40
Großfiäcnr'ge Erhzefnandefsberrr'ebe surfen nach Umfang und Zweckbesrrmnvung der
zentrafo'rtnchen Gfrederung entsprechen und der zu 5rd?ernden Versorgung der Betref—
kerung Rechnung tragen (Kongruenzgebor).

Das Vorhaben entspricht durch die Ausweisung der Stadt Lahnstein als Mittelzentrum im
LEP IV nach Umfang und Zweckbestimmung der zentralörtlichen Gliederung.

G41

Großfiächrge Ernzefnandefsberniebe soffen so bemessen werden, dass r'hr Ernzugsbererch
nicht wesendrch über den Versorgungsbererch der 5tendortgemernde hrnausgehc

Das Vorhaben dient vorrangig der Versorgung der Bevölkerung von Lahnstein, wenngleich
auch die Bevölkerung der südlichen rechtsrheinischen Koblenzer Stadtteile im Einzugsge—
biet des Vorhabens liegt. Wie im Marktanteilskonzept ersichtlich (Tabelle 7, S. 36 und
Tabelle 8, S. 37), wird jedoch der überwiegende Umsatz des Vorhabens durch Lahnsteiner
Kaufkraft generiert.

Fazit zur Einordnung des Verlagerungs- und Erweiterungsvorhabens in den Entwurf des
Regionalen Raumordnungsplans Mittelrhein-Westerwald 2014

Das Verlagerungs- und Erweiterungsverhaben ist kongruent zu den relevanten
Grundsätzen des Entwurfs des Regionalen Raumordnungsplans Mittelrhein—
Westerwald 2014.

6.4 Einordnung des Vorhabens in das Einzelhandelskonzept der Stadt
Lahnstein 2012

Das Verlagerungsw und Erweiterungsvorhaben ist im zentralen Versorgungsbereich Koblen—
zer Straße mit Zweckbestimmung und Sortimentsbeschränkung verorteti‘i'.

Der v. a. durch Fachmärkte geprägte Einzelhandelsbestand im zentralen Versorgungsbe-
reich Koblenzer Straße mit Zweckbestimmung und Sortimentsbeschränkung setzt sich aus

3'5 Zu den nachfolgenden Ausführungen zum zentralen Versorgungsbereich Koblenzer Straße mit Zweckbe—
stimmung und Sortimentsbeschränkung sei auf Kapitel 6.1.4 des EHK Lahnstein {2012} verwiesen.
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Betrieben mit nahversorgungsrelevantem‚ innenstadtrelevantem und nicht innenstadtrele-
vantem Hauptsortiment zusammen, so dass ein relativ breites Warenspektrum gegeben ist.
Die aktuelle Versorgungsfunktion des zentralen Versorgungsbereichs liegt im Bereich der
Nahversorgung und — bedingt durch den Globus Baumarkt - in der mittelzentralen Versor-
gungsfunktion von Lahnstein.

Gemäß den Empfehlungen des EHK Lahnstein (2012} für den zentralen Versorgungsbereich
soll dieser als Fläche für bedarfsgerechte Fachmarktansiedlungen im Rahmen des Entwick-
lungsleitbilds für Lahnstein, primär mit den innenstadtrelevanten Sortimenten
Unterhaltungselektronik, Schuhei Lederwaren und Sportartikel sowie nicht innenstadt—
relevanten Sortimenten, dienen — sofern entsprechende Ansiedlungen verträglich i. S. v. ä
11 Abs. 3 BauNVO sind.

Die Bestandsbetriebe im zentralen Versorgungsbereich mit innenstadt— und nahversor—
gungsrelevantem Hauptsortiment genießen Bestandsschutz. Weitere Ansiedlungen von
Betrieben mit innenstadtrelevantem oder nahversorgungsrelevantem Hauptsortiment, die
nicht den Entwicklungsempfehlungen für den zentralen Versorgungsbereich entsprechen,
sollen ausdrücklich — zum Schutz der Bestandsstrukturen und Entwicklungsmüglichkeiten
der zentralen Versorgungsbereiche Nord und Süd — nicht angestrebt werden.

Als ein Entwicklungsziel für den zentralen Versorgungsbereich wird im EHK Lahnstein (2012)
(S. 79) die Sicherung der bestehenden Versorgungsfunktion benannt.

In den Empfehlungen zur Fortentwicklung der Nahversorgungsstruktur (vgl. EHK Lahnstein
(2012), Kapitel 6.2.1) sind folgende relevante Ausführungen für das Verlagerungs- und Er—
weiterungsvorhaben formuliert:

I „Sicherung sollte nicht rnit Stillstand gleichgesetzt werden, sondern beinhaltet wei-
mehr eine stetige Fortentwicklung im Bestand insofern besteht stadrplanerischer
bzw. kommunaler Handlungsbedad u. a. dann, die Standonrahmenbedingungen ge—
rade der siedlungsraumlich in Wohnquartiere integrierten Nah versorgungsbetriebe
zu prüfen und den Handel bei Bedarir dann zu unterstützen, diese Rahmenbecun-
gungen zu verbessern.”

I Über die Sicherung und Fortentwicklung des Bestandes hinaus sollte zudem Wett-
bewerb weiterhin mäglrt'h bleiben, wenn über die Anwendung der sta'dtebauiibhen
instrumentarien gewahrleister wird, dass sich durch den Wettbewerb die räumliche
Versorgungssiruanbn nicht verschiecnterrif' und wenn durch Neubau- oder Enveite-

37 Beispiele für solche Standortrahmenbedingungen: Grüße Und Zuachnitt des Ladenlokals, kundenfreundliche
Eingangsbereiche, gestalterisch ansprechende Immobilien und Grundstücke, Erreichbarkeit, Steilplatzsituau
tion, Anlieferung, Minimierung von möglichen Nachbarkonflikten etc.

35 Verschlechterungen könnten etwa dann eintreten, wenn durch Neubau- oder Enneiterungsvorhaben Um-
satzumverteilungen zulasten bestehender Betriebe ausgelöst werden, die wiederum ab bestimmten
Umverteilungswerten Betriebsschließungen im Umfeld des 1|iiorhabens nach sich ziehen und hierdurch Lü-
cken im nahräumlichen Versorgungsnetz der Wohnquartiere entstehen lassen konnten.
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rungs vorhaben keine städtebaufrch refevan rerr negarr'ven A uswrrkungen auf.zenrraz’e
Versorgungsbererche zu erwarten srhd. 3? ”

Üuelle: EHK Lahnstein {2012}, S. B‘I.

Hinsichtlich der Empfehlungen und Zielstellungen des EHK Lahnstein (2012) für den zentra-
len Versorgungsbereich Koblenzer Straße mit Zweckbestimmung und Sortiments-
beschränkung sowie der Empfehlungen zur Fortentwicklung der Nahversorgungsstruktur in
Lahnstein ist das Verlagerungs- und Enveiterungsvorhaben wie folgt einzuordnen:

1. Bei dem Vorhaben handelt es sich nicht um eine Neuansiedlung, sondern um die
Verlagerung und Erweiterung eines Bestandsbetriebs innerhalb des zentralen Ver-
sorgungsbereichs.
Die Verlagerung und Erweiterung dient der langfristigen Standortsicherung, se dass
die bestehende Versorgungsfunktion langfristig gesichert wird.

2. Es ist vorgesehen, irn Zuge einer Bebauungsplanänderung am Altstandort zukünftig
nur noch Einzelhandel gemäß der Empfehlungen des EHK Lahnstein (2012) für den
ZVB Koblenzer Straße mit Zweckbestimmung und Sortimentsbeschränkung zuzulas-
sen. Einzelhandel mit Nahrungs— und Genussmitteln soll am Altstandort ausge-
schlossen werden.
Durch die Verlagerung und Erweiterung werden somit die Entwicklungszielstellun—
gen für den zentralen Versergungsbereich nicht beschnitten.

3. Durch die Ansiedlung eines Lebensmittelvollsortimenters und eines angeschlosse-
nen Getränkefachmarkts im zentralen Versergungsbereich mit Zweckbestimmung
Nahversorgung Hermsdorfer Straße erfolgt aktuell die durch das EHK Lahnstein
{2012) angestrebte Fortentwicklung der Lahnsteiner Nahversorgungsstrukturen.
Diese Entwicklung wird durch das Vorhaben nicht negativ beeinträchtigt (vgl. Kapi-
tel 6.1].

4. Wie in Kapitel 6.1 dargestellt, resultieren durch das Vorhaben grundsätzlich keine
negativen städtebaulichen Auswirkungen auf den Bestand und die Entwicklungs-
möglichkeiten von zentralen Versorgungsbereichen und Nahversorgungsstrukturen
in Lahnstein oder im Untersuchungsraum. Durch das Vorhaben resultiert keine Vern
schlechterung der räumlichen Versergungssituation, vielmehr wird langfristig das
Gegenteil erreicht.

3'; Durch 1'li'crurlage von städtebaulichen und absatzwirtschaftlichen Untersuchungen sollte daher einzelfallbezo—
gen nachgewiesen werden. ob und in welchem Rahmen durch das Vorhaben ausgelöste relevante
Auswirkungen auf zentrale Versorgungsbereiche und die wohnortnahe Versorgung der Bevölkerung zu er-
warten sind.
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Somit ist das Verlagerungs— und Enueiterungsvorhaben kongruent zu den Zielstellungen
und Empfehlungen des EHK Lahnstein (2012) sowie den dezidierten Entwicklungsernpfehh
Iungen für den zentralen Versorgungsbereich Koblenzer Straße mit Zweckbestimmung
und Sortimentsbeschränkung. Es entspricht den Empfehlungen zur Fortentwicklung der
Nahversorgungsstruktur in Lahnstein.

Das Verlagerungs- und Erweiterungsvorhaben ist aufgrund seines nahuersorgungsreleuan-
ten Hauptsortiments (Nahrungs- und Genussmittel) auch hinsichtlich des Leitsatzes III des
EHK Lahnstein (2012} zu prüfen und zu bewerten.

„Leitsatz im Einzeihandel mit nahuersorgungsreievantern Hauptsortinzent. ..

I ist einerseits in den zentraien Versorgungsbereichen Nord und Süd anzusiedein.

- ist andererseits an dem zentraien Versorgungsbereich Nah versorgung Herrnsdorfer
Straße überwiegendzur Versorgung des Gebiets anzusiedein.

- ist andererseits zur Gewährieistung der Nahversorgung auch an sonstigen integrier-
ten Standorten überwiegend zur Versorgung des Gebietes anzusiiedein. ‘"

Quelle: EHK Lahnstein (2012}, 5. 101.

Bei dem Standort des Verlagerungs— und Enueiterungsvorhabens handelt es sich um den
zentralen Versorgungsbereich Koblenzer Straße mit Zweckbestimmung und Sortimentsbe-
schränkung. Durch die Ausweisung als zentralen Versorgungsbereich nach dem EHK
Lahnstein (2012) handelt es sich um einen städtebaulich integrierten Standort.

Wie bereits voranstehend dargestellt, dient die Verlagerung und Erweiterung der langfris—
tigen Standortsicherung. Es resultieren durch das Vorhaben grundsätzlich keine negativen
städtebaulichen Auswirkungen auf den Bestand und die Entwicklungsmöglichkeiten von
zentralen Versorgungsbereichen und Nahversorgungsstrukturen in Lahnstein oder im Un-
tersuchungsraum. Das Vorhaben entspricht den Empfehlungen zur Fortentwicklung der
Nahversorgungsstruktur in Lahnstein.

Somit steht das Verlagerungs- und Emeiterungsvorhaben Leitsatz III des EHK Lahnstein
(2012) nicht entgegen und entSpricht dessen Intention.

Das Verlagerungs- und Erweiterungsvorhaben ist kongruent zu den Zielstellungen und
Empfehlungen des EHK Lahnstein {2012).
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7 Zusammenfassung und Empfehlungen
In Lahnstein ist im Zuge einer langfristigen Standortsicherung die Verlagerung und Erweite-
rung des Lebensmitteldiscounters Lidl von der Koblenzer Straße 27 - 29 auf die gegen-
überliegende Straßenseite auf das Gelände der Firma Drahtwerk (3.5. Schmidt geplant.
Vorgesehen ist dabei eine Erweiterung von aktuell 1.108 m2 auf 1.690 m?- VKF. Der Vorha-
benstandort wie auch der Bestandsbetrieb liegen nach dem EHK Lahnstein (2012) im
Zentralen Versorgungsberefch Koblenzer Straße mit Zweckbesninmung und Sorninenrebe-
schränkung.

Das Verlagerungs- und Erweiterungsvorhaben wurde hinsichtlich der absatzwirtschaftlichen
und städtebaulichen Auswirkungen untersucht, die Kongruenz zu den zu den Zielstellungen
des EHK Lahnstein (2012), zu den Zielen und Grundsätzen des Regionalen Raumordnungs-
pians Mittelrhein»Westenvald und zu den Zielen und Grundsätzen des LEF' IV Rheinland—
Pfalz wurde geprüft.

Die Umsatzschätzung für den Bestandsbetrieb sowie die Umsatzprognose für das Verlage-
rungs- und Erweiterungsvorhaben wurde anhand eines Marktanteilskonzepts ermittelt.
Anhand eines absatzwirtschaftlichen Berechnungsmodells wurden die vorhabenbedingten
Umsatzumverteilungen für die Bestandsstrukturen des Untersuchungsraums in den unter-
suchungsrelevanten Sortimentsbereichen Nahrungs- und Genussmittel sowie Drogerie-
waren ermittelt. Die Berechnungen erfolgten unter Verwendung eines Worst Case-
Ansatzes. Diesem lag zu Grunde, dass

I anhand des Marktanteilskonzepts für das Vorhaben der realistisch zu erwartende
maximale Umsatz ermittelt wurde und in die Berechnung der absatzwirtschaftlichen
Auswirkungen eingestellt wurde;

I jeweils der sortimentsspezifische Vorhabenumsatz des Vorhabens auf die Bestands-
strukturen im realistischen, eng abgegrenzten Untersuchungsraum umverteilt wurde;

I durch die Berechnungsmethode die maximalen absatzwirtschaftiich zu erwartenden
Umsatzurnverteilungen des Vorhabens ermittelt wurden.

Die vorhabenbedingten absatzwirtschaftlichen und daraus resultierenden städtebaulichen
Auswirkungen stellen sich in der Gesamtschau wie folgt dar:

I Von Auswirkungen des Vorhabens sind vor allem Standortbereiche in der Stadt
Lahnstein selbst betroffen.

- Negative städtebauliche Auswirkungen auf den Bestand und die Entwicklungsmögz
lichkeiten der zentralen 1Versorgungsbereiche in Nachbarkommunen sind anhand der
ermittelten Umsatzumverteilungswerte nicht zu erwarten.

I Negative städtebauliche Auswirkungen auf den Bestand und die Entwicklungsmög-
lichkeiten der zentralen Versorgungsbereiche in Lahnstein sind anhand der
ermittelten Umsatzumverteilungswerte nicht zu erwarten.
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- Negative Auswirkungen auf den Bestand und die Entwicklungsmöglichkeiten der
Nahversorgungsstrukturen in Lahnstein und in Nachbarkommunen - insbesondere in
den an Lahnstein nördlich angrenzenden, rechtsrheinischen Koblenzer Stadtteilen —
sind anhand der ermittelten Umsatzumverteilungswerte nicht zu erwarten.

Das Verlagerungs- und Erweiterungsvorhaben ist wie folgt hinsichtlich der Zielstellungen
des EHK Lahnstein (2012), der Ziele und Grundsätze des Regionalen Raumordnungsplans
Mittelrhein-Westenwald und der Ziele und Grundsätze des LEP IV Rheinland-Pfalz einzuord-
nen:

I Das Erweiterungsvorhaben ist kongruent zu den Zielen und Grundsätzen des EHK
Lahnstein {2012).

I Das Verlagerungs- und Emeiterungsvorhaben ist kongruent zu den relevanten Zielen
des Regionalen Raumordnungsplans Mittelrhein-Westerwald 2006.

- Das Verlagerungs- und Erweiterungsvorhaben ist kongruent zu den relevanten
Grundsätzen des Entwurfs des Regionalen Raumordnungspians Mittelrhein“
Westerwald 20H.

- Das Verlagerungs— und Erweiterungsvorhaben ist kongruent zu den relevanten Zielen
des LEP IV Rheinland-Pfalz.

Das Verlagerungs— und Erweiterungsvorhaben ist als verträglich i. S. der Vorgaben
des ä 11 Abs. 3 BauNVÜ zu bewerten.
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7 Ergebnis der vereinfachten raumordnerischen Prüfung
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Prüfergebnis der vereinfachten raumerdnerischen Prüfung gemäß 5 16
Raumordnungsgesetz [ROGI i.V.m. ä 18 Landesplanungsgesetz {LPIG} für das
Vorhaben „geplante Lidl-Verlagerung" in der Stadt Lahnstein, Kebtenzer Straße

Anlage: Prüfergebnis vom 16.03.2016

Sehr geehrte Damen und Herren,

mit Schreiben vom 13.11.2015 hatte die FMZ Drahthcf Lahnstein GmbH a Ca. KG,
Düsseldorf, vertreten durch die Geschäftsführer Herrn Flerian Altmann. den Antrag
auf vereinfachte raumerdnerischen Prüfung gestellt. Sie wurden mit Schreiben vom
17.11.2015 an diesem Verfahren beteiligt und um Abgabe einer Stellungnahme zu
den vorgelegten Planunterlagen gebeten.

Das nunmehr vorliegende Prüfergebnis des Prüfverfahrens vem 16.03.2016, Az.:14
900-141 075I41 für das e. g. Vorhaben übersende ich Ihnen als Anlage mit der Bitte
um Kenntnisnahme.

Mit freundlichen Grüßen

Im Auftrag

Inne Brese
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Struktur- und Genehmigungsdirektien Nord
A2; 14 900-141 075141

r‘ä:„man

Koblenz, den 16.03.2016

Ergebnis der vereinfachten raumerdnerischen Prüfung gem. 5 16
Raumordnungsgesetz (ROG) i.V.m. ä 18 Landesplanungsgesetz
(LPIG)

für das Vorhaben „geplante LidI-Verlagerung" in der Stadt Lahnstein, Kehlen-
zer Straße

Inhaltsverzeichnis Seite

1. Gegenstand der vereinfachten raumerdnerischen Prüfung 2

2. Beteiligungsumfang 3

3. Zusammenfassung der Stellungnahmen
im Beteiligungsverfahren 4

4. Raumerdnerische Bewertung und Abwägung 7
4.1 Ziel Z 57 LEP IV - Zentralitätsgebet 8
4.2 Ziel Z 58 LEP IV - Städtebauliches Integrationsgebet 8
4.3 Ziel Z 60 LEP IV - Nichtbeeinträchtigungsgebet 10
4.4 Ziel Z B1 LEP IV - Agglemeratiensverbet 14

5. Ergebnis der vereinfachten raumerdnerisehen Prüfung 15

6. Hinweise zum weiteren Vergehen 16

Anlage 1 —- Übersichtslageplan (Maßstab 1: 30 000)
Anlagez- Karte aus dem Bedeninfermatienssystem Rheinland-

Pfalz (Steilungnahme des Referates 33} (Maßstab 1 : 2 000)
— nur für den Antragsteller
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1. Gegenstand der vereinfachten raumordnerischen Prüfung

Die FMZ Drahthof Lahnstein GmbH s Co. KG, Düsseldorf, vertreten durch den Ge-
schäftsführer Florian Altmann. hat mit Schreiben vom 13.11.2015 die Durchführung
einer vereinfachten raumordnerischen Prüfung (vrP) gemäß ä 16 ROG i.V.m. ä 16
LPIG beantragt. In diesem Verfahren soll die Raumverträglichkeit des geplanten
Vorhabens geprüft werden.

Der Investor plant den derzeit in Lahnstein bestehenden Lidlnl‘vtarktes in der Koblen+
2er Straße auf die gegenüberliegende Seite auf das Gelände der Drahtwerke (3.5.
Schmidt GmbH zu verlagern und in diesem Zuge von aktuell 1.100 rnE Verkaufsflä-
che (VKF) auf 1.690 m? VKF zu erweitern. Laut beschlossenem Einzelhandelskon-
zept der Stadt Lahnstein vorn 17.12.2012 ist dieser Bereich als „Zentraler Versor-
gungsbereich Koblenzer Straße mit Zweckbestimmung und Sortimentsbeschran—
kung“ ausgewiesen.

Zur Historie:
Für den neuen Standort (Gelände der Drahtwerke C.S. Schmidt GmbH) wurde
bereits im Jahr 2013 eine vereinfachte raumordnerische Prüfung durchgeführt.
Seinerzeit sollte dort ein Fachmarktzentrum mit einer Gesamtverkaufsfläche von
4.250 rn2 errichtet werden. Hierbei waren 1.600 mz VKF für einen Elektronik-
fachmarkt, 750 m2 VKF für einen Sportanikelfachmarkt und jeweils 450 m2 VKF für
Fachmärkte für Schuhe und Tiernahrung innerhalb der vrP prüfreievant.

Im Zwischenergebnis der damaligen vrP wurden ein Schuhfachmerkt mit einer max.
VKF von 450 m2, ein Bäckereiverkauf mit einer max. VKF von 30 m2, sowie ein
Zoofachmarkt mit einer max. VKF von 450 rn2 (Ausschluss innenstadtrelevanter
Randsortimente) als raumverträglich angesehen. Die Einzelhandelsansiedlung eines
Elektronikfachmarktes mit einer max. VKF von 1.600 rn2 stand dem Ziel Z 60 des
LEP IV entgegen und hätte einer Zielabweichung bedurft.

Die Kongruenz eines Fachmarktes für Sportartikel zu den Zielen der Raumordnung
konnte in Rahmen der vereinfachten raumordnerischen Prüfung aufgrund der fehlen-
den gutachterlichen Untersuchung nicht geprüft werden.
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2. Beteiligungsumfang

l‘vlit Schreiben vom 17.11.2015 wurden die nachstehenden Stellen in diesem Verfah- '
ren beteiligt und um Abgabe einer Stellungnahme bis zum 22.01 .2016 gebeten:

n Kreisverwaltung des Rhein-Lahn-Kreises
- Stadtverwaltung Lahnstein
-Verbandsgemeindevenvaltung Loreley
a Stadtverwaltung Braubach
IVerbandsgemeindevenvaltung Nassau
- Stadtverwaltung Nassau
cVerbandsgemeindevenwaItung Bad Ems
I Stadtverwaltung Bad Erns
- Stadtverwaltung Koblenz
o Kreisverwaltung Mayen-Koblenz
n Verbandsgemeindeverwaltung Rhein—Mosel
- Stadtvenvaltung Rhens
. Kreisverwaltung des Rhein-Hunsrück—Kreises
r Stadtverwaltung Boppard
. Einzelhandelsverband MitteIrhein-Rheinhessen-Pfalz e.V.‚ Koblenz
r lndustrie- und Handelskammer Koblenz
- Ministerium für Bild ung. Wissenschaft, Weiterbildung und Kultur, Mainz

— Sekretariat für das Welterbe in Rheinland—Pfalz —
- Planungsgemeinschafi Mittelrhein-Westenvald

sowie bei der Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord:

o Referat 23 - Regionalstelle Gewerbeaufsicht Koblenz
n Referat 33 — Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft, Bodenschutz

Montabaur
. Referat 42 - Obere Naturschutzbehörde
. Referat 43 — Obere Bauaufsichtsbehörde
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3. Zusammenfassung der Stellungnahmen

Die Stellungnahmen der Verfahrensbeteiligten dienen dem Zweck, das o.g. raumbe-
deutsame Vorhaben hinsichtlich seiner Übereinstimmung mit den Erfordernissen der
Raumordnung zu überprüfen und mit anderen raumbedeutsamen Planungen und
Maßnahmen unter den Gesichtspunkten der Raumordnung aufeinander abzustim-
men (Raumverträglichkeitsprüfung). Sie werden nachstehend zusammengefasst
wiedergegeben.
Folgende Beteiligte haben keine Stellungnahme abgegeben: Stadtverwaltung Lahn—
stein, Verbandsgemeinde und Stadt Bad Ems. Stadtverwaltung Koblenz. Kreisver-
waltung Margen-Koblenz, Stadtverwaltung Boppard, der Einzelhandelsverband Mittel-
rhein-Rheinhessen-Pfalz e.V., die Planungsgemeinschaft Mittelrhein-Westenvald. die
Gewerbeaufsicht Koblenz und die Obere Naturschutzbehörde.

Stellungnahmen im Beteiligungsverfahren

Die Kreisverwaltung des Rhein—Lahn—Kreises teilte mit, dass nach Prüfung der
Planunterlagen zu dem Vorhaben keine Bedenken vorzubringen sind. Nach Auffas-
sung der Kreisverwaltung des Rhein-Lahn-Kreises scheinen die Vorgaben aus der
1. Fortschreibung des Einzelhandelskonzeptes (EHK) Lahnstein erfüllt zu sein. Die
vorgelegten Unterlagen seien schlüssig und stellten die Grundlagen nachvollziehbar
dar.

Seitens der Verbandsgemeindeverwaltung Nassau wurden weder Anregungen
noch Einwendungen vorgebracht.

Seitens der Verbandsgemeindeverwaltung Rhein-Mosel, sowie der Stadt Rhens
bestehen keine Bedenken gegen die geplante Verlagerung des LidI-Marktes in Lahn-
stein.

Durch die Kreisverwaltung des Rhein-Hunsrück-Kreises wurde mitgeteilt, dass
gemäß des Verträglichkeitsgutachtens vom 10.11.2015 keine negativen Auswirkun-
gen auf den Bestand und die Entwicklungsmöglichkeiten der zentralen Versorgungs—
bereiche in Nachbarkommunen und somit auch nicht auf das Mittelzentrum Boppardii
den Rhein-Hunsrück-Kreis zu erwarten seien. Daher bestünde aus Sicht der Unteren
Landesplanungsbehürde keine Bedenken gegen die Verlagerung und Erweiterung
des LidI-Marktes in der Stadt Lahnstein.
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Die lndustrie- und Handelskammer Koblenz erhebt unter der Voraussetzung keine
Einwände. dass bestehende Betriebe in ihrer Existenz nicht behindert und in ihren
weiteren Planungen nicht beeinträchtigt werden.

Das Ministerium für Bildung, Wissenschaft, Weiterbildung und Kultur
(MBWWK), Mainz, Sekretariat für das Welterbe in Rheinland—Pfalz, teilt mit, dass

das geplante Vorhaben innerhalb eines Gewerbegebietes in unmittelbarer Nähe zu
anderen vergleichbaren Einzelhandelsbetrieben und zum Globus Baumarkt mit
Tankstelle liege. Unter dem Gesichtspunkt der Welterbeverträglichkeit bestünden
keine grundsätzlichen Bedenken. Allerdings sollten bei der Farbgestaltung der Anla-
ge die grundlegenden Prinzipien der Farbgebung von Bauwerken im Tal berücksich—
tigt werden. Hierzu werde insbesondere auf den für das Welterbegebiet Oberes Mit-
telrheintal entwickelten „Leitfaden Farbkultur“ verwiesen.

Eine diesbezügliche Beratung des Planers und der Bauherren sollte im Rahmen des
Bauantragsverfahrens unter Beteiligung der kompetent beratenden Initiative Baukul-
tur bei der SGD Nord (Frau Ursula Knabe, Telefondurchwahl -2044) erfolgen.

In der Beteiligung teilte das Referat 33 - Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfall-
wirtschaft, Bodenschutz Montabaur der SGD Nord mit, dass die Wasserversor-
gung und Abwasserentsorgung im Planbereich durch die Anschlussmöglichkeit an
die vorhandenen öffentlichen Anlagen sichergestellt sei.
Die Fläche sei bereits jetzt vollständig versiegelt. so dass die Summe des Oberflä-
chenwasserabfiusses nicht erhöht würde.
Im Planbereich sind keine Oberflächengewässer oder Schutzgebiete vorhanden.
Wassenvirtschaftliche Planungen, die dem Vorhaben entgegenstehen, seien dem
Referat 33 der SGD Nord nicht bekannt-
Aus Altlastengesichtspunkten werde mitgeteilt, dass das geplante Vorhaben den Bes
reich des Altstandortes mit der Erhebungsnummer 141 00 075 — 5501 erfasse.
Es handele sich um das ehemalige Betriebsgelände der Drahtwerke (3.3. Schmidt
GmbH. Die Kartierung könne dem Flurkartenauszug (Anlage 2 — nur für den An-
tragssteller) entnommen werden.
Es wird darauf hingewiesen. dass es sich hierbei um keine verifizierten Daten, die
durch Untersuchungen belegt sind, handele. Von daher können sich zu den Darstel—
Iungen zu Schadstoffinventar und Ausdehnung der Altablagerungen Änderungen er-
geben.
Bei dem Bereich handele es sich um eine altlastverdächtige Fläche i.S.d. g 2 Abs. 6
des Gesetzes zum Schutz vor schädlichen Bodenveränderungen und zur Sanierung
von Altlasten (BBodSchG). Er wurde von daher durch die SGD Nord als Obere Abs
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fallbehörde auf Grund der Erfassungsbewertung nach ä 11 Abs. 2 des Landesbe-
denschutzgesetzes (LBodSchG) als altlastverdächtig eingestuft.
Über den jetzt überplanten Bereich liegen im Bodenschutzkataster keine Informatio-
nen vor. Auch sei die ehemalige Nutzung der Halle nicht bekannt.
Im Bereich des kartierten Attstandortes wurde in den Jahren 1995 bis 1997 ein Bau-
markt errichtet. Der Bereich wurde im Vorfeld orientierend untersucht. Im anstehen-
den Boden außerhalb der Gebäude wurde keine wesentliche Belastung gefunden.
Beim Abriss der Gebäude wurden in der Bausubstanz und im Boden unterhalb der
Hallen Belastungen nachgewiesen.

Das Referat 43 — Obere Bauaufsichtsbehörde der SGD Nord gab in seiner Stel-
lungnahme an, dass das städtebauliche und raumordnerische Verträglichkeitsgut-
achten (Stadt+HandeI; 11f2015) zu dem Ergebnis komme, dass von den Auswirkun—
gen des Vorhabens vor allem die Standortbereiche der Stadt Lahnstein selbst betrof-
fen seien. Negative städtebauliche Auswirkungen auf den Bestand und die Entwick-
lungsmöglichkeiten der zentralen Versorgungsbereiche in den Nachbarkommunen
und in Lahnstein seien anhand der ermittelten Umsatzumverteilungswerte M zu
erwarten.
Das Vorhaben werde darüber hinaus auch als kongruent zu den Zielstellungen und
Empfehlungen des Einzelhandelskonzeptes Lahnstein (2012), den Zielen und
Grundsätzen des Regionalen Raumordnungsplanes Mittelrhein—Westenrvald und den
Zielen und Grundsätzen des Landesentwicklungsprogramms (LEP) IV Rheinland-
Pfalz bewertet (vgl. S. 51—52).
Die verkehrstechnische Einschätzung des Verkehrsgutachtens (VERTEC) komme
ebenfalls zu dem Ergebnis, dass durch das geplante Vorhaben, auch unter Einbe-
ziehung einer neuen Nutzung auf den dann frei gewordenen Flächen des bestehen—
den Lidlarktes eine maßgebliche Beeinträchtigung von Verkehrsfluss und Ver—
kehrsqualität gegenüber heute nicht zu erwarten sei.
Vor dem Hintergrund der gutachterlichen Einschätzungen bestünden bei Einhaltung
folgender Voraussetzungen keine Bedenken:
Um die Zielstellungen und Empfehlungen des Einzelhandelskonzeptes (EHK) Lahn-
stein einhalten zu können, ist der bestehende Flächennutzungsplan an die geplanten
Nutzungen anzupassen und der Bebauungsplan (17352139 — Koblenzer Straße!
Industriestraße“) im Bereich des derzeitigen LidI-Standortes bauleitplanerisch so zu
ändern, dass am Altstandort zukünftig nur noch Einzelhandel gemäß den Empfeh-
Iungen des EHK Lahnstein zulässig ist und der Einzelhandel mit Nahrungs- und Ge-
nussmittel ausgeschlossen wird.
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Die Verkaufsflächen des neuen LidI-Standortes sind basierend auf dem Verträglich-
keitsgutachten im Bebauungsplan entsprechend festzusetzen.
Darüber hinausgehende städtebauliche Belange (u.a. Lärmbelastung der angren-
zenden Bebauung) seien nicht Gegenstand der Stellungnahme.

4. Raumordnerische Bewertung und Abwägung

Die raumordnerische Bewertung des geplanten Vorhabens „Verlagerung des _LidI-
Marktes" in der Stadt Lahnstein im Bereich zentraler Versorgungsbereich (ZVB)
„Koblenzer Straße mit Zweckbestimmung und Sortimentsbeschränkung“ erfolgt unter
Betrachtung der im Landesentwicklungsprogramm (LEP) Rheinland-Pfalz IV 2008,
der im Regionalen Raumordnungsplan (RROP) Mittelrhein-Westerwald 2006 und im
Fortschreibungsentwurf des Regionalen Raumordnungsplanes (RROP Entwurf) Mit-

telrheiniWestenvald 2014 enthaltenen Erfordernisse und Vorgaben der Raumord-
nung sowie der eingegangenen Stellungnahmen.

Bei der Bewertung werden ferner die für die raumordnerische Entscheidung relevan-
ten Ergebnisse des städtebaulichen und raumordnerischen Verträglichkeitsgutach-
tens der Stadt+Handel und die im Rahmen der Anhörung vorgebrachten Bedenken
und Anregungen berücksichtigt.
Zudem orientiert sich die Prüfung an dem verbindlichen EHK der Stadt Lahnstein aus
dem Jahr 2012 und dem verbindlichen EHK der Stadt Koblenz aus dem Jahr 2009,
welches sich derzeit in der Fortschreibung befindet. Hinsichtlich der projektrelevan-
ten Sortimentsgruppen ist hier in beiden Konzepten eine übereinstimmende Festle—
gung hinsichtlich der Innenstadtrelevanz getroffen worden.
Die Einzelhandelskonzepte wurden jeweils mit der Regionalplanung und mit den
Nachbarkommunen abgestimmt. In diesen Zusammenhang ist darauf hinzuweisen,
dass nach dem Ziel Z 58 des LEP IV die Festlegung der ZVB von den zentralen 0r-
ten in Abstimmung mit der Regional- und Landesplanung erfolgen muss. Eine Zu-
stimmung zum Einzelhandelskonzept ist hierbei nicht erforderlich, da die Verantwort-
lichkeit zur Prüfung der erforderlichen städtebaulichen Voraussetzungen und die da-
mit verbundene verbindliche Festlegung der ZVB den kommunalen Gremien obliegt.
Die verbindlich festgelegten zentralen Versorgungsbereiche stellen sodann eine Be—
urteilungsgrundlage der raumordnerischen Prüfung dar.
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4.1 Ziel Z 57 LEP IV - Zentralitätsgebot

„Die Errichtung und Enireiterung von Vorhaben des großflächigen Einzelhandels ist
nur in zentralen Orten zulässig (Zentralitätsgebot). Betriebe mit mehr als 2.000 m?
Verkaufsfläche kommen nur in Mittel-und Oberzentren in Betracht. (...). "

Die Stadt Lahnstein ist im LEP lV als Mittelzentrum ausgewiesen und nach dem
Ziel 240 des LEP [V bildet sie zusammen mit dem Oberzentrum Koblenz und den
Mittelzentren Bendorf, Höhr-Grenzhausen und Vallendar einen mittelzentralen Ver-
bund kooperierender Zentren.
Unter Beachtung des Zentralitätsgebotes beziehungsweise Konzentrationsgebotes
der Landes- und Regionalplanung (Ziel 257 LEP IV und Ziel Z 1, Kapitel 2.2.5
RROP 2006) ist die Errichtung und Erweiterung 1man Vorhaben des großflächigen
Einzelhandels nur in zentralen Orten zulässig.

In der vereinfachten raumordnerischen Prüfung ist eine Verkaufsfläche von 1.690 m2
Prüfgegenstand und liegt somit sogar noch unter dem für das Ziel Z 57 LEP IV her-
angezogenen Wert von 2.000 m2 für Mittelzentren. Somit ist die geplante Einzelhan-
delsansiedlung in der Stadt Lahnstein als Mittelzentrum zulässig.

Das Vorhaben entspricht dem Ziel Z 5? des LEP iV.

4.2 Ziel Z 53 LEP IV - Städtebauliches lntegrationsgebnt

„Die Ansiedlung und Erweiterung von großflächigen Einzelhandelsbetrieben mit in-
nenstadtreievanten Sortimenten ist nur in städtebaulich integrierten Bereichen, das
heißt in lnnenstädten und Stadt— sowie Stadtteilzentren, zulässig (städtebauliches
lntegrationsgebot). Die städtebaulich integrierten Bereiche (iizentrale Versorgungs-
bereichee im Sinne des BauGB) sind von den zentralen Orten in Abstimmung mit der
Regionalplanung verbindlich festzulegen und zu begründen. Diese Regelungen müs-
sen auch eine Liste innenstadtrelevanter und nicht innenstadtrelevanter Sortimente
umfassen.“

Das EHK Lahnstein aus dem Jahr 2012 stellt fest, dass der Standort „Koblenzer
Straße" zwar eine gewisse EinzelhandelsaggIomeration darstellt, dass dieser aber
gleichzeitig nicht die notwendigen Kriterien erfüllt, um aus dem Bestand heraus als
ZVB bewertet zu werden. Dies zeichnet sich dadurch aus, dass der Standort über-
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wiegend durch größere oder gar großflächige Einzelhandelsbetriebe geprägt ist,
überwiegend nicht unmittelbar in Wohnsiedlungsbereiche eingebettet ist, überwie-
gend für den autoorientierten Einkauf genutzt werden dürfte und aufgrund der Ange-
botsstruktur nicht primär der Versorgung des Nahbereichs dient, sondern auf größere
Stadtbereiche oder gar die gesamtstädtische oder überörtliche Versorgung ausge-
richtet ist (vgl. EHK Lahnstein 2012 Seite 45MB). In diesem Zusammenhang wird auf
Seite 71:72 verdeutlicht, dass sich für den Standort Koblenzer Straße Handlungser—
fordernisse ergeben, die seitens der Stadt Lahnstein im Rahmen der Ausweisung als
ZVB angegangen beziehungsweise umgesetzt werden sollten, damit die Kriterien,
welche seitens der Rechtsprechung und des Gesetzgebers an ZVB gestellt werden,
erfüllt sind beziehungsweise erfüllt werden. Hierzu zählen: Ansiedlung weiterer
Dienstleistungsbetriebe, eine Aufwertung der Gestaltung des öffentlichen Raums,
eine Aufwertung der Verkehrsinfrastruktur (MlV, ÖF’NV und Fahrrad-i und Fußgän-
gerverkehr) und eine bessere Anbindung an die umgebenden Siedlungsbereiche.

Ein ZVB kann sowohl aus konkreten Planungen als auch aus vorhandenen örtlichen
Gegebenheiten ablesbar sein. Aus dem Urteil des OVG Nordrhein—Westfalen
(A2: 7 A 964105) vom 11.12.2006 geht hervor, dass nach der Amtlichen Begründung
zum Regierungsentwurf des Europarechtsanpassungsgesetz Bau (Beschluss vom
24.06.2004) (veröffentlicht in BT-Drs 15i 2250, Seite 54) zentrale Versorgungsbe-
reich sich insbesondere aus planerischen Festlegungen, namentlich aus Darstellun-
gen und Festsetzungen in den Bauleitplänen oder aus Festlegungen in den Raum-
ordnungsplänen ergeben. Sie können sich aber auch aus sonstigen planungsrecht-r
lich nicht verbindlichen raumordnerisohen und städtebaulichen Konzeptionen erge-
ben. Das beschlossene EHK der Stadt Lahnstein verdeutlicht mit der Festlegung des
Standortes Koblenzer Straße als ZVB eine städtebaulich konzeptionelle Festlegung.

Der ZVB „Koblenzer Straße — mit Zweckbestimmung und Sortimentsbeschränkung"
umfasst neben dem Globus Baumarkt vorrangig nahversorgungsrelevante Ange-
botsstrukturen (u.a. zwei Lebensmitteldiscounter, einen Getränkemarkt und einen
Drogeriemarkt). Zudem sind dort ein Bekleidungsfachmarkt und mehrere Dienstleis-
tungsbetriebe angesiedelt.
Laut dem EHK 2012 der Stadt Lahnstein ist dieser ZVB neben dem bereits beste-
henden nahversorgungsrelevanten Einzelhandel vor allem für bedarfsgerechte
Fachmarktansiedlungen vorgesehen. Für die im ZVB Koblenzer Straße angesiedel-
ten Bestandsbetriebe mit nahversorgungsreievanten und innenstadtrelevanten
Hauptsortiment, die nicht diesen EnMickIungsempfetngen entsprechen, besteht
grundsätzlich Bestandsschutz.
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Nach dem EHK der Stadt Lahnstein (beschlossen am 17.12.2012) befindet sich
das Vorhaben „geplante Lidl-Verlagerung" innerhalb des ZVB „Koblenzer Stra-
ße - mit Zweckbestimmung und Sortimentsbeschränkung". Somit ist das integ-
rationsgebot nach dem Ziel Z 58 LEP lV für die Landesplanung und nach dem
Ziel Z 1 zum Kapitel 2.2.5 des RROP 2006 für die Regionalplanung erfüllt.
Da es sich vorliegend um die Verlagerung eines bestehenden Betriebes mit
kleinfla'chiger Erweiterung handelt, ist dieser von dem Bestandsschutz um-
fasst.

4.3 Ziel Z 60 LEP IV - Nichtbeeinträchtigungsgebot

„Durch die Ansiedlung und Erweiterung von großflächigen Einzelhandelsbetneben
dürfen weder die Versorgungsfunlrtion der städtebaulich integrierten Bereiche der
Standortgemeinde noch die der Versorgungsbereiche (Nah- und Mittelbereiche) be-
nachbarter zentraler Orte wesentlich beeinträchtigt werden (Nichtbeeinträchti—
gungsgebot). Dabei sind auch die Auswirkungen auf Stadtteile von Ober— und Mit—
telzentren zu beachten. ”

Der Vorhabenstandort befindet sich im ZVB „Koblenzer Straße mit Zweckbestim-
mung und Sortimentsbeschränkung" im Stadtteil Niederlahnstein. Da es sich vorlie—
gend um die Verlagerung eines bestehenden Betriebes mit kleinflächiger Erweite—
rung handelt. ist für das Vorhaben von einem lokalen Einzugsgebiet auszugehen.
Das originäre Einzugsgebiet des geplanten Lebensmitteldiscounters umfasst v.a.
Lahnstein und die nördlich angrenzenden Koblenzer Stadtteile Horchheim. Horch-
heimer Höhe, Ptaffendorfer Höhe. sowie im geringerem Ausmaße noch Asterstein.

Der Untersuchungsraum der Verträglichkeitsanalyse erstreckt sich aufgrund der ge-
ographischen und topographischen Lage und der Verkehrsanbindung nördlich bis zu
den Koblenzer Stadtteilen Ehrenbreitstein, Asterstein. Horchheim. Horchheimer Hö-
he. Pfaffendori und Pfaffendorter Höhe, südlich reicht der Untersuchungsraum bis
zum Grundzentrum Braubach.
Unter Beachtung dieses Gesichtspunktes weitet sich der Nachweis der Verträglich-
keit des Vorhabens neben den zentralen Versorgungsbereichen Nord und Süd und
dem Nahversorgungszentrum „Hermsdorfer Straße“ der Standortgemeinde auf die
zentralen Versorgungsbereiche „Stadtteilzentrum Asterstein'fl „Stadtteilzentrum Eh—
renbreitstein“ bis hin zum faktischen ZVB des Grundzentrums Braubach aus.
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Nachfolgend werden die gutachterlichen Einschätzungen zu den Auswirkungen des
Vorhabens unter Berücksichtigung der eingegangenen Stellungnahmen beurteilt.

Die am Verfahren beteiligten Steilen haben keine grundlegenden Bedenken zur Un-
tersuchungsmethodik und den daraus prognostizierten Umsatzumverteilungen geäuü
ßert.

Auswirkungen auf städtebaulich integrierte Bereiche (ZVB) in der Sortiments-
gruppe Drogeriewaren

In der Sortimentsgruppe der Drogeriewaren wurde für sämtliche ZVBs im Untersu-
chungsraum festgestellt, dass eine Umsatzverteilung empirisch nicht nachweisbar ist
(deutlich unter 0.05 Mio. Euro). und somit eine Beeinträchtigung grundsätzlich aus-
geschlossen werden kann. Lediglich im betroffenen ZVB „Koblenzer Straße“ ist ei-
ne Umsatzverteilung von 0,1 Mio. Euro (2%) festgestellt worden.

Bei einer Umsatzurnverteilung in einzelnen Sortimentsbereichen kann bis zu einem
Wert von 10% im Großteil der Fälle von keiner wesentlichen Schädigung bestehen-
der EinzelhandelsansiedIungen ausgegangen werden. Dieser Wert ist nach aktueller
Rechtsprechung jedoch nur als Schwellenwert anzusehen und gegebenenfalls ist ei-
ne genauere Betrachtung des Einzelfalles notwendig. Bei einem so deutlich niedrige-
ren Wert kann jedoch davon ausgegangen werden, dass eine wesentliche Schädi-
gung nicht eintreten wird. Zudem wird hiermit auch kein Magnetbetrieb des ZVB
nachhaltig in seinem Bestand gefährdet. was für schädliche Auswirkungen auch un—
terhalb der 1Üüfo-SChWEIIE sprechen würde.

Auswirkungen auf städtebaulich integrierte Bereiche (ZVB) in der Sortiments-
gruppe Nahrungs- und Genussmittel

Standortoerneinde Lahnstein:

Wie im EHK der Stadt Lahnstein (Seite 59) nachzulesen, stellt der ZVB Süd das
städtebauliche Hauptzentrum des Mittelzentrums Lahnstein dar und übernimmt eine
gesamtstädtische und überörtliche Versorgungsfunktion im mittelzentralen Einzugs-
bereich mit Waren der kurze, mittel— und langfristigen Bedarfsbereiche.
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in der Verträglichkeitsanalyse von Stadt+Handel wird angegeben, dass die Um-
satzumverteilungen auf vier kleine Betriebe entfallen und dass die monetäre Umver-
teilung empirisch nicht nachweisbar ist (d.h. eine Umsatzverteilung von deutlich unter
0,05 Mio. Euro) und vorhabenbedingte Betriebsaufgaben nicht zu erwarten sind.

Die Versorgungsfunktion des ZVB Nord untergliedert sich nach dem EHK der Stadt
Lahnstein 2012 (Seiten 62166 ff.) in zwei Teilbereiche: den Teilbereich Niederlahn-
stein und den Teilbereich Brückenstraße. Hierbei übernimmt der Teilbereich Nieder-
lahnstein vor allem Versorgungsfunktionen mit Waren des kurzfristigen Bedarfs und
begrenzt auch mit Waren des mittel- und langfristigen Bedarfs. Der Teilbereich Brü-
ckenstraße des ZVB wiederum übernimmt im Besonderen die Versorgungsfunktion
für die Stadt Lahnstein durch den mittelzentralen Einzugsbereich beziehungsweise
mittelzentrale Versorgungseinrichtungen. Grund hierfür ist vor allem der ansässige
Globus-SB-Warenmarkt.

Im ZVB Nord sind insgesamt sieben Betriebe mit der Hauptwarengruppe Nahrungs-
und Genussmittel angesiedelt, die meisten am Standortbereich des Globus-8B-
Warenhauses. In der Verträglichkeitsanalyse von Stadt+Handel wird eine Um—
satzumverleilung von 0,3 Mio. Euro und 1% angegeben. Eine vorhabenbedingte Be-
triebsaufgabe sei somit nicht zu erwarten.

Der ZVB Koblenzer Straße weist vorrangig nahversorgungsrelevante Angebots-
strukturen auf (zwei Lebensmitteldiscounter, einen Getränkemarkt sowie ein Droge—
riemarkt) und übernimmt somit derzeit v.a. eine Nahversorgungsfunktion. Darüber
hinaus trägt der Globus Baumarkt maßgeblich zur mittelzentralen Versorgungsfunkti-
on Lahnsteins bei.

In diesem ZVB sind sechs Betriebe der Hauptwarengruppe Nahrungs- und Genuss-
mittel angesiedelt, wobei der hier zu verlagernde Lidl-Markt einer davon ist- Die Um—
satzumverteilung ohne den Umsatz des Bestandsbetriebes Lidl würde für den ZVB
eine Umsatzverteilung von 0,6 Mio. Euro und somit 5% betragen. Dies bedeutet,
dass die größte Beeinträchtigung im gesamten Untersuchungsgebiet auf den selbst
betroffenen ZVB fällt.
Bei einer Umsatzumverteilung in einzelnen Sortimentsbereichen kann bis zu einem
Wert von 10% im Großteil der Fälle von keiner wesentlichen Schädigung bestehen-
der Einzelhandelsansiedlungen ausgegangen werden. Bei einem halb so geringen
Wert kann jedoch grundsätzlich davon ausgegangen werden, dass eine wesentliche
Schädigung nicht eintreten wird.
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Der ZVB Hermsdorfer Straße umfasst seit September 2015 einen Lebensmittelvoll-
sortimenter mit Getränkemarkt.

Eine Umsatzverteilung von 0,3 Mio. Euro würde eine Umsatzumverteilung in Höhe
von 4% für diesen ZVB bedeuten. Bei einer Umsatzumverteilung in einzelnen Sortin
mentsbereichen kann bis zu einem Wert von 10% im Großteil der Fälle von keiner
wesentlichen Schädigung bestehender Einzelhandelsansiedlungen ausgegangen
werden. Bei einem mehr als halb so geringen Wert kann jedoch grundsätzlich davon
ausgegangen werden, dass eine wesentliche Schädigung nicht eintreten wird. Hier
ist allerdings festzuhalten, dass sich die Umsatzumverteiiung auf den den ZVB prä-
genden Ankerbetrieb beschränkt. Insofern kommt der quantitativen Umsatzumvertei-
Iung ein besonderes Augenmerk zu, die aber prognostisch nicht zu einer Betriebs—
aufgabe führen dürfte.

Stadt Koblenz:

Die Stadt Koblenz ist im LEP IV als Oberzentrum ausgewiesen. Die Stadt Kobienz
bildet zusammen mit der Städten Lahnstein, Vallendar, Hähr-Grenzhausen und Ben-
dorf nach dem LEP lV einen mittelzentralen Verbund kcoperierender Zentren(2iel
Z 40).

Der ZVB „Stadtteilzentrum Asterstein“ ist nach dem EHK der Stadt Koblenz ein

relativ kleines Nahversorgungszentrum im Neubaugebiet der 80er Jahre mit zentraler
Lage im Stadtteil. Ein Netto-Lebensmitteldiscounter als Ankerbetrieb wird ergänzt
von mehreren kleinteiligen Geschäften mit Waren des kurz- und mittelfristigen Be-
darfs (vgl. EHK Koblenz, Seite 153).

Hier wurde eine Umsatzverteilung von 0,1 Mio. Euro errechnet, dies entspricht 4%

und liegt somit ebenfalls unter einer relevanten Umsatzumverteilung, die eine Be-
triebsaufgabe erwarten lassen würde.

Beim ZVB „Stadtteilzentrum Ehrenbreitstein“ handelt es sich um einen gewach-

senen Ortskern mit überwiegend historischer Bebauung. Zum Zeitpunkt der Einzel-
handelserhebung zum EHK der Stadt Koblenz war der ZVB vor allem durch einen
kleinteiligen, aufgelockerten Geschäftsbesatz und nicht unerheblichen Leerstand ge-
prägt (vgl. EHK Koblenz Seite 136). Seitdem hat sich ein Lidl-Lebensmitteidiscounter
als Ankerbetrieb für die Nahversorgung etabliert.
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Im ZVB Ehrenbreitstein entspricht die Umsatzverteilung mit 0,2 Mio. Euro 3% und
liegt somit ebenfalls unter einer relevanten Umverteilung. die eine Betriebsaufgabe
erwarten lassen würde.

Stadt Braubach:

Das Grundzentrum Braubach hat bisher kein EHK aufgestellt. aus welchem sich
ein ZVB ergeben würde. Hier wurde durch Stadt+Handel ein faktischer ZVB ange-
nommen, dem im Rahmen des Beteiligungsverfahrens nicht widersprochen wurde.
Laut dem Verträglichkeitsgutachten von Stadt+Handel sei die Einzelhandelsfunktion
trotz der Kategorisierung als Grundzentrum als gering einzustufen und beschränke
sich weitgehend auf die Sicherung der Nahversorgung.

Für den Bereich des faktischen ZVB Braubach sind laut der Verträglichkeitsanalyse
empirisch keine Umsatzumuerteilungen nachzuweisen. Da gutachterlich keine Um-
satzumverteilungen in den untersuchten Sortimentsbereichen belegt werden konn-
ten, ist von keiner Beeinträchtigung des faktischen ZVB in Braubach auszugehen.

Auf Grundlage der Verträglichkeitsanalyse und keinen anderslautenden Stel—
lungnahmen der betroffenen Städte wird davon ausgegangen, dass durch das
Vorhaben grundsätzlich keine negativen städtebaulichen Auswirkungen auf
den Bestand und die Entwicklungsmöglichkeiten von zentralen Versorgungs-
bereichen und Nahversorgungsstrukturen im Untersuchungsraum resultieren
und somit das Ziel Z 60 erfüllt ist.

4.4 Ziel Z 61 LEP IV - Agglomerationsverbot

„Die Bildung von Agglornerationen nicht großflächiger Einzelhandelsbetreibe mit in-
nenstadtrelevanten Sortimenten außerhalb der städtebaulich integrierten Bereiche ist
durch Verlraufsfläcbenbegrenzungen in der Bauleitplanung entgegenzuwirken (Ag-
glomerationsverbot). Haben sich bereits Agglomerationsbereiche außerhalb der
städtebaulich integrierten Bereiche gebildet, so sind diese als Sondergebiete des
großflächigen Einzelhandels in der Bauleitplanung auszuweisen und in ihrem Be—
stand festzuschreiben. “
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Da sich das geplante Vorhaben „Lidl-Verlagerung" in der Koblenzer Straße in
einem zentralen Versorgungsbereich nach dem EHK der Stadt Lahnstein befin-
det, ist das Ziel Z 61 des LEP W für das Vorhaben nicht relevant.

Auch dem Kongruenzgebot aus dem Grundsatz G 4 des Kapitels „Einzelhandel“
des RROP MittelrheinwWestewvald, welches dem Grundsatz des G 56 des LEP IV
entspricht, wurde vorliegend Rechnung getragen. Nach G 4 sollen großflächige Ein-
zelhandelsbetriebe nach Umfang und Zweckbestimmung der zentralörtliche Gliede-
rung entsprechen und der zu sichernden Versorgung der Bevölkerung Rechnung
tragen (Kongruenzgebot).
Gemäß Grundsatz G 56 soll die Sicherung einer wohnortnahen und qualitativen Ver-
sorgung der Bevölkerung mit öffentlichen und privaten Einrichtungen und Dienstleis-
tungen durch die zentralen Orte in den Mittelbereichen und in Aufgabenverteilung in
den mittelzentralen Verbünden wahrgenommen werden.
Lahnstein als Mittelzentrum geht seinem Recht und seiner Pflicht zur Sicherung der
wohnortnahen Versorgung nach und überschreitet mit der beantragten Größenord-
nung auch nicht den für einen solchen zentralen Ort zulässige Verkaufsflächengröße.

5. Ergebnis der vereinfachten raumordnerischen Prüfung

Die geplante Lidl-Verlagerung in der Koblenzer Straße mit einer geplanten Ver-
kaufsfläche von 1.690 rn2 entspricht den Zielen Z 57, Z 58 und Z 60 des LEP IV
und gleichlautender Ziele des RROP Mittelrhein-Westemald 2006. Und ebenso
den Grundsätzen G 4 (Kongruenzgebot) des Kapitels „Einzelhandel“ des
RROP Mittelrhein-Westerwald und dem G 56 des LEP IV.

Die Verkaufsflächen des neuen Lidl-Standortes sind basierend auf dem Ver-
träglichkeitutachten im Bebauungsplan entsprechend festzusetzen.

Um die Zielstellungen und Empfehlungen des Einzelhandelskonzeptes Lahn-
stein einhalten zu können, ist der bestehende Flächennutzungsplan an die ge-
planten Nutzungen anzupassen und der Bebauungsplan (17Ä2i39 — Koblenzer
Straße! Industriestraße") im Bereich des derzeitigen Lidl—Standortes bauleit-
planerisch so zu ändernI dass am Altstandort zukünftig nur noch Einzelhandel
gemäß den Empfehlungen des EHK Lahnstein zulässig ist und der Einzelhan-
del mit Nah rungs- und Genussmittel ausgeschlossen wird.
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Die raumordnerische Prüfung ist hiermit abgeschlossen.

Das Ergebnis dieser vereinfachten raumcrdnerischen Prüfung stellt ein sonstiges Er-
fordernis der Raumordnung nach ä 3 Ziffer 4 Raumordnungsgesetz (ROG) dar. Es
entfaltet gegenüber dem Träger der Planung oder Maßnahme und gegenüber Ein-
zelnen keine unmittelbare Rechtswirkung und ersetzt nicht Genehmigungen, Plan-
feststellungen und sonstige behördliche Entscheidungen nach anderen Rechtsvor-
schnfien.

Nach ä 4 Abs. 1 Nr. 3 ROG (Bindungswirkungen der Erfordernisse der Raumord-
nung) sind bei Entscheidungen öffentlicher Stellen über die Zulässigkeit raumbe—
deutsamer Planungen und Maßnahmen von Personen des Privatrechts. die der Plan—
feststellung oder der Genehmigung mit der Rechtswirkung der Planfeststellung be-
dürfen, Ziele der Raumordnung zu beachten sowie Grundsätze und sonstige Erfor-
dernisse der Raumordnung in Abwägungs- oder Ermessensentscheidungen zu be-
rücksichtigen.

Dieses raumordnerische Prüfergebnis ergeht auf der Grundlage des Beteiligungsvers
fahrens im Benehmen mit den entscheidungsrelevanten Fachstellen und der Pla-
nungsgerneinsohaft Mittelrhein—Westemald.
Die an der vereinfachten raumordnerischen Prüfung beteiligten Stellen erhalten ei-
nen Abdruck dieses abschließenden Prüfergebnisses.

Für die Durchführung dieser vereinfachten raumordnerischen Prüfung werden Ge-
bühren nach der Landesverordnung über die Gebühren für Amtshandlungen nach
dem Landesplanungsgesetz (Besonderes Gebührenverzeichnis) vom 16. April 2005
(GVbI. vom 04.05.2005. S. 138) erhoben. Hierzu ergeht ein gesonderter Kostenfest—
setzungsbescheid.

6. Hinweise zum weiteren Vorgehen

Bei der Farbgestaltung der Anlage sollten die grundlegenden Prinzipien der Farbge-
bung von Bauwerken im Tal berücksichtigt werden. Hierzu verwies das MBWWK
insbesondere auf den für das Welterbegebiet Oberes Mittelrheintal entwickelten
„Leitfaden Farbkultur".
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Eine diesbezügliche Beratung des Planers und der Bauherren sollte im Rahmen des
Bauantragsverfahrens unter Beteiligung der kompetent beratenden Initiative Baukul-
tur bei der SGD Nord (Frau Ursula Knabe. Telefondurohwahl -2Ü44) erfolgen.

Bei der nächsten Fortschreibung des EHK Lahnstein sollten die hier beantragten Än-
derungen mit aufgenommen und das EHK dahingehend aktualisiert werden.

Im Auftrag

CD. 40344€
Danieia Gottreich
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